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Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz • Postfach 2125 • 55011 Mainz 

Mitglieder des  
Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
im Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 
und Städtetag Rheinland-Pfalz  
 
nachrichtlich: 
Mitglieder des Vorstandes (ohne Anlagen) 
 

Ihre Zeichen 

      
Nachricht vom 

      
Unsere Zeichen 

070-04/TR/nm 
Bearbeiter 

Herr Dr. Rätz 
Telefon-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-127 
Telefax-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-9127 
E-Mail 

traetz@gstbrp.de 
Datum 

22.08.2017 

Einladung zur Sitzung am 29.08.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur nächsten Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
laden wir Sie im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Fachbeirates herzlich ein für 

Dienstag, 29. August 2017, 10:00 Uhr, 
Sitzungssaal der Kommunalen Spitzenverbände, 4. OG, 

Deutschhausplatz 1, 55116 Mainz  

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Zukunft Klärschlammverwertung / KKR AöR (Anlage wird nachgereicht) 

2. Funkwasserzähler - Datenschutz, Anpassung AWS (Anlage) 

3. Änderung der Trinkwasserverordnung / Radioaktive Stoffe (Anlage) 

4. Informationspunkte (Anlage) 

5. Verschiedenes 



 

 

Die Anmeldung erfolgt wie bereits zur letzten Sitzung ausschließlich online unter fol-
gendem Link: 

https://www.umfrageonline.com/s/9311e8b 

Sofern Sie an der Sitzung nicht teilnehmen können, bitten wir Sie, unmittelbar Ihre 
Stellvertreterin oder Ihren Stellvertreter zu informieren (siehe Liste der Vertreter in 
der Anlage).  

Die Sitzungsunterlagen stehen zusätzlich in „kosDirekt/Leistungen/GStB/Gremien & 
Sitzungen“ bereit.  

Wir freuen uns auf Ihr Kommen und wünschen eine gute Anreise  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag:  
 
 
 
Dr. Rätz 

Anlagen 
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Beratungsvorlage 2017/0067  


 


Mainz, den 08.08.2017 


Zu TOP 2: Funkwasserzähler - Datenschutz, Anpassung AWS 


 


Zunehmend werden sog. Funk-Wasserzähler angeboten bzw. bereits eingebaut, deren Zäh-
lerstand sich über eine entsprechende Funkverbindung fernablesen lässt (z.B. von der Stra-
ße aus). Die Ablesung direkt am Wasserzähler (durch den Kunden oder einen Ableser) ent-
fällt. Zudem bieten einige Zähler weitere Funktionalitäten, die z.B. für die Leckortung einge-
setzt werden können. Das Aufzeichnen von Verbrauchsprofilen ist dagegen regelmäßig nicht 
vorgesehen. 


In der Bevölkerung bzw. bei den Kunden kommen immer wieder Bedenken zur Sprache, 
insbesondere: 


 Strahlungsbelastung: Hierzu ist allerdings festzuhalten, dass die Strahlenbelastung erheb-
lich geringer ist als die beispielsweise von einem heute üblichen Mobiltelefon ausgehen-
de; sie sei daher allgemein als unbedenklich anzusehen. Ob sich die Bedenken mit einer 
entsprechenden Information ausräumen lassen, sei allerdings einmal dahingestellt.  


 Informationelle Selbstbestimmung / Datenschutz: Hier geht es um die Erhebung und Er-
fassung personenbezogener Daten sowie die Datensicherheit, d.h. Schutz vor unbefug-
tem Zugriff. Ob es sich bei Zählerständen überhaupt um personenbezogene Daten han-
delt, ist durchaus strittig. Derzeit zeichnet sich ab, dass dies zu bejahen ist. 


 Unzulässiger Eingriff in die Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Art. 13 GG. Es gab 
offenbar Fälle, in denen Kunden den Einbau mit Hinweis darauf verwehrt haben. 


Eingriffe in die Informationelle Selbstbestimmung bzw. Unverletzlichkeit der Wohnung bedür-
fen nach GG einer gesetzlichen Grundlage. Hier ist zu klären, ob die AVBWasserV im Zu-
sammenspiel mit der gemeindlichen Wasserversorgungssatzung hierfür ausreichend sind. 


 


1. Informationelle Selbstbestimmung / Datenschutz 


Gemeinsam mit dem VkU haben die rheinland-pfälzischen kommunalen Spitzenverbände 
Ende Juni den Landesbeauftragten für Datenschutz angeschrieben und darum gebeten, uns 
die aus datenschutzrechtlicher Sicht notwendigen Anforderungen mitzuteilen (Anlage). Das 
Antwortschreiben steht noch aus, soll aber bis zur Sitzung vorliegen und wird nachgereicht. 


Nach erster Einschätzung dürfte sich der Landesbeauftragte eng am seinem Kollegen aus 
Hessen orientieren; dieser hatte diesem Thema bereits in seinen Tätigkeitsberichten 2014 
und aktuell 2016 gewidmet, siehe hier: www.datenschutz.hessen.de/tb45k04.htm#entry4872  
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Die Auffassung des Bayerischen Landesbeauftragten, wonach die notwendige gesetzliche 
Grundlage erst noch geschaffen werden müsse (vgl. hier: https://www.datenschutz-
bayern.de/3/wasserzaehler.html) teilt man dem Vernehmen nach hier im Land nicht. 


 


2. Anpassung Allgemeine Wasserversorgungssatzung AWS 


Der bisherigen sehr allgemein gehaltenen Regelung in der AWS, wonach die Gemeinde u.a. 
„Art“ des Wasserzählers bestimmt, soll im Hinblick Rechtsklarheit / Bestimmtheitsgebot so-
wie auf Transparenz angepasst werden, ergänzt durch die datenschutzrechtlich notwendigen 
Regelungen. Betroffen ist nur § 18 AWS-Muster, aktueller Entwurfstand siehe Anlage. Wir 
haben uns dabei an den Formulierungen aus Hessen (siehe oben) orientiert. 


Der Fachbeirat wird um Meinungsbildung gebeten. 


 


Beschlussvorschlag 


Zustimmende Kenntnisnahme 
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STÄDTETAG
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Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 
Federführend: Gemeinde- und StädtebundRheinland-Pfalz 


Freiherr-vom-Stein-Haus, Deutschhausplatz 1, 55116 Mainz 
Telefon: 06131 / 2398-0 – Telefax: 06131 / 2398-139 
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Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Herrn Prof. Dr. Dieter Kugelmann 
Hintere Bleiche 34-38 
55116 Mainz 
  
  
      


Mainz, den 20.06.2017 


Az.: 815-34-Funk/TR/nm 


Einsatz sogenannter 'Funkwasserzähler' durch kommunale Wasserversorgungsunter-
nehmen;  
Datenschutzrechtliche Bewertung 


Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Kugelmann, 
sehr geehrte Damen und Herren, 


die Hersteller von Wasserzählern zur Messung des Wasserverbrauchs bei den Kunden bzw. 
Anschlussnehmern der öffentlichen Wasserversorgung bieten zunehmend sogenannte 
„Funkwasserzähler“ an. Dabei handelt es sich um solche Wasserzähler, die den Zählerstand 
über ein eingebautes Funkmodul fortlaufend oder turnusmäßig oder erst auf externe, eben-
falls funkbasierte Abfrage an ein entsprechendes vom Wasserversorger betriebenes Emp-
fangsgerät senden. Die eingesetzten Techniken sind unserer Einschätzung nach zwar dem 
Grunde nach gleichartig, unterscheiden sich aber im Detail durchaus, beispielsweise hin-
sichtlich Sendeleistung, Frequenz, Sendeintervallen, Reichweite und ähnliches.   


Bei den Trägern der öffentlichen Wasserversorgung, das sind in Rheinland-Pfalz weit über-
wiegend kommunale bzw. kommunal getragene Wasserversorger, besteht aktuell großes 
Interesse am Einbau solcher Funkwasserzähler. Bei flächendeckendem Einsatz können er-
hebliche Erleichterungen in den Arbeitsabläufen und damit in den Kosten des Ableseverfah-
rens erreicht werden. Insbesondere (wird) ist eine Selbstablesung bzw. die Ablesung durch 
einen vom Wasserversorger beauftragten Ableser, der die Wohnung betreten muss und auf 
die Anwesenheit der Bewohner angewiesen ist, nicht mehr erforderlich. Zudem können 
Funkwasserzähler die Leckortung erheblich erleichtern.  


Allerdings gibt es bei den Kunden z.T. erhebliche Akzeptanzprobleme bis hin dazu, dass sich 
Haus- oder Wohnungseigentümer gegen den Einbau eines Wasserzählers verwehren und 
dies nötigenfalls gerichtlich durchzusetzen versuchen. Begründet wird dies vorrangig mit der 
Strahlenbelastung sowie mit Art. 13 Abs. 1 GG – Unverletzlichkeit der Wohnung - bzw. mit 
der diesbezüglich fehlenden Rechtsgrundlage.  
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Zur Frage der Strahlenbelastung konnten wir bereits einer entsprechenden Herstellerinfor-
mation entnehmen, dass die von den Funkwasserzählern ausgehende Strahlenbelastung 
erheblich geringer ist als die beispielsweise von einem heute üblichen Mobiltelefon ausge-
hende, so dass die Strahlenbelastung im Ergebnis als unbedenklich anzusehen sei. Solche 
Bedenken dürften daher mit einer entsprechenden Information ausgeräumt werden können. 


Schwerwiegender sind dagegen die Fragen des Eingriffs in die Informationelle Selbstbe-
stimmung (Art. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG) und möglicherweise sogar des Eingriffs in die Unver-
letzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 GG). Diese bedürfen einer Rechtsgrundlage.  


Im Hinblick auf die informationelle Selbstbestimmung stellt sich zunächst die Frage, ob, in-
wieweit bzw. unter welchen Voraussetzungen die an einem Wasserzähler abgelesenen Da-
ten als personenbezogene Daten im Sinne des Landesdatenschutzgesetzes anzusehen 
sind. Der Begriff der personenbezogenen Daten wird zweifellos grundsätzlich weit ausgelegt. 
Zweifel an der Personenbezogenheit sind in den Fällen vorhanden, in denen es sich um den 
Wasserverbrauch in einem Mehrfamilienhaus handelt, also den Gesamtwasserverbrauch auf 
einem angeschlossenen Grundstück im Zeitraum eines Jahres. Rückschlüsse auf den Was-
serverbrauch einzelner in dem Mehrfamilienhaus wohnhafter Personen sind daraus in der 
Regel nicht möglich.  


Handelt es sich um personenbezogene Daten, sehen wir die notwendigen Rechtsgrundlagen 
über die AVBWasserV bzw. in den jeweiligen Wasserversorgungssatzungen enthaltenen 
Regelungen als gegeben und ausreichend an. Zum gleichen Ergebnis kommt auch der Da-
tenschutzbeauftragte des Landes Hessen im Rahmen seines Tätigkeitsberichts für das Jahr 
2016 (vgl. S. 120 ff. des als Anlage beigefügten Tätigkeitsberichts). Seiner Auffassung nach 
ist eine formell-gesetzliche Grundlage, auf die die Erhebung und Verarbeitung von Wasser-
verbrauchswerten für Abrechnungszwecke mithilfe der Funkwasserzähler gestützt werden 
kann, bereits im Wasserrecht vorhanden. Dies dürfte unseres Erachtens auch für Rheinland-
Pfalz entsprechend gelten.  


Daher dürfte unserer Auffassung nach bereits nach aktueller Rechtslage der Einsatz von 
Funkwasserzählern grundsätzlich zulässig sein, soweit damit der gleiche Zweck wie mit den 
heutigen "herkömmlichen" Wasserzählern verfolgt wird - nämlich die jährliche Ablesung des 
Zählerstands, um den Wasserverbrauch für die jährliche Verbrauchsabrechnung zu ermit-
teln.  


Die Nutzung der Funkwasserzähler zu anderen Zwecken, beispielsweise als zusätzliches 
Element eines Leckortungssystems, ohne dabei jedoch personenbezogene Daten zu ver-
wenden, dürfte datenschutzrechtlich unbedenklich sein.   


Der GStB beabsichtigt, die Regelungen über die Wasserzähler in seinem Satzungsmuster 
wie im Dateianhang ersichtlich zu ergänzen (Ergänzungen in rot in den §§ 18 und 20). Es 
versteht sich von selbst, dass ein Wasserversorger die Pflicht hat, seine Kunden vor dem 
Einbau entsprechend zu informieren, auch und insbesondere bezüglich der vorgenannten 
Aspekte. Diese Pflicht ist in den Wasserversorgungssatzungen bereits angelegt; siehe dazu 
ebenfalls Dateianhang, § 18 Abs. 2 Satz 3. Die GStB-Satzungsmuster werden von den Mit-
gliedern weitestgehend so übernommen. 


Um unsere Mitglieder in dieser Sache möglichst rechtssicher beraten zu können, bitten wir 
Sie hierzu um Ihre geschätzte Auffassung aus Sicht des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz.  


Sollte es aus Ihrer Sicht über die genannten Problemfelder hinaus weitere geben, sind wir 
Ihnen dankbar, wenn Sie auch darauf eingehen. Die gegen den Einsatz von Funkwasserzäh-
lern vorhandenen Befürchtungen, dass die gesendeten Daten von unbefugten Dritten mitge-
lesen und ggf. missbräuchlich verwendet werden könnten, können durch technisch-
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organisatorische Maßnahmen der Wasserversorgungsunternehmen ausgeräumt werden. 
Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, durch organisatorische und technische 
Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass datenschutzrechtliche Vorgaben eingehalten wer-
den. Dies kann v.a. durch eine ausreichende Verschlüsselung, die den Anforderungen des 
BSI genügt, gewährleistet werden. Funkwasserzähler, die mit einer solchen Verschlüsselung 
ausgestattet sind, sind auf dem Markt verfügbar. 


Hierfür danken wir Ihnen bereits heute recht herzlich. 


Wir beabsichtigen, Ihr Antwortschreiben unseren Mitgliedern unmittelbar zur Verfügung zu 
stellen und ggf. durch weitere Praxishinweise zu ergänzen. 


Mit freundlichen Grüßen 


 


 


 


Dr. Thomas Rätz 
(GStB, Referent) 


 


 


 


Jürgen Hesch 
(LKT, Beigeordneter) 


 


 


 


Kornelia Schönberg
(StT, Referentin) 


 


 


Kristin Bonaventura 
(VkU, Geschäftsführerin) 
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Allgemeine Wasserversorgungssatzung 


- öffentlich-rechtliche Gestaltung des Benutzungsverhältnisses - 


Satzungsmuster des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 


Erarbeitet unter Mitwirkung des Fachbeirats  
"Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen Rheinland-Pfalz" 


Stand: Mai 2017 


 


 


 


Änderungsjournal 


Änderungen aktuelle Fassung Mai 2017 gegenüber vorheriger Fassung April 2016  
(Im Text sind die geänderten Passagen mit roter Schriftfarbe gekennzeichnet) 


Bezug 
(neuer Stand) 


Änderung 


§ 2 Nr. 7 Ergänzung des Hinweises auf die einschlägigen technischen Normen und all-
gemein anerkannten Regeln der Technik (analog zur Entwässerungssatzung).


§ 4 Abs. 3  Redaktionelle Anpassung und Änderung in eine Kann-Bestimmung. 


§ 17 Abs. 5 Ergänzung dahingehend, dass der Grundstückseigentümer die Einstellung nur 
dann verlangen kann, wenn dies nicht den Wasserversorgungspflichten der 
öffentlichen Wasserversorgung widerspricht - und nicht z.B. dazu dienen soll, 
um Forderungen des Grundstückseigentümers gegenüber einem Mieter 
durchzusetzen. 


§ 30 Abs. 1 Komplette Neuregelung der Tatbestände für Ordnungswidrigkeiten. 


 En
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Nachrichtlich:  
Änderungen vorherige Fassung April 2016 gegenüber vorvorheriger Fassung Dezember 2013  


Bezug 
(neuer Stand) 


Änderung 


Gesamte Satzung Anpassung der Verweise auf das neue LWG 
(Landeswassergesetz LWG vom 14. Juli 2015, GVBl. 2015, Nr. 8, S. 127) 


§ 2 Nr. 1 Satz 1 Streichung der Passage "ohne die Grundstücksanschlüsse (d.h. Hausan-
schlussleitungen im Sinne des § 10 AVBWasserV)" am Ende des Satzes.  
Stand im Widerspruch zur AVBWasserV. 


§ 3 Abs. 1 Streichung der Baulast als zulässiges Instrument der Sicherung der Er-
schließung über fremde Grundstücke (Hinterliegergrundstücke). 


Begründung: Die Baulast bewirkt keine privatrechtlichen Nutzungsansprüche 
bzw. Duldungspflichten (OLG Oldenburg, Urteil vom 30. Januar 2014 - 1 U 
104/13 - juris) 


§ 19 Abs. 1 Anpassung des Verweises auf das Eichrecht  
(bisher Eichgesetz, jetzt Mess- und Eichgesetz) 
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gen, oder sind solche vorgesehen, können für jede dieser Anlagen die für Grundstücke 
maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung entsprechend angewandt werden; die Ent-
scheidung hierüber trifft die Gemeinde/Verbandsgemeinde/Stadt 


3. Grundstückseigentümer 


Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. 
Ihm gleichgestellt sind nach dieser Satzung Erbbauberechtigte, jeder einzelne Eigentü-
mer einer Wohnungseigentümergemeinschaft nach WEG, Nießbraucher und solche 
Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein Grundstück 
ausüben. Soweit bei Wohnungseigentümergemeinschaften ein Verwalter bestellt ist, ist 
dieser Vertreter der Adressaten aus den Rechtsverhältnissen dieser Satzung. 


4. Grundstücksanschluss/Hausanschluss: 


Der Grundstücksanschluss ist die Verbindungsleitung zwischen der Straßenleitung und 
der Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle der Straßenleitung und endet mit 
der Hauptabsperrvorrichtung.  


Alternative 1: Hauptabsperrvorrichtung ist die in Fließrichtung des Wassers hinter der 
Messeinrichtung angeordnete Absperrvorrichtung. 


Alternative 2: Hauptabsperrvorrichtung ist die in Fließrichtung des Wassers vor der 
Messeinrichtung angeordnete Absperrvorrichtung. 


Als „überlang“ gilt ein Grundstücksanschluss jedenfalls dann, wenn seine Länge mehr 
als … m beträgt2. 


5. Kundenanlage 


Die Kundenanlage umfasst alle Leitungen und Anlagen, die in Fließrichtung des Was-
sers hinter der Hauptabsperrvorrichtung liegen, ohne die Messeinrichtung. 


6. Straßenleitung 


Straßenleitungen sind die Verteilerleitungen im Versorgungsgebiet, die dem Anschluss 
der Grundstücke dienen; das gilt auch für solche Leitungen, die nicht in einer öffentli-
chen Straße verlegt sind. 


7. Technische Bestimmungen 


Die technischen Normen bzw. allgemein anerkannten Regeln der Technik sind Bestand-
teil dieser Satzung und können bei dem Einrichtungsträger während der Dienststunden 
eingesehen werden. Dies gilt Insbesondere für 


1. DIN 1988  


2. DIN 2000  


 


                                                 


2 Länge in Metern einfügen. 
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(2) Sind die Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 3 und des § 4 Abs. 1 nicht gegeben, insbe-
sondere wenn noch keine betriebsfertige Leitung vor dem Grundstück verlegt ist, kann die 
GSV* einem Grundstückseigentümer auf seinen Antrag gestatten, sein Grundstück durch ei-
ne eigene provisorische Anschlussleitung an eine Leitung jederzeit widerruflich auf seine 
Kosten anzuschließen. Die Kosten der Unterhaltung, Änderung und Erneuerung dieser Lei-
tung trägt der Grundstückseigentümer. Die Stelle des Anschlusses sowie Material, Umfang, 
Linienführung und Tiefe der provisorischen Leitung sowie die Wiederherstellung des alten 
Zustandes für die in Anspruch genommenen öffentlichen Flächen bestimmt dabei die GSV*. 
Die GSV* kann auch die unentgeltliche Übertragung der Anlage in ihr Eigentum verlangen. 
Werden nach Verlegung der provisorischen Anschlussleitung die Voraussetzungen des § 6 
und des § 7 geschaffen, so hat der Grundstückseigentümer die Leitungen auf seine Kosten 
auf Verlangen der GSV* stillzulegen oder zu beseitigen. In Einzelfällen kann die GSV vom 
Grundstückseigentümer die Eintragung einer Reallast verlangen. 


(3) Für überlange Grundstücksanschlüsse kann die GSV vom Grundstückseigentümer die 
Eintragung einer Reallast verlangen. 


 


§ 5 
Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 


(1) Die GSV* ist berechtigt, die Wasserentnahme zur Sicherstellung der Wasserversorgung 
(z.B. wegen Wassermangels) zeitlich zu beschränken. Die Entnahme von Wasser in außer-
gewöhnlichen Mengen kann versagt oder von der Erfüllung besonderer Bedingungen ab-
hängig gemacht werden, soweit und solange die GSV* durch Umstände, deren Beseitigung 
ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, an der Versorgung gehindert ist. Das Benut-
zungsrecht gilt insoweit als eingeschränkt. Beschränkungen nach § 13 Abs. 2 und auch § 16 
Abs. 2 Satz 2 bleiben unberührt. 


(2) Das Benutzungsrecht nach § 3 Abs. 1 umfasst nicht die Inanspruchnahme der Wasser-
versorgungsanlage für Erdungen der elektrischen Anlagen und Blitzschutzanlagen. 


(3) Soweit auf einem Grundstück private Wasserversorgungsanlagen nach dieser Satzung 
zulässig sind, dürfen diese mit der Wasserversorgungsanlage der GSV* nicht verbunden 
sein. 


§ 6 
Anschlusszwang 


(1) Die nach § 3 dieser Satzung zum Anschluss Berechtigten sind verpflichtet, ihre Grund-
stücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen oder anschließen zu las-
sen (Anschlusszwang), sobald diese mit Gebäuden für den dauernden oder vorübergehen-
den Aufenthalt von Menschen bebaut oder mit der Bebauung begonnen ist und die Grund-
stücke durch eine betriebsfertige Straßenleitung erschlossen sind. 
Als erschlossen gilt ein Grundstück auch dann, wenn es einen Zugang zu einer solchen 
Straße durch einen öffentlichen oder dem Grundstückseigentümer gehörenden Weg oder in 
rechtlich gesicherter Form über andere Grundstücke hat. 


(2) Die Verpflichtung zum Anschluss besteht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satz 1 nicht erfüllt sind, aber auf dem Grundstück Wasser verbraucht wird oder in absehbarer 
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(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der GSV* vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Der Antragsteller hat der GSV* alle für die Herstellung und Ent-
fernung des Bauwasseranschlusses entstehenden Kosten nach Maßgabe der Bestimmun-
gen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung zu erstatten. Die Sätze 1 und 2 gelten für An-
schlüsse zu sonstigen vorübergehenden Zwecken entsprechend. 


(4) Soll das Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu ande-
ren vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der 
GSV* mit Wasserzählern zu benutzen. 


§ 17 
Um- und Abmeldung des Wasserbezuges 


(1) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungsanlagen nicht 
verpflichtet ist, den Wasserbezug vollständig einstellen, so hat er dies mindestens zwei Wo-
chen vor der Einstellung der GSV* schriftlich mitzuteilen. Dies gilt gleichermaßen für nicht 
unwesentliche Änderungen der Bezugsmenge.7 


(2) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug ganz oder 
teilweise einstellen, so hat er bei der GSV* Befreiung bzw. Teilbefreiung nach den Bestim-
mungen des § 8 zu beantragen. 


(3) Änderungen im Kreise der Grundstückseigentümer sowie deren Namen und Anschrift 
haben die bisherigen Eigentümer der GSV* innerhalb von zwei Wochen nach der Änderung 
schriftlich mitzuteilen. Zu dieser Meldung sind auch die neuen Eigentümer verpflichtet. 


(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne von Abs. 1 oder vor Er-
teilung der Befreiung eingestellt, so haftet der Grundstückseigentümer der GSV* für die Er-
füllung sämtlicher sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen der GSV*. 


(5) Der Grundstückseigentümer kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses ver-
langen, ohne damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen, soweit dies nicht den Wasserver-
sorgungspflichten der GSV* widerspricht. Die Kosten für die Absperrung sowie für die mit der 
Wiederinbetriebnahme verbundenen Maßnahmen8 trägt der Grundstückseigentümer nach 
Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung. 


                                                 


7 Beispielsweise bei Aufgabe der Viehhaltung oder der Änderung/Einstellung von Produktionsverfah-
ren mit hohem Wasserverbrauch 
8  Beispielsweise die Spülung des Grundstücksanschlusses im Hinblick auf die Gefahr der Verkei-
mung 
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V. Abschnitt: Messung des Wasserverbrauchs 


§ 18 
Messeinrichtung 


(1) Der Wasserverbrauch auf dem Grundstück wird durch geeichte Wasserzähler (Messein-
richtung)9 festgestellt, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes 
ergibt. Die GSV* stellt die Einhaltung der eichrechtlichen Vorschriften sicher und trägt die 
damit verbundenen Kosten der Abnahme und ggf. Wiederanbringung. Die vom Wasserzähler 
ordnungsgemäß angezeigte Wassermenge gilt für die Berechnung der Gebühren als ver-
braucht.  


(2) Die GSV* bestimmt entsprechend den Erfordernissen des Einzelfalles Art, Zahl, Größe 
und Anbringungsort der Wasserzähler; dazu gehören auch solche Wasserzähler, die den 
Zählerstand über eine Funkverbindung senden (Funk-Wasserzähler). Ebenso ist die Liefe-
rung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der Wasserzähler Aufgabe 
der GSV*. Sie wird den Grundstückseigentümer anhören und seine berechtigten Interessen 
wahren. Sie wird auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wasserzähler verlegen, 
wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist; der Grundstück-
seigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 


(3) Wasserzähler sind gemäß § 10 Abs. 3 Bestandteil des Grundstücksanschlusses und Ei-
gentum der GSV*. Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die 
Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen der GSV* unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Wasserzähler vor Oberflächenwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schüt-
zen. 


(4) Der Grundstückseigentümer darf Änderungen an dem Wasserzähler und an seiner Auf-
stellung nicht vornehmen und nicht dulden, dass solche Änderungen durch andere Personen 
als durch Beauftragte der GSV* vorgenommen werden. 


§ 19 
Nachprüfung von Wasserzählern 


(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine 
anerkannte Konformitätsbewertungsstelle im Sinne der §§ 13 oder 14 des Mess- und Eich-
gesetzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei der 
GSV*, so hat er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen. 


(2) Die Kosten der Prüfung fallen nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung 
Wasserversorgung der GSV* zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehler-
grenzen überschreitet, sonst dem Grundstückseigentümer.  


                                                 


9  Als Messeinrichtung wird der geeichte Wasserzähler definiert. 
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§ 20 
Ablesung 


(1) Die Wasserzähler werden von Beauftragten der GSV* möglichst in gleichen Zeitabstän-
den oder auf Verlangen der GSV* vom Grundstückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat 
dafür Sorge zu tragen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. Den Ablesezeitraum 
gibt die GSV* ortsüblich bekannt. 


(2) Funk-Wasserzähler werden einmal jährlich durch die GSV* für die Zwecke der Ver-
brauchsabrechnung ausgelesen. Darüber hinaus ist die GSV* berechtigt, Zählerstände un-
terjährig in anonymisierter Form zu erfassen, soweit dies zum ordnungsgemäßen Betrieb der 
Wasserversorgungslagen erforderlich ist (beispielsweise zur Leckortung); die GSV* stellt in 
diesem Fall sicher, dass diese Daten nicht grundstücks- oder personenbezogen erfasst wer-
den. 


Die Sicherheit der von Funk-Wasserzähler gesendeten Daten wird gemäß den allgemeinden 
BSI-Standards dadurch gewährleistet, dass ……  - hier konkrete Maßnahmen bezeichnen - 
……………………. 
 


(3) Solange der Beauftragte der GSV* die Räume des Grundstückseigentümers und Benut-
zers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann und der Grundstückseigentümer den 
Zählerstand nicht selbst abliest und mitteilt bzw. bei einem Funk-Wasserzähler die Ablesung 
gestört ist, darf die GSV* den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen; 
die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 


§ 21 
Berechnungsfehler 


(1) Ergibt eine Prüfung der Wasserzähler eine Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen, so 
ist der zu viel oder zu wenig berechnete Gebührenbetrag zu erstatten oder nachzuentrichten. 
Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt ein Wasserzähler nicht 
an, so ermittelt die GSV* den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus 
dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs durch Schät-
zung; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 


(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ab-
lesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch10 auf längstens zwei Jahre be-
schränkt. 


§ 22 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 


(1) Die GSV* ist berechtigt, an der Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzähler-
schacht oder Wasserzählerschrank anzubringen, wenn 


                                                 


10  Hinweis: Es handelt sich hier um den Anspruch auf Feststellung des Fehlers. Unberührt bleiben die 
Fristen für Ansprüche auf Korrekturen der Bescheide gemäß Abgabenordnung. 
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(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfernung der 
Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen der GSV* noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 


VIII. Abschnitt: Entgelte 


§ 29 
Entgelte für die Wasserversorgung 


(1) Die Erhebung der einmaligen und laufenden Entgelte sowie der Verwaltungsgebühren 
und Aufwendungsersätze richtet sich nach der gesonderten Entgeltsatzung Wasserversor-
gung.  


(2) Die Abgabe von Wasser an Industrieunternehmen und Weiterverteiler kann durch beson-
dere Lieferungsverträge geregelt werden. Dies gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser 
in den Fällen des § 12 sowie in den Fällen des § 4 Abs. 1 und 2. 


IX. Abschnitt: Sonstige Vorschriften 


§ 30 
Ahndung bei Verstößen sowie Zwangsmaßnahmen 


(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 24 Abs. 5 GemO, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem 
Gebot oder Verbot dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er 


1. Anschlüsse ohne die notwendigen Anträge, Genehmigungen, Vereinbarungen, An-
zeigen oder Eintragungen (insbesondere § 4 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 bis 6) oder 
entgegen einer erteilten Genehmigung oder entgegen den Bestimmungen dieser 
Satzung (insbesondere §§ 3, 6, 10 und 11) herstellt, 


2. sein Grundstück nicht anschließt oder anschließen lässt oder nicht die dafür notwen-
digen Vorkehrungen trifft bzw. nicht die notwendigen Anträge stellt (insbesondere §§ 
6, 10 und 11, § 17 Abs. 2), 


3. entgegen § 10 Abs. 3 nicht zulässige oder nicht genehmigte Änderungen an der 
Grundstücksanschlussleitung vornimmt oder die Leitung nicht ausreichend nach § 10 
Abs. 4 schützt,  


4. den Wasserzähler nicht entsprechend § 18 Abs. 3 schützt oder Änderungen am 
Wasserzähler vornimmt oder duldet (§ 18 Abs. 4) oder eine Messeinrichtung an der 
Grundstückgrenze nicht in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich hält 
(§ 22 Abs. 1), 


5.  seine private Kundenanlage entgegen den Bestimmungen des § 23 Abs. 2 bis 6 er-
richtet, erweitert, ändert und unterhält, insbesondere wer unzulässige direkte Verbin-
dungen (d.h. ohne freien Auslauf) mit eigenen Zusatz- oder Regenwasseranlagen 
herstellt.  
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6. Wasser entgegen den Bestimmungen dieser Satzung oder entgegen einer Geneh-
migung oder Vereinbarung entnimmt bzw. verwendet (insbesondere § 5 Abs. 3, § 7, 
§ 8 Abs. 3 und Abs. 5, § 16), 


7. eine private Löschwasserentnahmestelle missbräuchlich verwendet (§ 12 Abs. 2) 
oder berechtigte Nutzung durch die Feuerwehr behindert oder erschwert (§ 12 
Abs. 3) 


8. den Wasserbezug nicht nach § 17 um- oder abmeldet, 


9. festgestellte Mängel nicht beseitigt (insbesondere § 25 Abs. 2 und 3),2. sein 
Grundstück nicht anschließt oder anschließen lässt oder nicht die dafür notwendigen 
Vorkehrungen trifft bzw. nicht die notwendigen Anträge stellt (insbesondere §§ 6, 10 
und 11, § 17 Abs. 2), 


10. seinen Benachrichtigungspflichten (insbesondere § 10 Abs. 5 und 6, § 17 Abs. 1, 
§ 18 Abs. 3, § 23 Abs. 4) oder Duldungspflichten (insbesondere § 27 und 28) nicht 
nachkommt, 


oder wer einer aufgrund dieser Satzung ergangenen, vollziehbaren Anordnung zuwider-
handelt. Ordnungswidrig sind außerdem Eingriffe in öffentliche Wasserversorgungsanla-
gen, die von der Gemeinde/Verbandsgemeinde/Stadt nicht ausdrücklich genehmigt sind. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu der im § 24 Abs. 5 Gemeinde-
ordnung festgelegten Höhe geahndet werden. Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkei-
ten findet Anwendung. 


(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes für Rheinland-Pfalz. 


§ 31 
Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt am ..................... in Kraft. 


Gleichzeitig tritt die Satzung .................................................. außer Kraft. 


 


 


________________________, den _______________ Gemeindeverwaltung 
Stadtverwaltung 
Verbandsgemeindeverwaltung 


(Siegel) En
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Beratungsvorlage 2017/0068  


 


Mainz, den 08.08.2017 


Zu TOP 3: Änderung der Trinkwasserverordnung / Radioaktive Stoffe 


 


1. Radioaktive Stoffe  


Mit der vorherigen Änderung der TrinkwV im März 2016 wurde die Pflicht eingeführt, das 
Trinkwasser auf radioaktive Stoffe untersuchen zu lassen, und zwar anhand der Parameter 
Radon222, Tritium und Richtdosis. Da diese Parameterwerte sich im Trinkwassersystem 
nicht verändern können, ist keine Probenahme am Zapfhahn erforderlich, d.h. alle Proben 
am Ausgang Wasserwerk genommen werden. 


Die Erstuntersuchung in Form von vier Einzeluntersuchungen aus vier verschiedenen Quar-
talen ist unabdingbare Pflicht und bis 26.11.2019 zu erledigen. Je nach Ergebnis dieser Er-
stuntersuchung entscheidet das Gesundheitsamt, welche weiteren laufenden Untersuchun-
gen durchzuführen sind; es kann auch entscheiden, dass bis auf weiteres keine weiteren 
Untersuchungen auf Radioaktivität mehr durchzuführen sind. 


Knackpunkt: Die Untersuchungen sind enorm teuer und können es sind nur wenige, hoch 
spezialisierte Labore akkreditiert. Daher ist mit Engpässen zu rechnen. Die Gesundheitsäm-
ter drängen derzeit auf zeitnahe Erledigung, um nicht Gefahr zu laufen, die o.g. Frist zu ver-
säumen.  


 


2. Anstehende Änderung der Trinkwasserverordnung 


Die anstehende Änderung dient vorrangig zur Umsetzung der 2015 geänderten EU-
Trinkwasserrichtlinie (2015/1535), Umsetzungsfrist: 27. Oktober 2017; im Übrigen aus Er-
kenntnissen in der Trinkwasserhygiene sowie aus Erfahrungen der Behörden mit dem Voll-
zug der Trinkwasserverordnung (bzgl. Gesundheitsschutz, Informationsrechte der Bevölke-
rung uam). Der zugehörige Referentenentwurf wurde Anfang August in eine erste Verbände-
anhörung gegeben (Anlage 1), der DStGB hat u.a. zusammen mit dem VkU eine erste Stel-
lungnahme abgegeben (Anlage 2). 


Wesentliche Änderung ist die Einführung des Konzepts der „Risikobewertungsbasierten An-
passung der Probennahmeplanung“, kurz: RAP, § 14 Abs. 2. Danach kann das GA - jeweils 
für 5 Jahre - einen Probennahmeplan mit reduzierten Untersuchungshäufigkeiten zulassen, 
soweit eine vom Wasserversorgungsunternehmen zu erstellenden Risikobewertung zu ent-
sprechenden Ergebnissen kommt. 
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Nach erster Einschätzungen der Wasserversorger sind vorgesehenen Klarstellungen, die 
Neuordnung der Parameter in A- und B-Parameter sowie das neue RAP-Konzept dem 
Grunde nach zu begrüßen. Die Gesundheitsämter sehen die Sache dagegen differenzierter. 


Wir hatten angeregt, auch die Parameter zur Radioaktivität in das neue RAP-Konzept aufzu-
nehmen. Dies sei aber, so heißt es, aufgrund der EU-Richtlinie 2013/51/EURATOM des Ra-
tes aus 2013 nicht möglich. 


Im Rahmen des förmlichen Verfahrens werden die Verbände nochmals Gelegenheit zu Stel-
lungnahme zum Regierungsentwurf haben. 


 


Beschlussvorschlag  


Der Fachbeirat wird um Meinungsbildung gebeten. Die anstehende Änderung der TrinkwV 
wird in der AG Wasser beraten. 
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Verordnungsentwurf


Verordnung zur Änderung trinkwasserrechtlicher Vorschriften*


Vom…


Es verordnen auf Grund


- des § 38 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes, der zuletzt durch Artikel 70
Nummer 2 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert
worden ist, das Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit,


- des § 14 Absatz 2 Nummer 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2013 (BGBl. I S. 1426) das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft:


Artikel 1 Änderung der Trinkwasserverordnung


Verordnung


über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch
(Trinkwasserverordnung – TrinkwV 2001)1, 2


Verordnung


über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch


(Trinkwasserverordnung – TrinkwV 2001)


1. Abschnitt


Al lgemeine Vorschr i f ten


§ 1


Zweck der Verordnung


Zweck der Verordnung ist es, die menschliche Gesundheit vor den nachteiligen
Einflüssen, die sich aus der Verunreinigung von Wasser ergeben, das für den
menschlichen Gebrauch bestimmt ist, durch Gewährleistung seiner Genusstauglichkeit
und Reinheit nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zu schützen.


* Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2015/1787 der Kommission vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Anhänge II und III der Richtlinie
98/83/EG des Rates über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABl. L 260/6 vom 7.10.2015, S. 6)
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§ 2


Anwendungsbereich


(1) Diese Verordnung regelt die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch,
im Folgenden als Trinkwasser bezeichnet. Sie gilt nicht für


(1) Diese Verordnung regelt die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch,
im Folgenden als Trinkwasser bezeichnet. Sie gilt nicht für


1. natürliches Mineralwasser im Sinne des § 2 der Mineral- und
Tafelwasserverordnung,


1. natürliches Mineralwasser im Sinne des § 2 der Mineral- und
Tafelwasserverordnung,


2. Heilwasser im Sinne des § 2 Absatz 1 des Arzneimittelgesetzes, 2. Heilwasser im Sinne des § 2 Absatz 1 des Arzneimittelgesetzes,


3. Schwimm- und Badebeckenwasser, 3. Schwimm- und Badebeckenwasser,


4. Wasser, das sich in wasserführenden, an die Trinkwasser-Installation
angeschlossenen Apparaten befindet, die


a) entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht Teil der
Trinkwasser-Installation entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der
Technik sind und


b) mit einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden
Sicherungseinrichtung ausgerüstet sein müssen,


und das sich hinter einer Sicherungseinrichtung nach Buchstabe b befindet.


4. Wasser, das sich in wasserführenden, an die Trinkwasser-Installation
angeschlossenen Apparaten befindet, die


a) entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht Teil der
Trinkwasser-Installation entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der
Technik sind und


b) mit einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden
Sicherungseinrichtung ausgerüstet sein müssen,


und das sich hinter einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechenden Sicherungseinrichtung nach Buchstabe b befindet. eines
wasserführenden Apparates befindet, der an die Trinkwasser-Installation
angeschlossen, aber entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik
nicht Teil der Trinkwasser-Installation ist,


5. Trinkwasser im Sinne des § 3 Nummer 1 Buchstabe b, sofern die nach § 38 Absatz
1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches zuständige Behörde festgestellt
hat, dass die Qualität des Wassers die Genusstauglichkeit des Enderzeugnisses
nicht beeinträchtigen kann.


(2) Für Anlagen und Wasser aus Anlagen, die zur Entnahme oder Abgabe von Wasser
bestimmt sind, das nicht die Qualität von Trinkwasser hat, und die zusätzlich zu den
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 installiert werden können, gilt diese
Verordnung nur, soweit sie darauf ausdrücklich Bezug nimmt.


§ 3


Begriffsbestimmung


§ 3


Begriffsbestimmung


Im Sinne dieser Verordnung Im Sinne dieser Verordnung
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1. ist „Trinkwasser“ für jeden Aggregatzustand des Wassers und ungeachtet dessen,
ob es für die Bereitstellung auf Leitungswegen, in Wassertransport-Fahrzeugen
oder verschlossenen Behältnissen bestimmt ist,


1. ist „Trinkwasser“ für in jedenm Aggregatzustand des Wassers und ungeachtet
dessen, ob es das Wasser für die Bereitstellung auf Leitungswegen, in
Wassertransport-Fahrzeugen, aus Trinkwasserspeichern an Bord von Land-,
Wasser- und Luftfahrzeugen oder verschlossenen Behältnissen bestimmt ist,


a) alles Wasser, im ursprünglichen Zustand oder nach Aufbereitung, das zum
Trinken, zum Kochen, zur Zubereitung von Speisen und Getränken oder
insbesondere zu den folgenden anderen häuslichen Zwecken bestimmt ist:


a) alles Wasser, das, im ursprünglichen Zustand oder nach Aufbereitung, das zum
Trinken, zum Kochen, zur Zubereitung von Speisen und Getränken oder
insbesondere zu den folgenden anderen häuslichen Zwecken bestimmt ist:


aa) Körperpflege und -reinigung, aa) Körperpflege und -reinigung,


bb) Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß mit Lebensmitteln in
Berührung kommen,


bb) Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß mit Lebensmitteln in
Berührung kommen,


cc) Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß nicht nur
vorübergehend mit dem menschlichen Körper in Kontakt kommen,


cc) Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß nicht nur
vorübergehend mit dem menschlichen Körper in Kontakt kommen,


b) alles Wasser, das in einem Lebensmittelbetrieb verwendet wird für die
Herstellung, die Behandlung, die Konservierung oder das Inverkehrbringen von
Erzeugnissen oder Substanzen, die für den menschlichen Gebrauch bestimmt
sind,


2. sind „Wasserversorgungsanlagen“ 2. sind „Wasserversorgungsanlagen“


a) Anlagen einschließlich des dazugehörenden Leitungsnetzes, aus denen pro
Tag mindestens 10 Kubikmeter Trinkwasser entnommen oder auf festen
Leitungswegen an Zwischenabnehmer geliefert werden oder aus denen auf
festen Leitungswegen Trinkwasser an mindestens 50 Personen abgegeben
wird (zentrale Wasserwerke);


a) Anlagen einschließlich der dazugehörenden Wassergewinnungsanlagen und
des dazugehörenden dazugehörigen Leitungsnetzes, aus denen pro Tag
mindestens 10 Kubikmeter Trinkwasser entnommen oder auf festen
Leitungswegen an Zwischenabnehmer geliefert werden oder aus denen auf
festen Leitungswegen Trinkwasser an mindestens 50 Personen abgegeben wird
(zentrale Wasserwerke);


b) Anlagen einschließlich des dazugehörigen Leitungsnetzes, aus denen pro Tag
weniger als 10 Kubikmeter Trinkwasser entnommen oder im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit genutzt werden, ohne dass eine
Anlage nach Buchstabe a oder Buchstabe c vorliegt (dezentrale kleine
Wasserwerke);


b) Anlagen einschließlich der dazugehörenden Wassergewinnungsanlagen und
des dazugehörenden dazugehörigen Leitungsnetzes, aus denen pro Tag
weniger als 10 Kubikmeter Trinkwasser entnommen oder im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit genutzt werden, ohne dass eine Anlage
nach Buchstabe a oder Buchstabe c vorliegt (dezentrale kleine Wasserwerke);


c) Anlagen einschließlich der dazugehörigen Trinkwasser-Installation, aus denen
pro Tag weniger als 10 Kubikmeter Trinkwasser zur eigenen Nutzung
entnommen werden (Kleinanlagen zur Eigenversorgung);


c.) Anlagen einschließlich der dazugehörenden Wassergewinnungsanlage und der
dazugehörenden dazugehörigen Trinkwasser-Installation, aus denen pro Tag
weniger als 10 Kubikmeter Trinkwasser zur eigenen Nutzung entnommen
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werden (Kleinanlagen zur Eigenversorgung);


d) Anlagen an Bord von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen und andere mobile
Versorgungsanlagen einschließlich aller Rohrleitungen, Armaturen, Apparate
sowie der Trinkwasservorratsbehälter (Wasserspeicher), die sich zwischen
dem Punkt der Übernahme von Trinkwasser aus einer Anlage nach Buchstabe
a, b oder Buchstabe f und dem Punkt der Entnahme des Trinkwassers
befinden; bei an Bord betriebener Wassergewinnungsanlage ist diese
ebenfalls mit eingeschlossen (mobile Versorgungsanlagen);


d) Anlagen an Bord von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen und andere mobile
bewegliche Versorgungsanlagen einschließlich aller Rohrleitungen, Armaturen,
Apparate und Trinkwasserspeicher sowie der Trinkwasservorratsbehälter
(Wasserspeicher), die sich zwischen dem Punkt der Übernahme von
Trinkwasser aus einer Anlage nach Buchstabe a, b oder Buchstabe f und dem
Punkt der Entnahme des Trinkwassers befinden; bei einer an Bord betriebenern
Wassergewinnungsanlage ist diese ebenfalls mit eingeschlossen (mobile
Versorgungsanlagen);


e) Anlagen der Trinkwasser-Installation, aus denen Trinkwasser aus einer Anlage
nach Buchstabe a oder Buchstabe b an Verbraucher abgegeben wird
(ständige Wasserverteilung);


e) Anlagen der Trinkwasser-Installation, aus denen Trinkwasser aus einer Anlage
nach Buchstabe a oder Buchstabe b an Verbraucher abgegeben wird (ständige
Wasserverteilung);


f) Anlagen, aus denen Trinkwasser entnommen oder an Verbraucher abgegeben
wird und die zeitweilig betrieben werden oder zeitweilig an eine Anlage nach
Buchstabe a, b oder Buchstabe e angeschlossen sind (zeitweise
Wasserverteilung);


f) Anlagen, aus denen Trinkwasser entnommen oder an Verbraucher abgegeben
wird und die zeitweise zeitweilig betrieben werden und über eine eigene
Wasserversorgungsanlage verfügen oder zeitweilig an eine Anlage nach
Buchstabe a, b oder Buchstabe e angeschlossen sind (zeitweise
Wasserverteilung);


3. ist „Trinkwasser-Installation“


die Gesamtheit der Rohrleitungen, Armaturen und Apparate, die sich zwischen dem
Punkt des Übergangs von Trinkwasser aus einer Wasserversorgungsanlage an
den Nutzer und dem Punkt der Entnahme von Trinkwasser befinden;


4. ist „Wasserversorgungsgebiet“


ein geografisch definiertes Gebiet, in dem das an Verbraucher oder an
Zwischenabnehmer abgegebene Trinkwasser aus einem oder mehreren
Wasservorkommen stammt, und in dem die erwartbare Trinkwasserqualität als
nahezu einheitlich angesehen werden kann;


5. ist „Gesundheitsamt“ die nach Landesrecht für die Durchführung dieser Verordnung
bestimmte und mit einem Amtsarzt besetzte Behörde;


6. ist „zuständige Behörde“ die von den Ländern auf Grund Landesrechts durch
Rechtssatz bestimmte Behörde;


7. ist „Rohwasser“


Wasser, das mit einer Wassergewinnungsanlage der Ressource entnommen und
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unmittelbar zu Trinkwasser aufbereitet oder ohne Aufbereitung als Trinkwasser
verteilt werden soll;


8. sind „Aufbereitungsstoffe“


alle Stoffe, die bei der Gewinnung, Aufbereitung und Verteilung des Trinkwassers
bis zur Entnahmestelle eingesetzt werden und durch die sich die
Zusammensetzung des entnommenen Trinkwassers verändern kann;


9. ist „technischer Maßnahmenwert“


ein Wert, bei dessen Überschreitung eine von der Trinkwasser-Installation
ausgehende vermeidbare Gesundheitsgefährdung zu besorgen ist und
Maßnahmen zur hygienisch-technischen Überprüfung der Trinkwasser-Installation
im Sinne einer Gefährdungsanalyse eingeleitet werden;


(wird jetzt als Nummer 13 geführt)


9a. ist „Parameterwert für radioaktive Stoffe“


ein Wert für radioaktive Stoffe im Trinkwasser, bei dessen Überschreitung die
zuständige Behörde prüft, ob das Vorhandensein radioaktiver Stoffe im
Trinkwasser ein Risiko für die menschliche Gesundheit darstellt, das ein Handeln
erfordert;


9. ist „Parameterwert für radioaktive Stoffe“


ein Wert für radioaktive Stoffe im Trinkwasser, bei dessen Überschreitung die
zuständige Behörde prüft, ob das Vorhandensein radioaktiver Stoffe im Trinkwasser
ein Risiko für die menschliche Gesundheit darstellt, das ein Handeln erfordert;


9b. ist „Richtdosis“


die effektive Folgedosis für die Aufnahme von Trinkwasser während eines Jahres,
die sich aus allen Radionukliden sowohl natürlichen als auch künstlichen Ursprungs
ergibt, welche im Trinkwasser nachgewiesen wurden, mit Ausnahme von Tritium
und Radon-222 sowie Kalium-40 und kurzlebigen Radon-Zerfallsprodukten;


10. ist „Richtdosis“


die effektive Folgedosis für die Aufnahme von Trinkwasser während eines Jahres, die
sich aus allen Radionukliden sowohl natürlichen als auch künstlichen Ursprungs
ergibt, welche im Trinkwasser nachgewiesen wurden, mit Ausnahme von Tritium und
Radon-222 sowie Kalium-40 und kurzlebigen Radon-Zerfallsprodukten;


10. ist „gewerbliche Tätigkeit“


die unmittelbare oder mittelbare, zielgerichtete Trinkwasserbereitstellung im
Rahmen einer Vermietung oder einer sonstigen selbstständigen, regelmäßigen und
in Gewinnerzielungsabsicht ausgeübten Tätigkeit;


11. ist „gewerbliche Tätigkeit“


die unmittelbare oder mittelbare, zielgerichtete Trinkwasserbereitstellung im Rahmen
einer Vermietung oder einer sonstigen selbstständigen, regelmäßigen und in
Gewinnerzielungsabsicht ausgeübten Tätigkeit;


11. ist „öffentliche Tätigkeit“


die Trinkwasserbereitstellung für einen unbestimmten, wechselnden und nicht
durch persönliche Beziehungen verbundenen Personenkreis;


12. ist „öffentliche Tätigkeit“


die Trinkwasserbereitstellung für einen unbestimmten, wechselnden und nicht durch
persönliche Beziehungen verbundenen Personenkreis;


13. ist „technischer Maßnahmenwert“


ein Wert, bei dessen Überschreitung eine von der Trinkwasser-Installation
ausgehende vermeidbare Gesundheitsgefährdung zu besorgen ist und Maßnahmen
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zur eine hygienisch-technischen Überprüfung der Trinkwasser-Installation im Sinne
einer Gefährdungsanalyse eingeleitet wird werden, die als Grundlage einer
Gefährdungsanalyse dient;


12. ist „Großanlage zur Trinkwassererwärmung“ eine Anlage mit 14. ist „Großanlage zur Trinkwassererwärmung“ eine Anlage mit


a) Speicher-Trinkwassererwärmer oder zentralem Durchfluss-
Trinkwassererwärmer jeweils mit einem Inhalt von mehr als 400 Litern oder


a) Speicher-Trinkwassererwärmer oder zentralem Durchfluss-
Trinkwassererwärmer jeweils mit einem Inhalt von mehr als 400 Litern oder


b) einem Inhalt von mehr als 3 Litern in mindestens einer Rohrleitung zwischen
Abgang des Trinkwassererwärmers und Entnahmestelle; nicht berücksichtigt
wird der Inhalt einer Zirkulationsleitung;


b) einem Inhalt von mehr als 3 Litern in mindestens einer Rohrleitung zwischen
Abgang des Trinkwassererwärmers und Entnahmestelle; nicht berücksichtigt
wird der Inhalt einer Zirkulationsleitung;


entsprechende Anlagen in Ein- und Zweifamilienhäusern zählen nicht zu
Großanlagen zur Trinkwassererwärmung.


entsprechende Anlagen in Ein- und Zweifamilienhäusern zählen nicht zu
Großanlagen zur Trinkwassererwärmung.


15. ist „Gefährdungsanalyse“


die systematische Ermittlung von Gefährdungen der menschlichen Gesundheit,
ausgehend von Beobachtungen bei der Ortsbesichtigung, von den Laborbefunden
und deren örtlicher Zuordnung, von den beobachteten Abweichungen von den
allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie sonstigen Erkenntnissen über die
Anlage und deren Nutzung.


2. Abschnitt


Beschaffenheit des Trinkwassers


§ 4


Allgemeine Anforderungen


(1) Trinkwasser muss so beschaffen sein, dass durch seinen Genuss oder Gebrauch
eine Schädigung der menschlichen Gesundheit insbesondere durch Krankheitserreger
nicht zu besorgen ist. Es muss rein und genusstauglich sein. Diese Anforderung gilt als
erfüllt, wenn bei der Wasseraufbereitung und der Wasserverteilung mindestens die
allgemein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden und das Trinkwasser
den Anforderungen der §§ 5 bis 7a entspricht.


(1) Trinkwasser muss so beschaffen sein, dass durch seinen Genuss oder Gebrauch
eine Schädigung der menschlichen Gesundheit insbesondere durch Krankheitserreger
nicht zu besorgen ist. Es muss rein und genusstauglich sein. Diese Anforderung gilt als
erfüllt, wenn bei der Wassergewinnung, der Wasseraufbereitung und der
Wasserverteilung mindestens die allgemein anerkannten Regeln der Technik
eingehalten werden und das Trinkwasser den Anforderungen der §§ 5 bis 7a entspricht.


(2) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage dürfen
Wasser, das den Anforderungen des § 5 Absatz 1 bis 3, des § 6 Absatz 1 und 2 oder
den nach § 9 Absatz 5 und 6 geduldeten oder § 10 Absatz 1, 2, 5 und 6 zugelassenen
Abweichungen von den in Anlage 2 festgelegten Grenzwerten nicht entspricht, nicht als


(2) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage dürfen
Wasser, das den Anforderungen des § 5 Absatz 1 bis 3, des § 6 Absatz 1 und 2 oder
den nach § 9 Absatz 5 und 6 geduldeten oder § 10 Absatz 1, 2, 5 und 6 zugelassenen
Abweichungen von den in Anlage 2 festgelegten Grenzwerten nicht entspricht, nicht als
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Trinkwasser abgeben und anderen nicht zur Verfügung stellen. Trinkwasser abgeben und anderen nicht zur Verfügung stellen. Davon ausgenommen
sind Fälle, in denen die Nichteinhaltung von in Anlage 2 festgelegten Grenzwerten nach
§ 9 Absatz 5 oder Absatz 6 geduldet oder nach § 10 Absatz 1, 2, 5 oder Absatz 6
zugelassen ist.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage dürfen
Wasser, das den Anforderungen des § 7 oder den nach § 9 Absatz 5 und 6 geduldeten
Abweichungen von den in Anlage 3 Teil I festgelegten Grenzwerten nicht entspricht,
nicht als Trinkwasser abgeben und anderen nicht zur Verfügung stellen.


§ 5


Mikrobiologische Anforderungen


(1) Im Trinkwasser dürfen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nummer 1 des
Infektionsschutzgesetzes, die durch Wasser übertragen werden können, nicht in
Konzentrationen enthalten sein, die eine Schädigung der menschlichen Gesundheit
besorgen lassen.


(2) Im Trinkwasser dürfen die in Anlage 1 Teil I festgelegten Grenzwerte für
mikrobiologische Parameter nicht überschritten werden.


(3) Im Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist,
dürfen die in Anlage 1 Teil II festgelegten Grenzwerte für mikrobiologische Parameter
nicht überschritten werden.


(4) Konzentrationen von Mikroorganismen, die das Trinkwasser verunreinigen oder
seine Beschaffenheit nachteilig beeinflussen können, sollen so niedrig gehalten
werden, wie dies nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem
Aufwand unter Berücksichtigung von Einzelfällen möglich ist.


(4) Konzentrationen von Mikroorganismen, die das Trinkwasser verunreinigen oder
seine Beschaffenheit nachteilig beeinflussen können, sollen so niedrig gehalten
werden, wie dies nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem
Aufwand im Einzelfall unter Berücksichtigung von Einzelfällen möglich ist.


(5) Soweit der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungs- oder
Wassergewinnungsanlage oder ein von ihnen Beauftragter hinsichtlich mikrobieller
Belastungen des Rohwassers Tatsachen feststellen, die zum Auftreten einer
übertragbaren Krankheit im Sinne des § 2 Nummer 3 des Infektionsschutzgesetzes
führen können, oder annehmen, dass solche Tatsachen vorliegen, muss eine
Aufbereitung, erforderlichenfalls unter Einschluss einer Desinfektion, nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung von § 6 Absatz 3 erfolgen.
In Leitungsnetzen oder Teilen davon, in denen die Anforderungen nach Absatz 1 oder 2
nur durch Desinfektion eingehalten werden können, müssen der Unternehmer und der
sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a
und b, oder, sofern die Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer gewerblichen oder
öffentlichen Tätigkeit erfolgt, nach Buchstabe d oder Buchstabe f eine hinreichende
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Desinfektionskapazität durch freies Chlor, Chlordioxid oder andere geeignete
Desinfektionsmittel oder -verfahren, die gemäß § 11 in einer Liste des
Umweltbundesamtes aufgeführt sind, vorhalten.


§ 6


Chemische Anforderungen


(1) Im Trinkwasser dürfen chemische Stoffe nicht in Konzentrationen enthalten sein, die
eine Schädigung der menschlichen Gesundheit besorgen lassen.


(2) Im Trinkwasser dürfen die in Anlage 2 festgesetzten Grenzwerte für chemische
Parameter nicht überschritten werden. Die laufende Nummer 4 der Anlage 2 Teil II ist
ab dem 1. Dezember 2013 anzuwenden; bis zum 30. November 2013 gilt der
Grenzwert von 0,025 Milligramm pro Liter.


(3) Konzentrationen von chemischen Stoffen, die das Trinkwasser verunreinigen oder
seine Beschaffenheit nachteilig beeinflussen können, sollen so niedrig gehalten
werden, wie dies nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem
Aufwand unter Berücksichtigung von Einzelfällen möglich ist.


(3) Konzentrationen von chemischen Stoffen, die das Trinkwasser verunreinigen oder
seine Beschaffenheit nachteilig beeinflussen können, sollen so niedrig gehalten
werden, wie dies nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem
Aufwand im Einzelfall unter Berücksichtigung von Einzelfällen möglich ist.


§ 7


Indikatorparameter


(1) Im Trinkwasser müssen die in Anlage 3 festgelegten Grenzwerte und
Anforderungen für Indikatorparameter eingehalten sein. Dies gilt nicht für den
technischen Maßnahmenwert in Anlage 3 Teil II.


(2) Im Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist, darf
der in Anlage 3 Teil I laufende Nummer 5 festgelegte Grenzwert nicht überschritten
werden.


§ 7a


Radiologische Anforderungen


Trinkwasser darf keine Stoffe aufweisen, die ein oder mehrere Radionuklide enthalten,
deren Aktivität oder Konzentration unter dem Gesichtspunkt des Strahlenschutzes nicht
außer Acht gelassen werden kann. Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn die in
Anlage 3a Teil I festgelegten Parameterwerte für radioaktive Stoffe nicht überschritten
werden.
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§ 8


Stelle der Einhaltung


§ 8


Stelle der Einhaltung


Die nach § 5 Absatz 2 und 3 sowie § 6 Absatz 2 festgelegten Grenzwerte, die nach § 7
festgelegten Grenzwerte und Anforderungen sowie die Anforderung nach § 7a gelten


Die allgemeinen Anforderungen nach § 5 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 sowie die nach § 5
Absatz 2 und 3 sowie § 6 Absatz 2 festgelegten Grenzwerte, die nach § 7 festgelegten
Grenzwerte und Anforderungen sowie die Anforderung nach § 7a gelten


1. bei Trinkwasser, das auf Grundstücken oder in Gebäuden und Einrichtungen oder
in Land-, Wasser- oder Luftfahrzeugen auf Leitungswegen bereitgestellt wird, am
Austritt aus denjenigen Zapfstellen, die sich in einer Trinkwasser-Installation
befinden und die der Entnahme von Trinkwasser dienen,


2. bei Trinkwasser in einem an die Trinkwasser-Installation angeschlossenen Apparat,
der entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht Teil der
Trinkwasser-Installation ist, an der nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik notwendigen Sicherungseinrichtung,


3. bei Trinkwasser aus Wassertransport-Fahrzeugen an der Entnahmestelle am
Fahrzeug,


4. bei Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist, am
Punkt der Abfüllung.


§ 9


Maßnahmen im Falle der Nichteinhaltung von Grenzwerten, der Nichterfüllung
von Anforderungen, der Überschreitung von technischen Maßnahmenwerten


sowie der Überschreitung von Parameterwerten für radioaktive Stoffe


(1) Wird dem Gesundheitsamt bekannt, dass in einem Wasserversorgungsgebiet die in
den §§ 5 bis 7 in Verbindung mit den Anlagen 1 bis 3 festgelegten Grenzwerte nicht
eingehalten oder die Anforderungen nicht erfüllt sind, hat es unverzüglich zu
entscheiden, ob dadurch die Gesundheit der betroffenen Verbraucher gefährdet ist und
ob die betroffene Wasserversorgungsanlage oder Teile davon bis auf Weiteres
weiterbetrieben werden können. Dabei hat es auch die Gefahren zu berücksichtigen,
die für die menschliche Gesundheit entstehen würden, wenn die Bereitstellung von
Trinkwasser unterbrochen oder seine Entnahme oder Verwendung eingeschränkt
würde. Das Gesundheitsamt informiert den Unternehmer oder den sonstigen Inhaber
der verursachenden Wasserversorgungsanlagen unverzüglich über seine Entscheidung
und ordnet Maßnahmen an, die zur Abwendung der Gefahr für die menschliche
Gesundheit erforderlich sind. Ist die Ursache der Nichteinhaltung oder Nichterfüllung
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unbekannt, ordnet das Gesundheitsamt eine unverzügliche Untersuchung an oder führt
sie selbst durch. Ist die Ursache der Nichteinhaltung oder Nichterfüllung auf eine
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e zurückzuführen, gilt
Absatz 7.


(2) Ist eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit in einem
Wasserversorgungsgebiet zu besorgen, so ordnet das Gesundheitsamt an, dass der
Unternehmer oder der sonstige Inhaber der betroffenen Wasserversorgungsanlage für
eine anderweitige Versorgung zu sorgen hat. Ist dies dem Unternehmer und dem
sonstigen Inhaber der Wasserversorgungsanlage nicht auf zumutbare Weise möglich,
so prüft das Gesundheitsamt, ob eine Fortsetzung der betroffenen Wasserversorgung
mit bestimmten Auflagen gestattet werden kann, und ordnet die erforderlichen
Maßnahmen an. § 10 Absatz 8 gilt entsprechend.


(3) Lässt sich eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit auch durch Anordnungen
oder Auflagen nach Absatz 2 nicht ausschließen, ordnet das Gesundheitsamt an, den
Betrieb der betroffenen Wasserversorgungsanlage in einem Wasserversorgungsgebiet
zu unterbrechen. Die Wasserversorgung ist in betroffenen Leitungsnetzen oder Teilen
davon sofort zu unterbrechen,


(3) Lässt sich eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit auch durch Anordnungen
oder Auflagen nach Absatz 2 nicht ausschließen, ordnet das Gesundheitsamt an, den
Betrieb der betroffenen Wasserversorgungsanlage in einem Wasserversorgungsgebiet
zu unterbrechen. Die Wasserversorgung ist in betroffenen Leitungsnetzen oder in den
betroffenen Teilen von Leitungsnetzen davon sofort zu unterbrechen, wenn das
Trinkwasser im Leitungsnetz


1. wenn das Trinkwasser im Leitungsnetz mit Krankheitserregern im Sinne des § 5 in
Konzentrationen verunreinigt ist, die unmittelbar eine Schädigung der menschlichen
Gesundheit erwarten lassen, und


1. wenn das Trinkwasser im Leitungsnetz mit Krankheitserregern im Sinne des § 5 in
Konzentrationen verunreinigt ist, die unmittelbar eine Schädigung der
menschlichen Gesundheit erwarten lassen, und


2. keine Möglichkeit besteht, das verunreinigte Wasser entsprechend § 5 Absatz 5
hinreichend zu desinfizieren, oder


2. keine Möglichkeit besteht, das verunreinigte Wasser entsprechend § 5 Absatz 5
hinreichend zu desinfizieren, oder


3. wenn es durch chemische Stoffe in Konzentrationen verunreinigt ist, die eine akute
Schädigung der menschlichen Gesundheit erwarten lassen.


23. wenn es durch chemische Stoffe in Konzentrationen verunreinigt ist, die eine akute
Schädigung der menschlichen Gesundheit erwarten lassen.


Die Unterbrechung des Betriebes und die Wiederinbetriebnahme der in einem
Wasserversorgungsgebiet betroffenen Wasserversorgungsanlage haben unter
Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen. Von den Sätzen
1 und 2 kann bei gleichzeitiger Verwendungseinschränkung des Trinkwassers nur dann
abgewichen werden, wenn dies erforderlich ist, um die öffentliche Sicherheit
aufrechtzuerhalten.


(4) Das Gesundheitsamt ordnet bei Nichteinhaltung oder Nichterfüllung der in den §§ 5
und 6 festgelegten Grenzwerte oder Anforderungen unverzüglich an, dass unverzüglich
die notwendigen Maßnahmen zur Wiederherstellung der Trinkwasserqualität getroffen
werden und dass deren Durchführung vorrangig ist. Die Dringlichkeit dieser
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Maßnahmen richtet sich nach dem Grad der Gefährdung der menschlichen Gesundheit
und der öffentlichen Sicherheit.


(5) Bei Nichteinhaltung oder Nichterfüllung der in § 7 festgelegten Grenzwerte oder
Anforderungen ordnet das Gesundheitsamt Maßnahmen zur Wiederherstellung der
Qualität des Trinkwassers an. Das Gesundheitsamt kann nach Prüfung im Einzelfall
von der Anordnung von Maßnahmen absehen, wenn eine Schädigung der
menschlichen Gesundheit nicht zu besorgen ist und Auswirkungen auf die eingesetzten
Materialien nicht zu erwarten sind. Das Gesundheitsamt legt fest, bis zu welchem Wert
und für welchen Zeitraum die Nichteinhaltung oder Nichterfüllung geduldet wird. Die
Absätze 8 und 9 bleiben unberührt.


(5a) Bei Überschreitung der in Anlage 3a Teil I festgelegten Parameterwerte für
radioaktive Stoffe in einem Wasserversorgungsgebiet prüft die zuständige Behörde, ob
das Vorhandensein radioaktiver Stoffe im Trinkwasser ein Risiko für die menschliche
Gesundheit darstellt, das ein Handeln erfordert. Bei Vorliegen eines solchen
Gesundheitsrisikos ordnet sie die erforderlichen Maßnahmen an. Absatz 1 Satz 2 bis 4,
Absatz 2, Absatz 3 Satz 1, 3 und 4 sowie § 10 Absatz 8 gelten entsprechend.


(6) Wird dem Gesundheitsamt bekannt, dass in einem Wasserversorgungsgebiet
Mikroorganismen oder chemische Stoffe vorkommen, die eine Gefährdung der
menschlichen Gesundheit besorgen lassen und für die in den Anlagen 1 und 2 kein
Grenzwert aufgeführt ist, legt das Gesundheitsamt unter Beachtung von § 5 Absatz 1
und § 6 Absatz 1 fest, bis zu welchen Konzentrationen und für welchen Zeitraum diese
Mikroorganismen oder chemischen Stoffe im Trinkwasser enthalten sein dürfen. Absatz
7 bleibt unberührt.


(7) Werden Tatsachen bekannt, wonach eine Nichteinhaltung oder Nichterfüllung der in
den §§ 5 bis 7 festgelegten Grenzwerte oder Anforderungen auf die Trinkwasser-
Installation oder deren unzulängliche Instandhaltung zurückzuführen ist, so ordnet das
Gesundheitsamt an, dass


1. geeignete Maßnahmen zu ergreifen sind, um die aus der Nichteinhaltung oder
Nichterfüllung möglicherweise resultierenden gesundheitlichen Gefahren zu
beseitigen oder zu verringern, und


2. die betroffenen Verbraucher über mögliche, in ihrer eigenen Verantwortung
liegende zusätzliche Maßnahmen oder Verwendungseinschränkungen des
Trinkwassers, die sie vornehmen sollten, angemessen zu informieren und zu
beraten sind.


Bei Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer Buchstabe e, die nicht im Rahmen
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einer öffentlichen Tätigkeit betrieben werden, kann das Gesundheitsamt dies anordnen.
Zu Zwecken des Satzes 1 hat das Gesundheitsamt den Unternehmer oder den
sonstigen Inhaber der Anlage der Trinkwasser-Installation über mögliche Maßnahmen
zu beraten.


(8) Wird dem Gesundheitsamt bekannt, dass der in Anlage 3 Teil II festgelegte
technische Maßnahmenwert in einer Trinkwasser-Installation überschritten wird, und
kommt der Unternehmer oder der sonstige Inhaber der verursachenden
Wasserversorgungsanlage seinen Pflichten nach § 16 Absatz 7 nicht nach, fordert das
Gesundheitsamt diesen auf, diese Pflichten zu erfüllen. Kommt der Unternehmer oder
der sonstige Inhaber der Wasserversorgungsanlage seinen Pflichten auch nach der
Aufforderung durch das Gesundheitsamt nicht fristgemäß und vollständig nach, prüft
das Gesundheitsamt, ob und in welchem Zeitraum Maßnahmen zum
Gesundheitsschutz erforderlich sind, und ordnet diese gegebenenfalls an. Befugnisse
des Gesundheitsamtes aus § 20 bleiben unberührt.


(9) Für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe c gelten die
Absätze 1 bis 5 sowie 6 und 7 entsprechend. Bei Nichteinhaltung oder Nichterfüllung
der in § 6 festgelegten Grenzwerte oder Anforderungen kann das Gesundheitsamt nach
Prüfung im Einzelfall und nach Zustimmung der zuständigen obersten Landesbehörde
oder einer von dieser benannten Stelle von der Anordnung von Maßnahmen absehen,
soweit eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit ausgeschlossen werden kann.
Das Gesundheitsamt legt fest, bis zu welchem Wert und für welchen Zeitraum die
Nichteinhaltung oder Nichterfüllung geduldet wird.


§ 10


Zulassung der Abweichung von Grenzwerten für chemische Parameter


(1) Gelangt das Gesundheitsamt bei der Prüfung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 zu dem
Ergebnis, dass eine Abweichung vom Grenzwert eines Parameters nach Anlage 2 nicht
zu einer Gefährdung der menschlichen Gesundheit führt und durch Maßnahmen
gemäß § 9 Absatz 4 innerhalb von höchstens 30 Tagen behoben werden kann, legt es
den Wert, der für diesen Parameter während dieses Zeitraums zulässig ist, sowie die
Frist fest, die zur Behebung der Abweichung eingeräumt ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der
betreffende Grenzwert bereits während der zwölf Monate, die der Prüfung
vorangegangen sind, über insgesamt mehr als 30 Tage nicht eingehalten worden ist.


(2) Das Gesundheitsamt legt fest, in welcher Höhe und für welchen Zeitraum von dem
betroffenen Grenzwert abgewichen werden kann, wenn es bei den Prüfungen nach § 9
Absatz 1 zu dem Ergebnis gelangt, dass


1. die Gründe für die Nichteinhaltung eines Grenzwertes für einen Parameter nach
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Anlage 2 nicht durch Maßnahmen innerhalb von 30 Tagen behoben werden
können,


2. die Weiterführung der Wasserversorgung für eine bestimmte Zeit über diesen
Zeitraum hinaus nicht zu einer Gefährdung der menschlichen Gesundheit führt und


3. die Wasserversorgung in dem betroffenen Teil des Wasserversorgungsgebietes
nicht auf andere zumutbare Weise aufrechterhalten werden kann.


Der Unternehmer oder der sonstige Inhaber der verursachenden
Wasserversorgungsanlage wird umgehend über die Entscheidung informiert.


(3) Die Zulassung der Abweichung nach Absatz 2 ist so kurz wie möglich zu befristen
und darf drei Jahre nicht überschreiten. Bei Wasserversorgungsgebieten, in denen
mehr als 1 000 Kubikmeter pro Tag geliefert oder mehr als 5 000 Personen versorgt
werden, unterrichtet das Gesundheitsamt auf dem Dienstweg innerhalb von sechs
Wochen das Bundesministerium für Gesundheit oder eine von diesem benannte Stelle
über die Entscheidung.


(4) Absatz 2 gilt nicht für Trinkwasser, das zur Abgabe in Behältnissen bestimmt ist,
außer wenn dieses zeitlich begrenzt bis zur Wiederherstellung der regulären
Wasserversorgung als Ersatz für eine leitungsgebundene Wasserversorgung an
Verbraucher abgegeben wird.


(5) Vor Ablauf des zugelassenen Abweichungszeitraums prüft das Gesundheitsamt, ob
geeignete Maßnahmen getroffen wurden, durch die der Parameter sich wieder in einem
zulässigen Wertebereich befindet. Ist dies nicht der Fall, kann das Gesundheitsamt
nach Zustimmung der zuständigen obersten Landesbehörde oder einer von dieser
benannten Stelle eine Abweichung nochmals für höchstens drei Jahre zulassen. Das
Gesundheitsamt informiert innerhalb von sechs Wochen nach der erneuten Zulassung
das Bundesministerium für Gesundheit oder eine von diesem benannte Stelle auf dem
Dienstweg über die Gründe für diese Zulassung.


(6) Unter außergewöhnlichen Umständen kann das Gesundheitsamt dem
Bundesministerium für Gesundheit oder einer von diesem benannten Stelle auf dem
Dienstweg mitteilen, dass es erforderlich ist, für ein Wasserversorgungsgebiet eine
dritte Zulassung für eine Abweichung bei der Europäischen Kommission zu beantragen.
Die Mitteilung ist spätestens fünf Monate vor Ablauf des Zeitraums der zweiten
zugelassenen Abweichung zu machen. Die dritte Abweichung darf höchstens für einen
Zeitraum von drei Jahren beantragt werden.


(7) Die Zulassungen nach den Absätzen 2 und 5 sowie die Mitteilung nach Absatz 6 an
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das Bundesministerium für Gesundheit oder an eine von diesem benannte Stelle
müssen mindestens Folgendes enthalten:


1. die Kennzeichnung und geografische Beschreibung des Wasserversorgungs-
gebietes, die gelieferte Trinkwassermenge pro Tag und die Anzahl der belieferten
Personen;


2. den Grund für die Nichteinhaltung des betreffenden Grenzwertes;


3. die Überwachungsergebnisse aus den letzten drei Jahren (Minimal-, Median- und
Maximalwerte);


4. die Anzahl der betroffenen Personen und die Angabe, ob relevante
Lebensmittelbetriebe betroffen sind oder nicht;


5. ein geeignetes Überwachungsprogramm, erforderlichenfalls mit einer erhöhten
Überwachungshäufigkeit;


6. eine Zusammenfassung der notwendigen Maßnahmen mit einem Zeitplan für die
Arbeiten, einer Schätzung der Kosten und mit Bestimmungen zur Überprüfung;


7. die erforderliche Dauer der Abweichung und den für die Abweichung vorgesehenen
höchstzulässigen Wert für den betreffenden Parameter.


Die Mitteilungen erfolgen in dem von der Europäischen Kommission nach Artikel 13
Absatz 4 der Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität
von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32)
festgelegten Format und mit den dort genannten Mindestinformationen in der vom
Bundesministerium für Gesundheit nach Beteiligung der Länder mitgeteilten Form.
Darüber hinausgehende Formatvorgaben durch das Bundesministerium für
Gesundheit, insbesondere für einheitliche EDV-Verfahren, bedürfen der Zustimmung
des Bundesrates.


(8) Das Gesundheitsamt hat durch entsprechende Anordnung bei der Zulassung von
Abweichungen oder der Einschränkung der Verwendung von Trinkwasser
sicherzustellen, dass die von der Abweichung oder Verwendungseinschränkung
betroffene Bevölkerung sowie der Unternehmer oder der sonstige Inhaber einer
betroffenen anderen Wasserversorgungsanlage von dem Unternehmer und dem
sonstigen Inhaber der verursachenden Wasserversorgungsanlage oder von der
zuständigen Behörde unverzüglich und angemessen über diese Maßnahmen und die
damit verbundenen Bedingungen in Kenntnis gesetzt sowie gegebenenfalls auf
Maßnahmen zum eigenen Schutz hingewiesen werden. Außerdem hat das
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Gesundheitsamt sicherzustellen, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen, für die die
Abweichung eine besondere Gefahr bedeuten könnte, informiert und gegebenenfalls
auf Maßnahmen zum eigenen Schutz hingewiesen werden.


(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten nicht für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2
Buchstabe c.


3. Abschni t t


Aufbere i tung und Desinfekt ion


§ 11


Aufbereitungsstoffe und Desinfektionsverfahren


(1) Während der Gewinnung, Aufbereitung und Verteilung des Trinkwassers dürfen nur
Aufbereitungsstoffe verwendet werden, die in einer Liste des Bundesministeriums für
Gesundheit enthalten sind. Die Liste hat bezüglich der Verwendung dieser Stoffe
Anforderungen zu enthalten über die


1. Reinheit


2. Verwendungszwecke, für die sie ausschließlich eingesetzt werden dürfen,


3. zulässige Zugabe,


4. zulässigen Höchstkonzentrationen von im Trinkwasser verbleibenden Restmengen
und Reaktionsprodukten,


5. sonstigen Einsatzbedingungen.


Sie enthält ferner die Mindestkonzentration an freiem Chlor, Chlordioxid oder anderer
Aufbereitungsstoffe zur Desinfektion nach Abschluss der Desinfektion. In der Liste wird
auch der erforderliche Untersuchungsumfang für die Aufbereitungsstoffe spezifiziert.
Zur Desinfektion von Trinkwasser dürfen nur Verfahren zur Anwendung kommen, die
einschließlich der Einsatzbedingungen, die ihre hinreichende Wirksamkeit sicherstellen,
in die Liste aufgenommen wurden. Die Liste wird vom Umweltbundesamt geführt und
im Bundesanzeiger sowie im Internet veröffentlicht. Es gilt die Liste der
Aufbereitungsstoffe und Desinfektionsverfahren gemäß § 11 der
Trinkwasserverordnung in der Fassung der 18. Änderung, Stand Oktober 2015.
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(2) Für Zwecke der Aufbereitung und Desinfektion dürfen Stoffe in folgenden
besonderen Fällen nur eingesetzt werden, nachdem sie in der Liste nach Absatz 1
veröffentlicht wurden:


1. für den Bedarf der Bundeswehr im Auftrag des Bundesministeriums der
Verteidigung;


2. für den zivilen Bedarf in einem Verteidigungsfall im Auftrag des Bundesministeriums
des Innern;


3. in Katastrophenfällen oder bei Großschadensereignissen bei ernsthafter
Gefährdung der Wasserversorgung mit Zustimmung der für den
Katastrophenschutz zuständigen Behörden.


(3) Die Aufnahme in die Liste erfolgt nur, wenn die Stoffe und Verfahren unter den in
Absatz 1 genannten Bedingungen hinreichend wirksam sind und keine vermeidbaren
oder unvertretbaren Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt haben.
Aufbereitungsstoffe, die


1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum rechtmäßig hergestellt oder


2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der Türkei rechtmäßig
hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden sind,


werden in die in Absatz 1 genannte Liste aufgenommen, wenn das Umweltbundesamt
festgestellt hat, dass mit ihnen das in Deutschland geforderte Schutzniveau
gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. Das Ergebnis von Prüfungen, die bereits im
Herkunftsmitgliedstaat, der Türkei oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum vorgenommen worden sind, wird bei dieser
Feststellung durch das Umweltbundesamt berücksichtigt.


(4) Das Umweltbundesamt entscheidet über die Erstellung und Fortschreibung der
Liste, insbesondere über die Aufnahme von Aufbereitungsstoffen und
Desinfektionsverfahren, nach Anhörung der Länder, der Bundeswehr und des
Eisenbahn-Bundesamtes, des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe sowie der beteiligten Fachkreise und Verbände.


(5) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber von Wasserversorgungsanlagen,
Behörden, technische Regelsetzer im Bereich der Versorgung mit Trinkwasser sowie
diejenigen, die Aufbereitungsstoffe oder Desinfektionsverfahren herstellen, einführen
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oder verwenden, können beim Umweltbundesamt Anträge stellen, um
Aufbereitungsstoffe oder Desinfektionsverfahren in die Liste nach Absatz 1 aufnehmen
zu lassen. Sie haben die erforderlichen Unterlagen zum Nachweis der
Voraussetzungen nach Absatz 3 zu übermitteln. Wenn das Umweltbundesamt feststellt,
dass die Voraussetzungen des Absatzes 3 erfüllt sind, nimmt es den Aufbereitungsstoff
oder das Desinfektionsverfahren bei der nächsten Fortschreibung in die Liste nach
Absatz 1 auf.


(6) Einzelheiten zu den Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 legt das
Umweltbundesamt in einer Geschäftsordnung fest.


(7) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
bei der Zugabe von Aufbereitungsstoffen und dem Einsatz von Desinfektionsverfahren
die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 oder einer Ausnahmegenehmigung nach § 12
zu erfüllen. Sie dürfen Wasser, dem entgegen Absatz 1 oder einer
Ausnahmegenehmigung nach § 12 Aufbereitungsstoffe zugesetzt worden sind, nicht als
Trinkwasser abgeben und anderen nicht zur Verfügung stellen.


§ 12


Ausnahmegenehmigungen


(1) Ist für die Entscheidung nach § 11 Absatz 3 Satz 1 die Erprobung eines
Aufbereitungsstoffes oder Desinfektionsverfahrens erforderlich, so kann das
Umweltbundesamt auf Antrag befristete Ausnahmen von § 11 Absatz 1 Satz 1 und 5
sowie Absatz 2 genehmigen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch
die Erprobung keine Gefährdung der Gesundheit oder der Umwelt zu erwarten ist. Die
Ausnahmegenehmigung ist auf das notwendige Maß zu beschränken und zu befristen.
§ 11 Absatz 1 Satz 6 gilt entsprechend.


(2) Das Umweltbundesamt kann die Ausnahmegenehmigung widerrufen, wenn sich
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Aufbereitungsstoff oder das
Desinfektionsverfahren den Anforderungen des § 11 Absatz 3 Satz 1 nicht genügt.
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4. Abschni t t


Pf l ichten des Unternehmers und des sonst igen Inhabers e iner
Wasserversorgungsanlage


§ 13


Anzeigepflichten


§ 13


Anzeigepflichten


(1) Dem Gesundheitsamt ist schriftlich anzuzeigen: (1) Dem Gesundheitsamt ist schriftlich oder elektronisch anzuzeigen:


1. die Errichtung einer Wasserversorgungsanlage spätestens vier Wochen im Voraus;


2. die erstmalige Inbetriebnahme oder die Wiederinbetriebnahme einer Wasser-
versorgungsanlage spätestens vier Wochen im Voraus sowie die Stilllegung einer
Wasserversorgungsanlage oder von Teilen von ihr innerhalb von drei Tagen;


3. die bauliche oder betriebstechnische Veränderung an Trinkwasser führenden Teilen
einer Wasserversorgungsanlage, die auf die Beschaffenheit des Trinkwassers
wesentliche Auswirkungen haben kann, spätestens vier Wochen im Voraus;


4. der Übergang des Eigentums oder des Nutzungsrechts an einer
Wasserversorgungsanlage auf eine andere Person spätestens vier Wochen im
Voraus;


5. die Errichtung oder Inbetriebnahme einer Wasserversorgungsanlage sowie die
voraussichtliche Dauer des Betriebes so früh wie möglich.


(2) Im Einzelnen bestehen folgende Anzeigepflichten für den Unternehmer und den
sonstigen Inhaber einer Wasserversorgungsanlage:


1. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4;


2. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe b die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4;


3. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe c die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4;


4. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 2 und
3, sofern die Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer gewerblichen oder
öffentlichen Tätigkeit erfolgt;
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5. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4,
sofern die Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit erfolgt;


6. nach § 3 Nummer 2 Buchstabe f die Anzeigepflicht nach Absatz 1 Nummer 5.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 haben auf Verlangen dem Gesundheitsamt folgende Unterlagen
vorzulegen:


1. technische Pläne einer bestehenden oder geplanten Wasserversorgungsanlage;


2. bei einer baulichen oder betriebstechnischen Änderung technische Pläne nur für
den Teil der Anlage, der von der Änderung betroffen ist;


3. Unterlagen über die Schutzzonen oder, soweit solche nicht festgelegt sind,
Unterlagen über die Umgebung der Wasserfassungsanlage, soweit diese für die
Wassergewinnung von Bedeutung sind.


(4) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber von Anlagen, die zur Entnahme oder
Abgabe von Wasser bestimmt sind, das keine Trinkwasserqualität hat, und die im
Haushalt zusätzlich zu den Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 installiert
sind, haben den Bestand unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Im
Übrigen gelten die Anzeigepflichten für Wasserversorgungsanlagen nach Absatz 1
Nummer 1, 2 und 4 sowie Absatz 3 Nummer 1 und 2 entsprechend.


§ 14


Untersuchungspflichten


(1) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b haben unter Beachtung von Absatz 6
folgende Untersuchungen des Trinkwassers gemäß Absatz 2 Satz 1 und § 15 Absatz 1
und 2 durchzuführen oder durchführen zu lassen, um sicherzustellen, dass das
Trinkwasser an der Stelle, an der es in die Trinkwasser-Installation übergeben wird, den
Anforderungen dieser Verordnung entspricht:


1. mikrobiologische Untersuchungen zur Feststellung, ob die in § 5 Absatz 2 oder
Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 1 festgelegten Grenzwerte eingehalten werden;


2. chemische Untersuchungen zur Feststellung, ob die in § 6 Absatz 2 in Verbindung
mit Anlage 2 festgelegten Grenzwerte eingehalten werden;
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3. Untersuchungen zur Feststellung, ob die nach § 7 in Verbindung mit Anlage 3
festgelegten Grenzwerte eingehalten oder die Anforderungen erfüllt werden;


4. Untersuchungen zur Feststellung, ob die nach § 9 Absatz 5 und 6 geduldeten und
nach § 10 Absatz 1, 2, 5 und 6 zugelassenen Abweichungen eingehalten werden;


5. Untersuchungen zur Feststellung, ob die Anforderungen des § 11 eingehalten
werden.


(2) Umfang und Häufigkeit der Untersuchungen nach Absatz 1 bestimmen sich
sinngemäß nach Anlage 4. Für Proben aus Verteilungsnetzen gilt bezüglich der
Probennahmestelle § 19 Absatz 2 Satz 4 entsprechend.


Die Probennahmeplanung ist mit dem Gesundheitsamt abzustimmen. Bei
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe c bestimmt das
Gesundheitsamt, in welchen Zeitabständen welche Untersuchungen nach Absatz 1
Nummer 2 bis 5 durchzuführen sind. Diese Zeitabstände dürfen nicht mehr als drei
Jahre betragen. Untersuchungen zur Feststellung, ob die in Anlage 1 Teil I und in
Anlage 3 Teil I laufende Nummer 4, 5, 10 und 11 festgelegten Grenzwerte eingehalten
werden, haben bei diesen Anlagen mindestens einmal im Jahr zu erfolgen. Bei
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, aus denen Trinkwasser
im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird, und bei
Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe f bestimmt das Gesundheitsamt, in
welchen Zeitabständen welche Untersuchungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 5
durchzuführen sind. Absatz 3 bleibt unberührt. Untersuchungen von
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2, die im Rahmen von
Überwachungsmaßnahmen nach § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 und 7
durchgeführt wurden, können auf den Umfang und die Häufigkeit der verpflichtenden
Untersuchungen angerechnet werden.


(2) Umfang und Häufigkeit der Untersuchungen nach Absatz 1 bestimmen sich
sinngemäß nach Anlage 4. Für Proben aus Verteilungsnetzen gilt bezüglich der
Probennahmestelle § 19 Absatz 2 Satz 4 entsprechend.


Die Probennahmeplanung ist mit dem Gesundheitsamt abzustimmen. Bei
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe c bestimmt das
Gesundheitsamt, in welchen Zeitabständen welche Untersuchungen nach Absatz 1
Nummer 2 bis 5 durchzuführen sind. Diese Zeitabstände dürfen nicht mehr als fünf drei
Jahre betragen. Untersuchungen zur Feststellung, ob die in Anlage 1 Teil I und in
Anlage 3 Teil I laufende Nummer 4, 5, 10 und 11 festgelegten Grenzwerte eingehalten
werden, haben bei diesen Anlagen unaufgefordert mindestens einmal im Jahr zu
erfolgen. Bei Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, aus denen
Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird,
und bei Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe f bestimmt das Gesundheitsamt,
in welchen Zeitabständen welche Untersuchungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 5
durchzuführen sind. Absatz 3 bleibt unberührt. Untersuchungen von
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2, die im Rahmen von
Überwachungsmaßnahmen nach § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 und 7
durchgeführt wurden, können auf den Umfang und die Häufigkeit der verpflichtenden
Untersuchungen angerechnet werden.


(2a) Für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a und b kann von
Umfang und Häufigkeit der Untersuchungen nach Absatz 2 Satz 1 abgewichen werden,
wenn


1. die Probennahmeplanung aufgrund einer Risikobewertung angepasst worden ist
und


2. die angepasste Probennahmeplanung vom Gesundheitsamt auf Antrag des
Unternehmers oder des sonstigen Inhabers der betroffenen
Wasserversorgungsanlage genehmigt wurde.
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Die Genehmigung gilt für die Dauer von fünf Kalenderjahren. Sie kann auf Antrag um
jeweils weitere fünf Jahre verlängert werden, wenn aufgrund einer Analyse aller
Parameter der Gruppen A und B nach Anlage 4 sowie einer Aktualisierung der
Risikobewertung dargelegt wird, dass die Voraussetzungen für die Genehmigung
weiterhin vorliegen. § 16 Absatz 1 Satz 2 und § 18 Absatz 1 Satz 1 bleiben unberührt.
Dem Antrag auf Genehmigung sowie Verlängerung ist eine ordnungsgemäße
Risikobewertung beizufügen. Die Risikobewertung muss folgende Anforderungen
erfüllen:


1. Die Risikobewertung orientiert sich an den allgemeinen Grundsätzen nach DIN EN
15975-2 „Sicherheit der Trinkwasserversorgung – Leitlinien für das Risiko- und
Krisenmanagement“.


2. Die Risikobewertung berücksichtigt mindestens die Ergebnisse aller amtlichen
Untersuchungen im Wassereinzugsgebiet, die für die Risikobewertung relevant
sein können, insbesondere solche, die aus den Untersuchungsprogrammen nach
der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.
Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1)
vorliegen und die von den jeweils zuständigen Behörden zur Verfügung zu stellen
sind.


3. Die Risikobewertung enthält eine Zusammenfassung der Ergebnisse der
Risikobewertung, die zur Information der betroffenen Verbraucher nach § 21
Absatz 1 geeignet ist, und einen Vorschlag zur Anpassung der
Probennahmeplanung für die betroffene Wasserversorgungsanlage.


4. Die Risikobewertung wird von einer Person erstellt, die über hinreichende
Fachkenntnisse über das betreffende Versorgungssystem verfügt und durch
einschlägige Berufserfahrung oder durch Schulung eine hinreichende Qualifikation
für das Risikomanagement im Trinkwasserbereich hat. Bei Bedarf werden externe
Fachleute mit entsprechender Qualifikation hinzugezogen.


Die Probennahmeplanung für die Wasserversorgungsanlage kann aufgrund der
Risikobewertung mit folgenden Maßgaben angepasst werden:


1. Auf Basis der Ergebnisse Risikobewertung können der Umfang der zu unter-
suchenden Parameter und die Häufigkeit der Untersuchungen verringert werden,
sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind:


a) Ort und Häufigkeit der Probennahme werden unter Berücksichtigung von § 8
und § 19 Absatz 2 in Abhängigkeit von der Herkunft des betreffenden Stoffes
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und von den Schwankungen und langfristigen Trends seiner Konzentration
bestimmt;


b) die Verringerung der Häufigkeit der Probennahme oder die Streichung eines
Parameters aus der Liste der zu analysierenden Parameter gemäß Anlage 4
ist nur zulässig, wenn durch die Risikobewertung bestätigt wird, dass kein
Umstand abzusehen ist, der eine Verschlechterung der Qualität des
Trinkwassers ergibt;


c) die in Anlage 4 genannte Mindesthäufigkeit der Probennahmen darf verringert
werden, wenn die jüngsten Messwerte von Proben, die regelmäßig über einen
Zeitraum von drei Jahren innerhalb der letzten sieben Jahre an für die
Wasserversorgungsanlage repräsentativen Probennahmestellen genommen
wurden, weniger als 60 Prozent des Grenzwertes betragen; bei der
Berechnung dieses Wertes wird die Messunsicherheit nicht berücksichtigt;


d) ein Parameter darf von der Liste der zu analysierenden Parameter gemäß
Anlage 4 gestrichen werden, wenn die jüngsten Messwerte von Proben, die
regelmäßig über einen Zeitraum von drei Jahren innerhalb der letzten sieben
Jahre an für die Wasserversorgungsanlage repräsentativen Probennahme-
stellen genommen wurden, weniger als 30 Prozent des Grenz-wertes
betragen; bei der Berechnung dieses Wertes wird die Messunsicherheit nicht
berücksichtigt;


2. Auf Basis der Ergebnisse der Risikobewertung müssen erforderlichenfalls zur
Sicherstellung einer einwandfreien Beschaffenheit des Trinkwassers entsprechend
§ 20 Absatz 1 der in Anlage 4 festgelegte Umfang der zu untersuchen-den
Parameter erweitert und die in Anlage 4 festgelegte Häufigkeit der Unter-
suchungen erhöht werden.


Satz 5 Nummer 1 gilt nicht für Parameter der Anlage 1 Teil I und II sowie Para-meter
der Anlage 3 Teil I laufende Nummer 4, 5, 9, 10, 11 und 15. § 14a Absatz 2 sowie die
Bemerkung zu Anlage 2 Teil I laufende Nummer 10 und die Bemerkung zu Anlage 3
Teil I laufende Nummer 4 bleiben unberührt.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe d oder Buchstabe e, in der sich eine Großanlage zur
Trinkwassererwärmung befindet, haben unter Beachtung von Absatz 6, sofern sie
Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgeben, das
Wasser durch systemische Untersuchungen gemäß Satz 3 an mehreren
repräsentativen Probennahmestellen auf den in Anlage 3 Teil II festgelegten Parameter
zu untersuchen oder untersuchen zu lassen.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe d oder Buchstabe e, in der sich eine Großanlage zur
Trinkwassererwärmung befindet, haben unter Beachtung von Absatz 6, sofern sie
Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgeben, das
Wasser durch systemische Untersuchungen gemäß Satz 3 an mehreren
repräsentativen Probennahmestellen auf den in Anlage 3 Teil II festgelegten Parameter
zu untersuchen oder untersuchen zu lassen, wenn
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Die Untersuchungspflicht nach Satz 1 besteht für Anlagen, die Duschen oder andere
Einrichtungen enthalten, in denen es zu einer Vernebelung des Trinkwassers kommt.
Der Umfang und die Häufigkeit der Untersuchungen bestimmen sich nach Anlage 4 Teil
II Buchstabe b.


Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach
Satz 1 haben sicherzustellen, dass nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik geeignete Probennahmestellen an den Wasserversorgungsanlagen vorhanden
sind. Die Proben müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entnommen werden.


1. sie Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit
abgeben,


2. sich in der Anlage eine Großanlage zur Trinkwassererwärmung befindet und


3. die Anlage Duschen oder andere Einrichtungen enthält, in denen es zu einer
Vernebelung des Trinkwassers kommt.


Der Umfang und die Häufigkeit der Untersuchungen bestimmen sich nach Anlage 4
Nummer 3. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungs-
anlage nach Satz 1 haben sicherzustellen, dass nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik geeignete Probennahmestellen an den Wasserversorgungsanlagen
vorhanden sind. Die Proben müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entnommen werden.


(4) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b haben regelmäßig, mindestens jedoch
jährlich, Besichtigungen der zur Wasserversorgungsanlage gehörenden Schutzzonen
vorzunehmen oder vornehmen zu lassen, um etwaige Veränderungen zu erkennen, die
Auswirkungen auf die Beschaffenheit des Trinkwassers haben können. Sind keine
Schutzzonen festgelegt, haben sie Besichtigungen der Umgebung der
Wasserfassungsanlage vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Das Ergebnis der
Ortsbegehung ist zu dokumentieren und dem Gesundheitsamt auf Verlangen
vorzulegen. Die Dokumentation ist zehn Jahre verfügbar zu halten. Soweit nach dem
Ergebnis der Besichtigungen erforderlich, sind entsprechende Untersuchungen des
Rohwassers vorzunehmen oder vornehmen zu lassen.


(5) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
das Trinkwasser ferner auf besondere Anordnung der zuständigen Behörde nach § 9
Absatz 1 Satz 4 oder § 20 Absatz 1 zu untersuchen oder untersuchen zu lassen.


(6) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
die Untersuchungen nach den Absätzen 1 bis 5 durch eine Untersuchungsstelle
durchführen zu lassen, die nach § 15 Absatz 4 zugelassen ist.


§ 14a


Untersuchungspflichten in Bezug auf radioaktive Stoffe


(1) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe a haben Untersuchungen des Trinkwassers durchzuführen
oder durchführen zu lassen, um festzustellen, ob im Trinkwasser an der Stelle, an der
es in die Trinkwasser-Installation übergeben wird, die nach § 7a in Verbindung mit
Anlage 3a Teil I festgelegten Parameterwerte für radioaktive Stoffe nicht überschritten
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werden. § 19 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. Satz 1 gilt für den Unternehmer und
sonstigen Inhaber einer Wasserversorgungsanlage gemäß § 3 Nummer 2 Buchstabe b,
wenn die zuständige Behörde dies anordnet.


Untersuchungen des Trinkwassers im Hinblick auf Radionuklide künstlichen Ursprungs
sind in der Regel nicht erforderlich. Die Behörde kann Untersuchungen im Hinblick auf
Radionuklide künstlichen Ursprungs anordnen, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dass die
in Anlage 3a Teil I festgelegten Parameterwerte für radioaktive Stoffe überschritten
werden können.


(2) Durchführung, Umfang und Häufigkeit der Erstuntersuchung und regelmäßigen
Untersuchungen bestimmen sich nach Anlage 3a Teil III. Werden
Wasserversorgungsanlagen am 26. November 2015 bereits betrieben, ist die
Erstuntersuchung bis zum 26. November 2019 durchzuführen.


(3) Untersuchungen von Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a
und b, die im Rahmen von Überwachungsmaßnahmen nach § 20a Absatz 1
durchgeführt wurden, können auf den Umfang und die Häufigkeit der verpflichtenden
Untersuchungen angerechnet werden.


(4) Untersuchungen gemäß Absatz 1 sind nicht erforderlich, soweit die zuständige
Behörde für einen von ihr zu bestimmenden Zeitraum auf der Grundlage von
repräsentativen Erhebungen, Überwachungsdaten oder anderen zuverlässigen
Informationen festgestellt hat, dass radioaktive Stoffe in einem
Wasserversorgungsgebiet nicht in Konzentrationen auftreten, die eine Überschreitung
von Parameterwerten für radioaktive Stoffe erwarten lassen. Außerdem kann die
zuständige Behörde auf Antrag feststellen,


1. dass die Erstuntersuchung nicht erforderlich ist, wenn der Unternehmer und der
sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage auf der Grundlage von
repräsentativen Erhebungen, Überwachungsdaten oder anderen zuverlässigen
Informationen nachweist, dass die in Anlage 3a Teil I festgelegten Parameterwerte
für radioaktive Stoffe nicht überschritten werden, und


2. dass regelmäßige Untersuchungen nicht erforderlich sind, wenn der Unternehmer
und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage die Einhaltung der
Parameterwerte für radioaktive Stoffe gemäß Anlage 3a Teil I oder eine
geringfügige, unter dem Gesichtspunkt des Strahlenschutzes zu vernachlässigende
Überschreitung gemäß dem in Anlage 3a Teil III beschriebenen Verfahren durch
Erstuntersuchungen nachweist.
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§ 15


Untersuchungsverfahren und Untersuchungsstellen


§ 15


Untersuchungsverfahren und Untersuchungsstellen


(1) Bei den Untersuchungen nach § 14 sind die in Anlage 5 bezeichneten
Untersuchungsverfahren anzuwenden. Andere als die in Anlage 5 Teil I bezeichneten
Untersuchungsverfahren können angewendet werden, wenn das Umweltbundesamt auf
Antrag allgemein festgestellt hat, dass die mit ihnen erzielten Ergebnisse im Sinne der
allgemein anerkannten Regeln der Technikgleichwertig und mindestens genauso
zuverlässig sind wie die mit den vorgegebenen Verfahren ermittelten Ergebnisse und
nachdem sie vom Umweltbundesamt in einer Liste alternativer Verfahren im Internet
veröffentlicht worden sind.


(1) Bei den Untersuchungen nach § 14 sind die in Anlage 5 bezeichneten
Untersuchungsverfahren und Probennahmeverfahren anzuwenden. Andere als die in
Anlage 5 Teil I bezeichneten Untersuchungsverfahren können angewendet werden,
wenn das Umweltbundesamt auf Antrag allgemein festgestellt hat, dass die mit ihnen
erzielten Ergebnisse im Sinne der allgemein anerkannten Regeln der
Technikgleichwertig und mindestens genauso zuverlässig sind wie die mit den
vorgegebenen Verfahren ermittelten Ergebnisse und nachdem sie vom
Umweltbundesamt in einer Liste alternativer Verfahren im Internet veröffentlicht worden
sind.


(2) Die Untersuchungen auf die in Anlage 2 und 3 genannten Parameter sind nach
Methoden durchzuführen, die hinreichend zuverlässige Messwerte liefern und dabei die
in Anlage 5 Teil II und III genannten spezifizierten Verfahrenskennwerte einhalten.


(2a) Für Untersuchungen nach § 14a gelten die Untersuchungsverfahren und die
Verfahrenskennwerte nach Anlage 3a Teil III Nummer 3.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
das Ergebnis jeder Untersuchung nach den §§ 14, 14a und 20 unverzüglich schriftlich
oder auf Datenträgern mit den Angaben nach Satz 2 aufzuzeichnen oder aufzeichnen
zu lassen. Es sind der Ort der Probennahme nach Gemeinde, Straße, Hausnummer
und Entnahmestelle, die Zeitpunkte der Entnahme sowie der Untersuchung der
Wasserprobe und das bei der Untersuchung angewandte Verfahren anzugeben. Die
zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf Grund Landesrechts
zuständige Stelle kann bestimmen, dass für die Niederschriften einheitliche Vordrucke
zu verwenden oder einheitliche EDV-Verfahren anzuwenden sind. Der Unternehmer
und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben eine Kopie der
Niederschrift innerhalb von zwei Wochen nach dem Abschluss der Untersuchung dem
Gesundheitsamt zu übersenden. Im Falle von Untersuchungen nach § 14a ist die Kopie
der Niederschrift auch an die zuständige Behörde zu übersenden, sofern dies nicht das
Gesundheitsamt ist. Das Original ist ebenso wie die in § 19 Absatz 4 Satz 3 genannte
Ausfertigung vom Zeitpunkt der Untersuchung an mindestens zehn Jahre lang
verfügbar zu halten. Eine Kopie der Niederschrift für Untersuchungen nach § 14 Absatz
3 ist dem Gesundheitsamt nicht zu übersenden. § 16 Absatz 1 Satz 1 bleibt unberührt.


(4) Die nach den §§ 14, 14a Absatz 1, § 16 Absatz 2 und 3 sowie den §§ 19, 20 und
20a erforderlichen Untersuchungen einschließlich der Probennahmen dürfen nur von
dafür zugelassenen Untersuchungsstellen durchgeführt werden. Die zuständige oberste
Landesbehörde oder eine von ihr benannte Stelle erteilt einer Untersuchungsstelle, die


(4) Die nach § 14, § 14a Absatz 1, § 16 Absatz 2 und 3 sowie nach den §§ 19, 20 und
20a erforderlichen Untersuchungen einschließlich der Probennahmen dürfen nur von
dafür zugelassenen Untersuchungsstellen durchgeführt werden. Die nach § 14, § 14a
Absatz 1 und § 16 Absatz 2 und 3 erforderlichen Untersuchungen einschließlich der
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im jeweiligen Land tätig und nicht bereits durch ein anderes Land zugelassen ist, auf
Antrag die Zulassung, wenn die Untersuchungsstelle


Probennahmen dürfen nur vom Unternehmer oder vom sonstigen Inhaber der
Wasserversorgungsanlage beauftragt werden. Die zuständige oberste Landesbehörde
oder eine von ihr benannte unabhängige Stelle erteilt einer Untersuchungsstelle, die im
jeweiligen Land tätig und nicht bereits durch ein anderes Land zugelassen ist, auf
Antrag die Zulassung und überprüft regelmäßig, ob die folgenden Voraussetzungen bei
den zugelassenen und gelisteten Untersuchungsstellen erfüllt sind:


1. die Vorgaben nach Anlage 5 oder in Bezug auf radioaktive Stoffe die Vorgaben
nach Anlage 3a Teil III Nummer 3 einhält,


1. gültige Akkreditierung für Trinkwasseruntersuchungen für den beantragten
Parameterscope durch eine nationale Akkreditierungsstelle eines Mitgliedstaates
der Europäischen Union und Kompetenz gemäß der Norm EN ISO/EIC 17025,


2. nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik arbeitet, 2. Einhaltung der Vorgaben nach Anlage 5 oder in Bezug auf radioaktive Stoffe der
Vorgaben nach Anlage 3a Teil III Nummer 3,


3. über ein System der internen Qualitätssicherung verfügt, 3. Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik und


4. sich mindestens einmal jährlich an externen Qualitätssicherungsprogrammen
erfolgreich beteiligt,


4. mindestens einmal jährlich die erfolgreiche Teilnahme an externen
Qualitätssicherungsprogrammen.


5. über Personal verfügt, das für die entsprechenden Tätigkeiten hinreichend
qualifiziert ist, und


6. durch eine nationale Akkreditierungsstelle eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union für Trinkwasseruntersuchungen akkreditiert ist.


Die Zulassung gilt bundesweit. Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine von
ihr benannte Stelle hat eine Liste der von dem jeweiligen Land zugelassenen
Untersuchungsstellen bekannt zu machen.


Die Zulassung gilt bundesweit. Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine von
ihr benannte Stelle hat eine Liste der von dem jeweiligen Land zugelassenen
Untersuchungsstellen bekannt zu machen.“


(5) Eine von den Untersuchungsstellen unabhängige Stelle, die von der zuständigen
obersten Landesbehörde bestimmt wird, überprüft regelmäßig, ob die in Absatz 4 Satz
2 genannten Voraussetzungen bei den in dem jeweiligen Land zugelassenen und
gelisteten Untersuchungsstellen erfüllt sind.


(5) Eine von den Untersuchungsstellen unabhängige Stelle, die von der zuständigen
obersten Landesbehörde bestimmt wird, überprüft regelmäßig, ob die in Absatz 4 Satz
2 genannten Voraussetzungen bei den in dem jeweiligen Land zugelassenen und
gelisteten Untersuchungsstellen erfüllt sind.


§ 15 a


Anzeigepflichten für Untersuchungsstellen


(1) Führt eine Untersuchungsstelle nach § 15 Absatz 4 Untersuchungen nach § 14
Absatz 3 durch, ist sie verpflichtet, von ihr festgestellte Überschreitungen des
technischen Maßnahmenwertes nach Anlage 3 Teil II unverzüglich dem Gesundheits-
amt anzuzeigen. § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 und Satz 6 bleibt unberührt.
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(2) Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf Grund Landesrechts
zuständige Stelle kann bestimmen, dass für die Anzeige einheitliche Vordrucke zu
verwenden oder einheitliche EDV-Verfahren anzuwenden sind.


§ 16


Besondere Anzeige- und Handlungspflichten


§ 16


Besondere Anzeige- und Handlungspflichten


(1) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
dem Gesundheitsamt, falls es sich um radioaktive Stoffe im Trinkwasser handelt der
zuständigen Behörde, unverzüglich anzuzeigen,


1. wenn die in § 5 Absatz 2 und 3 oder § 6 Absatz 2 in Verbindung mit den Anlagen 1
und 2 festgelegten Grenzwerte überschritten worden sind oder der in Anlage 3 Teil
II festgelegte technische Maßnahmenwert überschritten worden ist,


2. wenn die Anforderungen des § 5 Absatz 1 oder des § 6 Absatz 1 nicht erfüllt oder
die Grenzwerte oder Anforderungen des § 7 in Verbindung mit Anlage 3 nicht
eingehalten sind,


2a. wenn die Parameterwerte für radioaktive Stoffe des § 7a in Verbindung mit Anlage
3a Teil I überschritten werden,


3. wenn Grenzwerte oder Mindestanforderungen für Parameter nicht eingehalten
werden, für die das Gesundheitsamt eine Untersuchung nach § 20 Absatz 1
Nummer 4 angeordnet hat, oder


4. wenn die nach § 9 Absatz 5, 6 und 9 geduldeten oder nach § 10 Absatz 1, 2, 5, 6
und 9 zugelassenen Höchstwerte für die betreffenden Parameter überschritten
werden.


Die Anzeigepflicht nach Satz 1 Nummer 1 besteht nicht, wenn dem Anzeigepflichtigen
ein Nachweis darüber vorliegt, dass die Anzeige bereits nach § 15a durch die
Untersuchungsstelle erfolgt ist und andere als die bereits angezeigten
Überschreitungen nicht festgestellt worden sind.


Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage haben
dem Gesundheitsamt ferner grobsinnlich wahrnehmbare Veränderungen des
Trinkwassers sowie außergewöhnliche Vorkommnisse in der Umgebung des
Wasservorkommens oder an einer Wasserversorgungsanlage, die Auswirkungen auf
die Beschaffenheit des Trinkwassers haben können, unverzüglich anzuzeigen.
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Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach § 3
Nummer 2 Buchstabe a, b oder Buchstabe c haben es dem Gesundheitsamt
unverzüglich anzuzeigen, wenn ihnen Belastungen des Rohwassers bekannt werden,
die zu einer Überschreitung der Grenzwerte im Trinkwasser führen können.


Im Fall der Nichteinhaltung von Grenzwerten oder Anforderungen gilt die Abgabe des
Trinkwassers vom Zeitpunkt der Anzeige bis zur Entscheidung des Gesundheitsamtes
nach den §§ 9 und 10 über die zu treffenden Maßnahmen als erlaubt, wenn nicht nach
§ 9 Absatz 3 Satz 2 die Wasserversorgung sofort zu unterbrechen ist.


Um den Verpflichtungen aus den Sätzen 1 bis 3 nachkommen zu können, stellen der
Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage vertraglich
sicher, dass die von ihnen beauftragte Untersuchungsstelle sie unverzüglich über
festgestellte Abweichungen von den in den §§ 5 bis 7 festgelegten Grenzwerten oder
Anforderungen sowie von einer Überschreitung des technischen Maßnahmenwertes in
Kenntnis zu setzen hat. Bekannt gewordene Veränderungen nach Absatz 1 Satz 2 und
3 im Hinblick auf radioaktive Stoffe sind gegenüber der zuständigen Behörde
anzuzeigen.


(2) Bei Feststellungen nach Absatz 1 Satz 1 oder bei bekannt gewordenen
Veränderungen nach Absatz 1 Satz 2 und 3 sind der Unternehmer und der sonstige
Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a, b, c oder,
sofern Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit
abgegeben wird, nach Buchstabe d verpflichtet, unverzüglich Untersuchungen zur
Aufklärung der Ursache und Sofortmaßnahmen zur Abhilfe durchzuführen oder
durchführen zu lassen. § 9 Absatz 9 bleibt unberührt.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe c, d, e oder Buchstabe f haben in den Fällen, in denen ihnen
die Feststellung von Tatsachen bekannt wird, nach welchen das Trinkwasser in der
Trinkwasser-Installation in einer Weise verändert ist, dass es den Anforderungen der §§
5 bis 7 nicht entspricht, erforderlichenfalls unverzüglich Untersuchungen zur Aufklärung
der Ursache und erforderlichenfalls Maßnahmen zur Abhilfe durchzuführen oder
durchführen zu lassen und darüber das Gesundheitsamt unverzüglich zu unterrichten.


(4) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe a und b, oder, sofern Trinkwasser im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird, nach Buchstabe d und e oder
Buchstabe f haben die nach § 11 Absatz 1 Satz 1 oder § 12 Absatz 1 verwendeten
Aufbereitungsstoffe sowie ihre Konzentrationen im Trinkwasser schriftlich oder auf
Datenträgern mindestens wöchentlich aufzuzeichnen oder aufzeichnen zu lassen.


Für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, e und f kann das
Umweltbundesamt in der Liste nach § 11 Absatz 1 oder in der Ausnahmegenehmigung
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nach § 12 Absatz 1 eine abweichende Aufzeichnungshäufigkeit festlegen.


Die Aufzeichnungen sind vom Zeitpunkt der Verwendung der Stoffe an sechs Monate
lang für die Anschlussnehmer und Verbraucher während der üblichen Geschäftszeiten
zugänglich zu halten oder auf Anfrage zur Verfügung zu stellen.


Sofern das Trinkwasser an Anschlussnehmer oder Verbraucher abgegeben wird,
haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a, b, d, e oder Buchstabe f ferner bei Beginn der
Zugabe eines Aufbereitungsstoffes nach § 11 Absatz 1 Satz 1 oder § 12 Absatz 1
diesen und seine Konzentration im Trinkwasser unverzüglich den betroffenen
Anschlussnehmern und Verbrauchern unmittelbar schriftlich bekannt zu geben. Darüber
hinaus sind alle verwendeten Aufbereitungsstoffe regelmäßig einmal jährlich den
betroffenen Anschlussnehmern und Verbrauchern unmittelbar schriftlich bekannt zu
geben. Für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a und b kann
die Bekanntmachung in den örtlichen Tageszeitungen erfolgen. Im Fall von
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e, die im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden, kann die Bekanntmachung
durch Aushang an geeigneter Stelle erfolgen.


(5) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach §
3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b haben einen Maßnahmeplan nach Satz 2
aufzustellen, der die örtlichen Gegebenheiten der Wasserversorgung berücksichtigt.
Dieser Maßnahmeplan muss Angaben darüber enthalten,


1. wie in den Fällen, in denen nach § 9 Absatz 3 Satz 2 die Wasserversorgung sofort
zu unterbrechen ist, die Umstellung auf eine andere Wasserversorgung zu erfolgen
hat und


2. welche Stellen im Falle einer festgestellten Abweichung zu informieren sind und
wer zur Übermittlung dieser Information verpflichtet ist.


Der Maßnahmeplan muss spätestens zur Inbetriebnahme vorliegen, ist bei
wesentlichen Änderungen zu aktualisieren und bedarf der Zustimmung des zuständigen
Gesundheitsamtes. Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf
Grund Landesrechts zuständige Stelle kann bestimmen, dass für die Maßnahmepläne
einheitliche Vordrucke zu verwenden oder einheitliche EDV-Verfahren anzuwenden
sind.


(6) Besondere Anzeige- und Handlungspflichten in Anlage 3 Teil I laufende Nummer 2,
10, 11 und 18 bleiben unberührt.


(7) Wird dem Unternehmer oder dem sonstigen Inhaber einer
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Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d oder Buchstabe e
bekannt, dass der in Anlage 3 Teil II festgelegte technische Maßnahmenwert
überschritten wird, hat er unverzüglich


1. Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen durchzuführen oder durchführen zu
lassen; diese Untersuchungen müssen eine Ortsbesichtigung sowie eine Prüfung
der Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik einschließen,


2. eine Gefährdungsanalyse zu erstellen oder erstellen zu lassen und


3. die Maßnahmen durchzuführen oder durchführen zu lassen, die nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik zum Schutz der Gesundheit der Verbraucher
erforderlich sind.


Der Unternehmer und der sonstige Inhaber teilen dem Gesundheitsamt unverzüglich
die von ihnen ergriffenen Maßnahmen mit.


Zu den Maßnahmen nach Satz 1 haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber
Aufzeichnungen zu führen oder führen zu lassen. Die Aufzeichnungen haben sie nach
dem Abschluss der erforderlichen Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 3 zehn Jahre lang
verfügbar zu halten und dem Gesundheitsamt auf Anforderung vorzulegen. Bei der
Durchführung von Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 und 3 haben der Unternehmer
und der sonstige Inhaber die Empfehlungen des Umweltbundesamtes zu beachten.
Über das Ergebnis der Gefährdungsanalyse und sich möglicherweise daraus
ergebende Einschränkungen der Verwendung des Trinkwassers haben der
Unternehmer und der sonstige Inhaber der Wasserversorgungsanlage unverzüglich die
betroffenen Verbraucher zu informieren.


Der Unternehmer und der sonstige Inhaber teilen dem Gesundheitsamt unverzüglich
die von ihnen ergriffenen Maßnahmen mit. Die zuständige oberste Landesbehörde oder
eine auf Grund Landesrechts zuständige Stelle kann bestimmen, dass dem
Gesundheitsamt die den Maßnahmen zu Grunde liegende Gefährdungsanalyse nach
Satz 1 Nummer 2 zu übermitteln ist.


Zu den Maßnahmen nach Satz 1 haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber
Aufzeichnungen zu führen oder führen zu lassen. Die Aufzeichnungen haben sie nach
dem Abschluss der erforderlichen Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 3 zehn Jahre lang
verfügbar zu halten und dem Gesundheitsamt auf Anforderung unverzüglich
vorzulegen. Bei der Durchführung von Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 und 3
haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber die Empfehlungen des
Umweltbundesamtes zu beachten. Über das Ergebnis der Gefährdungsanalyse und
sich möglicherweise daraus ergebende Einschränkungen der Verwendung des
Trinkwassers haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber der
Wasserversorgungsanlage unverzüglich die betroffenen Verbraucher zu informieren.


§ 17


Anforderungen an Anlagen für die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von
Trinkwasser


(1) Anlagen für die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von Trinkwasser sind
mindestens nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu planen, zu bauen
und zu betreiben.


(2) Werkstoffe und Materialien, die für die Neuerrichtung oder Instandhaltung von
Anlagen für die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von Trinkwasser verwendet
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werden und Kontakt mit Trinkwasser haben, dürfen nicht


1. den nach dieser Verordnung vorgesehenen Schutz der menschlichen Gesundheit
unmittelbar oder mittelbar mindern,


2. den Geruch oder den Geschmack des Wassers nachteilig verändern oder


3. Stoffe in Mengen ins Trinkwasser abgeben, die größer sind als dies bei Einhaltung
der allgemein anerkannten Regeln der Technik unvermeidbar ist.


Der Unternehmer und der sonstige Inhaber von Anlagen für die Gewinnung,
Aufbereitung oder Verteilung von Trinkwasser haben sicherzustellen, dass bei der
Neuerrichtung oder Instandhaltung nur Werkstoffe und Materialien verwendet werden,
die den in Satz 1 genannten Anforderungen entsprechen.


(3) Das Umweltbundesamt legt zur Konkretisierung der Anforderungen nach Absatz 2
Satz 1 Bewertungsgrundlagen fest. Die Bewertungsgrundlagen können insbesondere
enthalten:


1. Prüfvorschriften mit Prüfparametern, Prüfkriterien und methodischen Vorgaben zur
Bewertung der hygienischen Eignung der Ausgangsstoffe nach Nummer 2, der
Werkstoffe und Materialien nach Nummer 3 sowie von Werkstoffen und Materialien
in daraus gefertigten Produkten,


2. Positivlisten der Ausgangsstoffe, die zur Herstellung von Werkstoffen und
Materialien hygienisch geeignet sind, einschließlich Beschränkungen für den
Einsatz der Ausgangsstoffe,


3. Positivlisten von Werkstoffen und Materialien, deren Prüfung ergeben hat, dass sie
für den Kontakt mit Trinkwasser hygienisch geeignet sind, einschließlich
Beschränkungen für den Einsatz dieser Werkstoffe und Materialien in bestimmten
Produkten oder mit bestimmten Trinkwässern.


Das Umweltbundesamt entscheidet, für welche Werkstoff- oder Materialgruppen es
Bewertungsgrundlagen festlegt. Hat es Bewertungsgrundlagen für eine Werkstoff- oder
Materialgruppe festgelegt, so gelten sie nach Ablauf von zwei Jahren nach ihrer
Veröffentlichung verbindlich. Enthalten die Bewertungsgrundlagen Positivlisten nach
Satz 2 Nummer 2 oder Nummer 3, dürfen für die Neuerrichtung oder die Instandhaltung
von Anlagen nach Absatz 2 nur solche Ausgangsstoffe, Werkstoffe und Materialien
verwendet werden, die auf den Positivlisten geführt sind.
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(4) Die Bewertungsgrundlagen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 legt das
Umweltbundesamt von Amts wegen fest und schreibt sie fort. Die
Bewertungsgrundlagen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 3 werden vom
Umweltbundesamt auf Antrag festgelegt oder fortgeschrieben. Anträge müssen die
erforderlichen Unterlagen zum Nachweis der Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1
und nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 enthalten.


Auf die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 bezogene Prüfungen und
Beurteilungen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
in der Türkei durchgeführt worden sind, werden anerkannt. Liegt ein öffentliches
Interesse vor, kann das Umweltbundesamt auch Bewertungsgrundlagen nach Absatz 3
Satz 2 Nummer 2 und 3 von Amts wegen festlegen oder fortschreiben. Vor der
Festlegung und Fortschreibung hört das Umweltbundesamt die Länder, die
Bundeswehr, das Eisenbahn-Bundesamt sowie die beteiligten Fachkreise und
Verbände an. Das Bundesinstitut für Risikobewertung unterstützt das
Umweltbundesamt bei der hygienischen Bewertung von Stoffen. Das
Umweltbundesamt veröffentlicht die Bewertungsgrundlagen im Bundesanzeiger und im
Internet. Einzelheiten zu dem Verfahren legt das Umweltbundesamt in einer
Geschäftsordnung fest.


(5) Es wird vermutet, dass Produkte und Verfahren die Anforderungen nach den
Absätzen 1 bis 3 erfüllen, wenn dies von einem für den Trinkwasserbereich
akkreditierten Zertifizierer durch ein Zertifikat bestätigt wurde.


(6) Wasserversorgungsanlagen, aus denen Trinkwasser abgegeben wird, dürfen nicht
ohne eine den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende
Sicherungseinrichtung mit Wasser führenden Teilen, in denen sich Wasser befindet
oder fortgeleitet wird, das nicht für den menschlichen Gebrauch im Sinne des § 3
Nummer 1 bestimmt ist, verbunden werden. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber
einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 haben die Leitungen
unterschiedlicher Versorgungssysteme beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich
zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. Sie haben Entnahmestellen von
Wasser, das nicht für den menschlichen Gebrauch nach § 3 Nummer 1 bestimmt ist,
bei der Errichtung dauerhaft als solche zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen
und erforderlichenfalls gegen nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch zu sichern.


(6) Wasserversorgungsanlagen, aus denen Trinkwasser abgegeben wird, dürfen nicht
ohne eine den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende
Sicherungseinrichtung mit Wasser führenden Teilen, in denen sich Wasser befindet
oder fortgeleitet wird, das nicht für den menschlichen Gebrauch im Sinne des § 3
Nummer 1 bestimmt ist, verbunden werden. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber
einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 haben die Leitungen
unterschiedlicher Versorgungssysteme beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich
zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. Sie haben Entnahmestellen von
Wasser, das nicht für den menschlichen Gebrauch nach § 3 Nummer 1 bestimmt ist,
bei der Errichtung dauerhaft als solche zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen
und erforderlichenfalls gegen nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch zu sichern.


(7) Bei der Gewinnung, Aufbereitung und Verteilung von Trinkwasser dürfen keine
Stoffe oder Gegenstände in Kontakt mit dem Roh- oder Trinkwasser gebracht werden
und keine physikalischen oder chemischen Verfahren eingesetzt werden, die
bestimmungsgemäß nicht der Trinkwasserversorgung dienen. Bereits eingebrachte
Stoffe oder Gegenstände sowie eingesetzte Verfahren dürfen bis zu zwei Kalenderjahre
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nach Inkrafttreten dieser Verordnung weiter verwendet werden.


5. Abschni t t


Überwachung


5. Abschni t t


Überwachung


§ 18


Überwachung durch das Gesundheitsamt


§ 18


Überwachung durch das Gesundheitsamt


(1) Das Gesundheitsamt überwacht die Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer
2 Buchstabe a, b und c und, sofern die Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit erfolgt, nach Buchstabe d sowie die
Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe e, sofern die Trinkwasserbereitstellung im
Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit erfolgt, und die Wasserversorgungsanlagen nach
Buchstabe f hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen der Verordnung durch
entsprechende Prüfungen. Dies gilt für Wasserversorgungsanlagen, aus denen
Trinkwasser für Zwecke nach § 3 Nummer 1 Buchstabe b entnommen wird, nur dann,
wenn die zuständige Behörde keine Ausnahme zugelassen hat.


Die zuständige Behörde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie davon überzeugt ist,
dass die Qualität des verwendeten Wassers die Genusstauglichkeit des
Enderzeugnisses nicht beeinträchtigen kann.


Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d und e, sofern die
Trinkwasserbereitstellung nicht im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen
Tätigkeit erfolgt, sowie Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe e, sofern die
Trinkwasserbereitstellung nur im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit erfolgt, oder
andere Anlagen nach § 13 Absatz 4 können in die Überwachung einbezogen werden,
sofern dies unter Berücksichtigung von Einzelfällen zum Schutz der menschlichen
Gesundheit oder zur Sicherstellung einer einwandfreien Beschaffenheit des
Trinkwassers erforderlich ist.


(1) Das Gesundheitsamt überwacht die Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe a, b, c und, sofern die Trinkwasserbereitstellung im Rahmen
einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit erfolgt, nach Buchstabe d sowie die
Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe e, sofern die Trinkwasserbereitstellung im
Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit erfolgt, und die Wasserversorgungsanlagen nach
Buchstabe f hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen dieser der Verordnung durch
entsprechende Prüfungen. Die Überwachung erstreckt sich auch auf


1. die Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, sofern die
Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen
Tätigkeit erfolgt, sowie


2. die Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e, sofern die
Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit erfolgt.


Die folgenden Anlagen können in die Überwachung einbezogen werden, sofern dies
zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder zur Sicherstellung einer einwandfreien
Beschaffenheit des Trinkwassers erforderlich ist:


1. Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d und e, sofern die
Trinkwasserbereitstellung nicht im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen
Tätigkeit erfolgt,


2. Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e, sofern die
Trinkwasserbereitstellung ausschließlich im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit
erfolgt,


3. Anlagen nach § 13 Absatz 4.


(2) Soweit es im Rahmen der Überwachung nach Absatz 1 erforderlich ist, sind
Personen, die die Überwachung durchführen, befugt,


1. die Grundstücke, Räume und Einrichtungen sowie Land-, Wasser- und
Luftfahrzeuge, in denen sich Wasserversorgungsanlagen befinden, während der
üblichen Betriebs- oder Geschäftszeit zu betreten,
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2. Proben nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu entnehmen, die
Betriebsbücher und sonstigen Unterlagen einschließlich elektronischer Datenträger
einzusehen und hieraus Abschriften, Auszüge oder Kopien anzufertigen,


3. vom Unternehmer und vom sonstigen Inhaber einer Wasserversorgungsanlage alle
erforderlichen Auskünfte zu verlangen, insbesondere über den Betrieb und den
Betriebsablauf einschließlich dessen Kontrolle,


4. zur Verhütung drohender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung die in
Nummer 1 bezeichneten Grundstücke, Räume und Einrichtungen und Fahrzeuge
auch außerhalb der dort genannten Zeiten und auch dann, wenn sie zugleich
Wohnzwecken dienen, zu betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.


Zu den Unterlagen nach Nummer 2 gehören insbesondere die Protokolle über die
Untersuchungen nach den §§ 14 und 20, die dem neuesten Stand entsprechenden
technischen Pläne der Wasserversorgungsanlage sowie Unterlagen über die
dazugehörigen Schutzzonen oder, soweit solche nicht festgesetzt sind, der Umgebung
der Wasserfassungsanlage, soweit sie für die Wassergewinnung von Bedeutung sind.


(3) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage sowie
der sonstige Inhaber der tatsächlichen Gewalt über die in Absatz 2 Nummer 1 und 4
bezeichneten Grundstücke, Räume, Einrichtungen und Fahrzeuge sind verpflichtet,


1. die die Überwachung durchführenden Personen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu
unterstützen, insbesondere ihnen auf Verlangen die Räume, Einrichtungen und
Geräte zu bezeichnen, den Zugang zu diesen Räumen zu ermöglichen,
Behältnisse zu öffnen und die Entnahme von Proben zu ermöglichen,


2. die verlangten Auskünfte zu erteilen.


(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern,
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
aussetzen würde.


(5) Für die Überwachung von radioaktiven Stoffen gilt § 20a.
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§ 19


Umfang der Überwachung


§ 19


Umfang der Überwachung


(1) Im Rahmen der Überwachung nach § 18 hat das Gesundheitsamt die Erfüllung der
Pflichten zu prüfen, die dem Unternehmer und dem sonstigen Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage auf Grund dieser Verordnung obliegen. Die Prüfungen
umfassen auch die Besichtigungen der Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer
2 Buchstabe a, b und c einschließlich der dazugehörigen Schutzzonen, oder, wenn
solche nicht festgesetzt sind, der Umgebung der Wasserfassungsanlage, soweit sie für
die Wassergewinnung von Bedeutung ist, sowie die Entnahme und Untersuchung von
Wasserproben. Die Notwendigkeit für Besichtigungen von Wasserversorgungsanlagen
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, e und f legt das zuständige Gesundheitsamt fest. § 9
Absatz 8 bleibt unberührt. Für den Untersuchungsumfang gilt § 14, für das
Untersuchungsverfahren § 15 Absatz 1 und 2 und für die Aufzeichnung der
Untersuchungsergebnisse § 15 Absatz 3 Satz 1 bis 3 entsprechend. Für die Häufigkeit
der Überwachung gilt Absatz 5.


(1) Im Rahmen der Überwachung nach § 18 hat das Gesundheitsamt die Erfüllung der
Pflichten zu prüfen, die dem Unternehmer und dem sonstigen Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage auf Grund dieser Verordnung obliegen.


Die Prüfungen umfassen auch die Besichtigungen der Wasserversorgungsanlagen
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a, b und c einschließlich der dazugehörigen
Schutzzonen, oder, wenn solche nicht festgesetzt sind, der Umgebung der
Wasserfassungsanlage, soweit sie für die Wassergewinnung von Bedeutung ist, sowie
die Entnahme und Untersuchung von Wasserproben.


Das zuständige Gesundheitsamt entscheidet nach eigenem Ermessen, ob es
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, e und f besichtigt.


Die Notwendigkeit für Besichtigungen von Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe d, e und f legt das zuständige Gesundheitsamt fest. § 9 Absatz 8
bleibt unberührt.


Den Untersuchungsumfang legt das zuständige Gesundheitsamt unter Beachtung der
Probennahmeplanung nach § 14 und des Probennahmeplans nach Absatz 2 fest. Für
das Untersuchungsverfahren gilt § 15 Absatz 1 und 2 und für die Aufzeichnung der
Untersuchungsergebnisse § 15 Absatz 3 Satz 1 bis 3 entsprechend.


Für den Untersuchungsumfang gilt § 14, für das Untersuchungsverfahren § 15 Absatz 1
und 2 und für die Aufzeichnung der Untersuchungsergebnisse § 15 Absatz 3 Satz 1 bis
3 entsprechend. Für die Häufigkeit der Überwachung gilt Absatz 5.


(2) Das Gesundheitsamt legt für jedes Wasserversorgungsgebiet einen
Probennahmeplan fest, der die Erfüllung der Berichtspflichten gemäß § 21 sicherstellt.
Der Probennahmeplan berücksichtigt


(2) Das Gesundheitsamt legt für jedes Wasserversorgungsgebiet einen
Probennahmeplan fest, der die Erfüllung der Berichtspflichten gemäß § 21 sicherstellt.
Der Probennahmeplan umfasst berücksichtigt


1. die in Anlage 4 festgelegte Häufigkeit von Analysen, 1. die Untersuchungen nach § 18 und § 19 Absatz 1 und 7 sowie


2. den Untersuchungsumfang für routinemäßige und umfassende Untersuchungen
und


2. die Untersuchungen des Unternehmers oder des sonstigen Inhabers nach § 14
Absatz 1, 2 und 5.


3. den Untersuchungszeitpunkt und die Probennahmestelle. Der Probennahmeplan berücksichtigt


1. die in Anlage 4 festgelegte Häufigkeit und den Parameterumfang von Analysen,
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2. die in Anlage 4 festgelegten Probennahmeverfahren,


3. die Zeitpunkte der Untersuchungen und die Probennahmestellen sowie


4. eine gegebenenfalls nach § 14 Absatz 2a genehmigte Anpassung der
Probennahmeplanung für eine Wasserversorgungsanlage im betreffenden
Wasserversorgungsgebiet.


Die Proben sind grundsätzlich an der Stelle der Einhaltung nach § 8 zu nehmen, um
sicherzustellen, dass das Trinkwasser die Anforderungen der Verordnung erfüllt.


Bei einem Verteilungsnetz können jedoch für bestimmte Parameter alternativ Proben
innerhalb des Wasserversorgungsgebietes oder in den Aufbereitungsanlagen
entnommen werden, wenn keine nachteiligen Veränderungen des Trinkwassers im
Verteilungssystem bezüglich des untersuchten Parameters zu erwarten sind.


Die Proben sollten so entnommen werden, dass sie für die Qualität des im Laufe des
gesamten Jahres gelieferten oder entnommenen Trinkwassers repräsentativ sind.
Saisonale Besonderheiten sind zu berücksichtigen. In den Probennahmeplan können
alle Wasserversorgungsanlagen einbezogen werden, deren Trinkwasser für das
betreffende Wasserversorgungsgebiet repräsentativ ist. Gegebenenfalls hat das
Gesundheitsamt ergänzende Untersuchungen vorzunehmen oder vornehmen zu
lassen.


Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf Grund Landesrechts
zuständige Stelle kann bestimmen, dass für die Probennahmepläne des
Gesundheitsamtes einheitliche Vordrucke zu verwenden oder einheitliche EDV-
Verfahren anzuwenden sind.


Die Proben sind grundsätzlich an der Stelle der Einhaltung nach § 8 zu nehmen, um
sicherzustellen, dass das Trinkwasser die Anforderungen diese Verordnung erfüllt.


Bei einem Verteilungsnetz können jedoch für bestimmte Parameter alternativ Proben
innerhalb des Wasserversorgungsgebietes oder in den Aufbereitungsanlagen
entnommen werden, wenn bezüglich des untersuchten Parameters keine nachteiligen
Veränderungen des Trinkwassers im Verteilungssystem bezüglich des untersuchten
Parameters zu erwarten sind.


Die Proben sollten so entnommen werden, dass sie für die Qualität des im Laufe des
gesamten Jahres gelieferten oder entnommenen Trinkwassers repräsentativ sind.
Jahreszeitliche und saisonale Besonderheiten sind zu berücksichtigen. In den
Probennahmeplan können alle Wasserversorgungsanlagen einbezogen werden, deren
Trinkwasser für das betreffende Wasserversorgungsgebiet repräsentativ ist.
Gegebenenfalls hat das Gesundheitsamt ergänzende Untersuchungen vorzunehmen
oder vornehmen zu lassen.


Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf Grund Landesrechts
zuständige Stelle kann bestimmen,


1. dass für die Probennahmepläne einheitliche Vordrucke zu verwenden oder
einheitliche EDV-Verfahren anzuwenden sind sowie


2. dass und wann die Probennahmepläne der zuständigen obersten Landesbehörde
oder einer anderen auf Grund Landesrechts zuständige Stelle in einem
vorgegebenen Format zu übermitteln sind.


(3) Das Gesundheitsamt kann die Entnahme oder Untersuchung von Wasserproben
nach den Absätzen 1 und 2 selbst durchführen oder hierzu eine Untersuchungsstelle
beauftragen. Es kann den Unternehmer und den sonstigen Inhaber der
Wasserversorgungsanlage auffordern, eine Untersuchungsstelle zu benennen, die die
Entnahme oder Untersuchung von Wasserproben vornehmen soll. Es kann auch
anordnen, dass der Unternehmer und der sonstige Inhaber der
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Wasserversorgungsanlage eine Untersuchungsstelle beauftragen;


in diesem Fall haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber der
Wasserversorgungsanlage dem Gesundheitsamt das Untersuchungsergebnis zu
übermitteln. Die Untersuchungsstellen nach den Sätzen 1 bis 3 müssen nach § 15
Absatz 4 zugelassen sein. Die zuständige oberste Landesbehörde kann weitere
Anforderungen an die Untersuchungsstellen festlegen. Das Gesundheitsamt informiert
den Unternehmer oder den sonstigen Inhaber der Wasserversorgungsanlage in den
Fällen der Sätze 1 und 2 über das Untersuchungsergebnis. Die Kosten für die
Entnahme und Untersuchung von Wasserproben nach den Sätzen 1 bis 3 tragen der
Unternehmer und der sonstige Inhaber der Wasserversorgungsanlage.3
3


Gemäß Artikel 4 Absatz 22 in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 3 des
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) wird § 19 Absatz 3
Satz 7 am 14. August 2018 aufgehoben.


(4) Die Ergebnisse der Überwachung sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die
zuständige oberste Landesbehörde oder eine andere auf Grund Landesrechts
zuständige Stelle kann bestimmen, dass für die Niederschriften einheitliche Vordrucke
zu verwenden oder einheitliche EDV-Verfahren anzuwenden sind. Eine Ausfertigung
der Niederschrift ist dem Unternehmer oder dem sonstigen Inhaber der
Wasserversorgungsanlage zu übermitteln. Das Gesundheitsamt hat die Niederschrift
zehn Jahre aufzubewahren.


(5) Die Überwachungsmaßnahmen nach Absatz 1 sind für Wasserversorgungsanlagen
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a und b mindestens einmal jährlich vorzunehmen; wenn
die Überwachung während eines Zeitraums von vier Jahren zu keinen wesentlichen
Beanstandungen geführt hat, kann das Gesundheitsamt die Überwachung in größeren
Zeitabständen, mindestens aber einmal in drei Jahren, durchführen.


Die Überwachungshäufigkeit für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2
Buchstabe c wird vom Gesundheitsamt festgelegt. Der Zeitraum zwischen den
Überwachungen darf drei Jahre nicht überschreiten.


Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, die im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden, sollen mindestens einmal
innerhalb von drei Jahren überwacht werden.


Bei Wasserversorgungsanlagen an Bord von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen, die
nicht im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden,
bestimmt das Gesundheitsamt, ob und in welchen Zeitabständen es die Maßnahmen
durchführt. Wassertransport-Fahrzeuge sollen mindestens viermal im Jahr überwacht
werden.


(5) Die Überwachungsmaßnahmen nach Absatz 1 sind für Wasserversorgungsanlagen
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a und b mindestens einmal jährlich vorzunehmen; wenn
die Überwachung während eines Zeitraums von vier Jahren zu keinen wesentlichen
Beanstandungen geführt hat, kann das Gesundheitsamt die Überwachung in größeren
Zeitabständen, mindestens aber einmal in drei Jahren, durchführen.


Die Überwachungshäufigkeit für Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2
Buchstabe c wird vom Gesundheitsamt festgelegt. Der Zeitraum zwischen den
Überwachungen darf drei Jahre nicht überschreiten.


Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, die im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden, sollen mindestens einmal
innerhalb von drei Jahren überwacht werden.


Bei Wasserversorgungsanlagen an Bord von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen, die
nicht im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden,
bestimmt das Gesundheitsamt, ob und in welchen Zeitabständen es die Maßnahmen
durchführt. Wassertransport-Fahrzeuge sollen mindestens viermal im Jahr überwacht
werden.
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Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe f, die im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden und der ständigen Befüllung
von Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d an Bord von
Schienenfahrzeugen im Zuständigkeitsbereich des Eisenbahn-Bundesamtes dienen,
sollen mindestens einmal jährlich überwacht werden.


(6) Die Überwachungsmaßnahmen sollen vorher nicht angekündigt werden.


(7) Bei Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e, aus denen
Trinkwasser im Rahmen einer öffentlichen Tätigkeit bereitgestellt wird, bei
Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe d, aus denen Trinkwasser im Rahmen
einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit bereitgestellt wird, sowie bei
Wasserversorgungsanlagen nach Buchstabe f hat das Gesundheitsamt im Rahmen der
Überwachung mindestens diejenigen Parameter zu untersuchen oder untersuchen zu
lassen, von denen anzunehmen ist, dass sie sich in der Trinkwasser-Installation
nachteilig verändern können. Zur Durchführung richtet das Gesundheitsamt ein
Überwachungsprogramm auf der Grundlage geeigneter stichprobenartiger Kontrollen
ein.


(8) Für den Umfang der Überwachung von radioaktiven Stoffen gilt § 20a.


§ 20


Anordnungen des Gesundheitsamtes


§ 20


Anordnungen des Gesundheitsamtes


(1) Wenn es unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles zum Schutz der
menschlichen Gesundheit oder zur Sicherstellung einer einwandfreien Beschaffenheit
des Trinkwassers erforderlich ist, kann das Gesundheitsamt anordnen, dass der
Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage


1. die zu untersuchenden Proben von einer bestimmten Untersuchungsstelle an
bestimmten Probennahmestellen nach bestimmten technischen Vorgaben zur
Durchführung und zu bestimmten Zeiten zu entnehmen oder entnehmen zu lassen
haben,


1. die zu untersuchenden Proben von einer bestimmten Untersuchungsstelle an
bestimmten Probennahmestellen nach bestimmten technischen Vorgaben zur
Durchführung und zu bestimmten Zeiten zu entnehmen oder entnehmen zu lassen
haben,


2. bestimmte Untersuchungen nach einem bestimmten Untersuchungsverfahren und
außerhalb der regelmäßigen Untersuchungen sofort durchzuführen oder
durchführen zu lassen haben,


3. die Untersuchungen nach § 14


a) in kürzeren als den in dieser Vorschrift genannten Abständen,
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b) an einer größeren Anzahl von Proben durchzuführen oder durchführen zu lassen
haben,


4. Untersuchungen durchzuführen oder durchführen zu lassen haben zur Feststellung,


a) ob andere als die nach den Anlagen 1 und 3 untersuchten Mikroorganismen in
Konzentrationen im Trinkwasser enthalten sind,


b) ob andere als die nach den Anlagen 2 und 3 untersuchten Parameter in
Konzentrationen enthalten sind,


die eine Schädigung der menschlichen Gesundheit besorgen lassen,


5. Maßnahmen zu treffen haben, die erforderlich sind, um eine Verunreinigung zu
beseitigen, auf die die Überschreitung der nach § 5 Absatz 2 und § 6 Absatz 2 in
Verbindung mit den Anlagen 1 und 2 festgesetzten Grenzwerte, die Nichteinhaltung
der nach § 7 in Verbindung mit Anlage 3 und § 11 Absatz 1 Satz 1 festgelegten
Grenzwerte und Anforderungen oder ein anderer Umstand hindeutet, oder um
künftigen Verunreinigungen vorzubeugen.


(2) Wird aus einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder
Buchstabe b Trinkwasser an eine andere Wasserversorgungsanlage nach Buchstabe a
oder Buchstabe b abgegeben, so kann das Gesundheitsamt regeln, welcher
Unternehmer und sonstige Inhaber die Untersuchungen nach § 14 durchzuführen oder
durchführen zu lassen hat.


(3) Für Anordnungen der zuständigen Behörde in Bezug auf radioaktive Stoffe gilt §
20a.


§ 20a


Überwachung durch die zuständige Behörde im Hinblick auf radioaktive Stoffe


(1) Die zuständige Behörde überwacht die Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe a und, sofern eine Untersuchung von Parameterwerten für
radioaktive Stoffe angeordnet wurde, nach § 3 Nummer 2 Buchstabe b hinsichtlich der
Erfüllung von Anzeige- und Handlungspflichten im Hinblick auf radioaktive Stoffe im
Trinkwasser durch entsprechende Prüfungen.


Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe c können in die
Überwachung einbezogen werden, und die zuständige Behörde kann erforderliche
Maßnahmen anordnen, sofern sie dies zum Schutz der menschlichen Gesundheit für
erforderlich hält. § 18 Absatz 2 bis 4 gilt entsprechend.
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(2) Die Prüfungen nach Absatz 1 umfassen Besichtigungen der
Wasserversorgungsanlagen sowie Entnahmen und Untersuchungen von
Wasserproben. § 19 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Die zuständige Behörde legt die
Überwachungshäufigkeit fest. Die zuständige Behörde kann ihre Überwachung auf die
Prüfung der Ergebnisse der nach § 14a vorgeschriebenen Untersuchungen des
Unternehmers oder sonstigen Inhabers einer Wasserversorgungsanlage beschränken.


(3) Wenn es unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles zum Schutz der
menschlichen Gesundheit erforderlich ist, kann die zuständige Behörde anordnen, dass
der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage


1. die zu untersuchenden Proben von einer bestimmten Untersuchungsstelle an
bestimmten Probennahmestellen nach bestimmten technischen Vorgaben zur
Durchführung und zu bestimmten Zeiten zu entnehmen oder entnehmen zu lassen
haben,


2. bestimmte Untersuchungen nach einem bestimmten Untersuchungsverfahren und
außerhalb der regelmäßigen Untersuchungen sofort durchzuführen oder
durchführen zu lassen haben,


3. die Untersuchungen nach § 14a


a) in kürzeren als den in dieser Vorschrift genannten Abständen,


b) an einer größeren Anzahl von Proben durchzuführen oder durchführen zu lassen
haben.


(4) Wird aus einer Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder
Buchstabe b Trinkwasser an eine andere Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer
2 Buchstabe a oder Buchstabe b abgegeben, so kann die zuständige Behörde regeln,
welcher Unternehmer und sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage die
Untersuchungen nach § 14a durchzuführen oder durchführen zu lassen hat.


(5) Eine Überwachung durch die zuständige Behörde im Hinblick auf radioaktive Stoffe
entfällt, wenn sie nach § 14a Absatz 4 Satz 1 festgestellt hat, dass radioaktive Stoffe in
dem Wasserversorgungsgebiet nicht in Konzentrationen auftreten, die eine
Überschreitung von Parameterwerten für radioaktive Stoffe erwarten lassen.


TOP 3 
Seite 42 von 97







Synopse (nicht- amtlich) der Verordnung zur Neuordnung trinkwasserrechtlicher Vorschriften
Teil: Trinkwasserverordnung - Vierte Änderung Referentenentwurf (Stand: 27.06.2017, 15:10 Uhr) in roter Schrift


Dr. K. Gerhardy 41


§ 21


Information der Verbraucher und Berichtspflichten


§ 21


Information der Verbraucher und Berichtspflichten


(1) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach
§ 3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b und, sofern die Anlage im Rahmen einer
gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird, nach Buchstabe d oder
Buchstabe e haben den betroffenen Verbrauchern mindestens jährlich geeignetes und
aktuelles Informationsmaterial über die Qualität des bereitgestellten Trinkwassers auf
der Grundlage der Untersuchungsergebnisse nach §§ 14, 14a und gegebenenfalls
nach § 19 Absatz 7 und § 20 zu übermitteln.


Dazu gehören auch Angaben über die Aufbereitungsstoffe, die bei der Aufbereitung
und Verteilung verwendet werden, sowie Angaben, die für die Auswahl geeigneter
Materialien für die Trinkwasser-Installation nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik erforderlich sind.


Ab dem 1. Dezember 2013 haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a und b oder, sofern die
Anlage im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird, nach
Buchstabe e die betroffenen Verbraucher zu informieren, wenn Leitungen aus dem
Werkstoff Blei in der von ihnen betriebenen Anlage vorhanden sind, sobald sie hiervon
Kenntnis erlangen. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe f und, sofern die Anlage im
Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird, nach Buchstabe
d und e, haben die ihnen nach Satz 1 zugegangenen Informationen unverzüglich allen
betroffenen Verbrauchern schriftlich oder durch Aushang bekannt zu machen.


„(1) Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b und, sofern die Anlage im Rahmen
einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird, nach § 3 Nummer 2
Buchstabe d oder Buchstabe e haben den betroffenen Verbrauchern mindestens
jährlich geeignetes und aktuelles Informationsmaterial über die Qualität des
bereitgestellten Trinkwassers auf der Grundlage der Untersuchungsergebnisse nach §§
14, 14a und gegebenenfalls nach § 19 Absatz 7 und § 20 zu übermitteln; Grundlage
des Informationsmaterials sind die Untersuchungsergebnisse nach den §§ 14 und 14a
und gegebenenfalls nach § 19 Absatz 1 und 7 sowie § 20.


Zu den Informationen über die Qualität des bereitgestellten Trinkwassers gehören auch
Angaben über die Aufbereitungsstoffe, die bei der Aufbereitung und Verteilung des
Trinkwassers verwendet werden, sowie Angaben, die für die Auswahl geeigneter
Materialien für die Trinkwasser-Installation nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik erforderlich sind.


Auf Nachfrage sind neben gegebenenfalls bereits übermittelten Zusammenfassungen
und Jahresübersichten den betroffenen Verbrauchern auch Einzelergebnisse der in
Satz 1 genannten Untersuchungen mitzuteilen.


Ab dem 1. Dezember 2013 haben Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder und b oder, sofern
die Anlage im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird,
nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e haben die betroffenen Verbraucher zu informieren,
wenn Trinkwasserleitungen aus dem Werkstoff Blei in der von ihnen betriebenen
Anlage vorhanden sind, sobald sie hiervon Kenntnis erlangen oder sobald,
insbesondere aufgrund vorliegender Trinkwasseranalysendaten, ein entsprechender
Verdacht besteht. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe f oder und, sofern die
Anlage im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben wird, nach
§ 3 Nummer 2 Buchstabe d oder e, haben die ihnen nach Satz 1 zugegangenen
Informationen unverzüglich allen betroffenen Verbrauchern schriftlich oder durch
Aushang bekannt zu machen.


(2) Werden die in § 7a festgelegten Parameterwerte für radioaktive Stoffe überschritten
und wegen eines Risikos für die menschliche Gesundheit behördliche Maßnahmen
angeordnet, so sind der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b
verpflichtet, die betroffenen Verbraucher hierüber und über eventuelle
Vorsorgemaßnahmen zu informieren, sobald sie hiervon Kenntnis erlangen. Liegen der
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zuständigen Behörde für ein Wassereinzugsgebiet Anhaltspunkte vor, dass unter dem
Gesichtspunkt des Strahlenschutzes ein Risiko für die menschliche Gesundheit der
Personen bestehen könnte, die sich aus einer Wasserversorgungsanlage nach § 3
Nummer 2 Buchstabe c selbst versorgen, informiert sie die Unternehmer oder
sonstigen Inhaber dieser Wasserversorgungsanlage über das mögliche Risiko und
eventuelle Vorsorgemaßnahmen.


(3) Das Gesundheitsamt übermittelt der zuständigen obersten Landesbehörde oder der
von dieser benannten Stelle jeweils bis zum 15. März die über die Qualität des
Trinkwassers erforderlichen Angaben für das vorangegangene Kalenderjahr unter
Beachtung des § 19 für Wasserversorgungsgebiete, in denen pro Tag mindestens 10
Kubikmeter Trinkwasser abgegeben werden oder in denen mindestens 50 Personen
versorgt werden. Die zuständige oberste Landesbehörde kann bestimmen, dass die
Angaben auf Datenträgern oder auf anderem elektronischen Weg übermittelt werden
und dass die übermittelten Daten mit der von ihr bestimmten Schnittstelle kompatibel
sind. Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine von ihr benannte Stelle leitet
ihren Bericht bis zum 15. April desselben Jahres dem Bundesministerium für
Gesundheit oder einer von diesem benannten Stelle zu. Der Bericht hat dem von der
Europäischen Kommission nach Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie 98/83/EG des Rates
vom 3. November 1998 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch
(ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32) festgelegten Format und den dort genannten
Mindestinformationen in der vom Bundesministerium für Gesundheit nach Beteiligung
der Länder mitgeteilten Form zu entsprechen. Darüber hinausgehende Formatvorgaben
durch das Bundesministerium für Gesundheit, insbesondere für einheitliche EDV-
Verfahren, bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.


(3) Das Gesundheitsamt übermittelt der zuständigen obersten Landesbehörde oder der
von dieser benannten Stelle jeweils bis zum 15. März die über die Qualität des
Trinkwassers erforderlichen Angaben für das vorangegangene Kalenderjahr unter
Beachtung des § 19 Absatz 2 für Wasserversorgungsgebiete, in denen pro Tag
mindestens 10 Kubikmeter Trinkwasser abgegeben werden oder in denen mindestens
50 Personen versorgt werden. Die zuständige oberste Landesbehörde kann
bestimmen, dass die Angaben auf Datenträgern oder auf anderem elektronischen Weg
übermittelt werden und dass die übermittelten Daten mit der von ihr bestimmten
Schnittstelle kompatibel sind. Die zuständige oberste Landesbehörde oder eine von ihr
benannte Stelle leitet ihren Bericht bis zum 15. April desselben Jahres dem
Bundesministerium für Gesundheit oder einer von diesem benannten Stelle zu. Der
Bericht hat dem von der Europäischen Kommission nach Artikel 13 Absatz 4 der
Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität von Wasser für
den menschlichen Gebrauch (ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32) festgelegten Format
und den dort genannten Mindestinformationen in der vom Bundesministerium für
Gesundheit nach Beteiligung der Länder mitgeteilten Form zu entsprechen. Darüber
hinausgehende Formatvorgaben durch das Bundesministerium für Gesundheit,
insbesondere für einheitliche EDV-Verfahren, bedürfen der Zustimmung des
Bundesrates.


6. Abschni t t


Sondervorschr i f ten


6. Abschni t t


Sondervorschr i f ten


§ 22


Vollzug im Bereich der Bundeswehr


§ 22


Vollzug im Bereich der Bundeswehr


Der Vollzug dieser Verordnung obliegt im Bereich der Bundeswehr sowie im Bereich
der auf Grund völkerrechtlicher Verträge in der Bundesrepublik stationierten Truppen
den zuständigen Stellen der Bundeswehr.


Der Vollzug dieser Verordnung obliegt im Bereich der Bundeswehr sowie im Bereich
der auf Grund völkerrechtlicher Verträge in der Bundesrepublik Deutschland
stationierten Truppen den zuständigen Stellen der Bundeswehr.


§ 23


Vollzug im Bereich der Eisenbahnen des Bundes


Der Vollzug dieser Verordnung obliegt im Bereich der Eisenbahnen des Bundes für
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Wasserversorgungsanlagen in Schienenfahrzeugen sowie für Anlagen zur Befüllung
von Schienenfahrzeugen dem Eisenbahn-Bundesamt. Es nimmt in seinem
Zuständigkeitsbereich die Aufgaben und Befugnisse des Gesundheitsamtes, der
zuständigen Behörde und der zuständigen obersten Landesbehörde mit Ausnahme der
Aufgabe nach § 15 Absatz 4 wahr. Es ist in seinem Zuständigkeitsbereich auch
zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten.
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7. Abschni t t


St ra f ta ten und Ordnungswidr igke i ten


§ 24


Straftaten


(1) Nach § 75 Absatz 2 und 4 des Infektionsschutzgesetzes wird bestraft, wer als
Unternehmer oder als sonstiger Inhaber einer Wasserversorgungsanlage nach § 3
Nummer 2 Buchstabe a, b oder, sofern die Abgabe im Rahmen einer gewerblichen
oder öffentlichen Tätigkeit erfolgt, einer Wasserversorgungsanlage nach Buchstabe d
oder Buchstabe e oder einer Wasserversorgungsanlage nach Buchstabe f vorsätzlich
oder fahrlässig entgegen § 4 Absatz 2 oder § 11 Absatz 7 Satz 2 Wasser als
Trinkwasser abgibt oder anderen zur Verfügung stellt.


(2) Wer durch eine in § 25 bezeichnete vorsätzliche Handlung eine in § 6 Absatz 1
Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes genannte Krankheit oder einen in § 7 des
Infektionsschutzgesetzes genannten Krankheitserreger verbreitet, ist nach § 74 des
Infektionsschutzgesetzes strafbar.


§ 25


Ordnungswidrigkeiten


§ 25


Ordnungswidrigkeiten


Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig


Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig


 1. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 2 eine hinreichende Desinfektionskapazität nicht 
vorhält,


1. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 2 eine hinreichende Desinfektionskapazität nicht vor-
hält,


 2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 9 Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit 
Absatz 5a Satz 3, nach § 9 Absatz 4 Satz 1, Absatz 5a Satz 2 oder Absatz 7 Satz 1
Nummer 1, § 20 Absatz 1 oder § 20a Absatz 3 zuwiderhandelt,


2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 9 Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit
Absatz 5a Satz 3, nach § 9 Absatz 4 Satz 1, Absatz 5a Satz 2 oder Absatz 7 Satz 1
Nummer 1, § 20 Absatz 1 oder § 20a Absatz 3 zuwiderhandelt,


 3. entgegen § 13 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2, entgegen § 13 
Absatz 4 Satz 1 oder § 16 Absatz 1 Satz 1, 2 oder Satz 3 eine Anzeige nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,


3. entgegen § 13 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2, entgegen § 13
Absatz 4 Satz 1 oder § 16 Absatz 1 Satz 1, 2 oder Satz 3 eine Anzeige nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,


 4. entgegen § 14 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 oder § 14a Absatz 1 eine Untersuchung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise
durchführt und nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der


4. entgegen § 14 Absatz 1, Absatz 2 Satz 6, Absatz 3 Satz 1 oder § 14a Absatz 1 ei-
ne Untersuchung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der
vorgeschriebenen Weise durchführt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
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vorgeschriebenen Weise durchführen lässt, nicht in der vorgeschriebenen Weise durchführen lässt,


 4a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 14 Absatz 2 Satz 4 oder Satz 7 
zuwiderhandelt,


5. einer vollziehbaren Anordnung nach § 14 Absatz 2 Satz 4 oder Satz 7 zuwider-
handelt,


 5. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 1 das Untersuchungsergebnis nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig
aufzeichnet,


6. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 1 das Untersuchungsergebnis nicht, nicht richtig,
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig auf-
zeichnet,


 6. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 4 oder Satz 5 eine Kopie nicht oder nicht rechtzeitig 
übersendet oder das Original oder eine dort genannte Ausfertigung nicht oder nicht
mindestens zehn Jahre verfügbar hält,


7. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 4 oder Satz 5 eine Kopie nicht oder nicht rechtzeitig
übersendet oder das Original oder eine dort genannte Ausfertigung nicht oder nicht
mindestens zehn Jahre verfügbar hält,


 7. entgegen § 15 Absatz 4 Satz 1 eine Untersuchung durchführt,  8. entgegen § 15 Absatz 4 Satz 1 eine Untersuchung durchführt,


9. entgegen § 15a Satz 1 eine Überschreitung nicht anzeigt,


 8. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 eine Untersuchung oder eine Sofortmaßnahme 
nicht oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen
lässt,


10. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 eine Untersuchung oder eine Sofortmaßnahme
nicht oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen
lässt,


 8a. entgegen § 16 Absatz 3 das Gesundheitsamt nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet,


11. entgegen § 16 Absatz 3 das Gesundheitsamt nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig unterrichtet,


 9. entgegen § 16 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 3 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht
oder nicht oder nicht mindestens sechs Monate zugänglich hält,


12. entgegen § 16 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 3 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig,
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht
oder nicht oder nicht mindestens sechs Monate zugänglich hält,


10. entgegen § 16 Absatz 4 Satz 4 einen Aufbereitungsstoff oder dessen
Konzentration im Trinkwasser nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bekannt gibt,


13. entgegen § 16 Absatz 4 Satz 4 einen Aufbereitungsstoff oder dessen
Konzentration im Trinkwasser nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bekannt gibt,


11. entgegen § 16 Absatz 5 Satz 1 einen Maßnahmeplan nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig aufstellt,


14. entgegen § 16 Absatz 5 Satz 1 einen Maßnahmenplan nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig aufstellt,


11a. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 eine dort genannte Untersuchung
nicht oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen
lässt,


15. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 eine dort genannte Untersuchung nicht
oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen lässt,


11b. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 eine Gefährdungsanalyse nicht oder
nicht rechtzeitig erstellt und nicht oder nicht rechtzeitig erstellen lässt,


16. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 eine Gefährdungsanalyse nicht oder
nicht rechtzeitig erstellt und nicht oder nicht rechtzeitig erstellen lässt,
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11c. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 eine dort genannte Maßnahme nicht
oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen lässt,


17. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 eine dort genannte Maßnahme nicht
oder nicht rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen lässt,


11d. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 2 das Gesundheitsamt nicht unverzüglich über die
ergriffenen Maßnahmen informiert,


18. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 2 das Gesundheitsamt nicht unverzüglich über die
ergriffenen Maßnahmen informiert,


11e. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 3 eine dort genannte Aufzeichnung nicht führt oder
nicht führen lässt,


19. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 3 eine dort genannte Aufzeichnung nicht führt oder
nicht führen lässt,


11f. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 4 eine dort genannte Aufzeichnung nicht oder nicht
mindestens zehn Jahre verfügbar hält oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,


20. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 4 eine dort genannte Aufzeichnung nicht oder nicht
mindestens zehn Jahre verfügbar hält oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,


11g. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 6 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig informiert,


21. entgegen § 16 Absatz 7 Satz 6 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig informiert,


11h. entgegen § 17 Absatz 1 eine Anlage nicht richtig plant, nicht richtig baut oder
nicht richtig betreibt,


22. entgegen § 17 Absatz 1 eine Anlage nicht richtig plant, nicht richtig baut oder nicht
richtig betreibt,


11i. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 nicht sicherstellt, dass nur Werkstoffe oder
Materialien nach § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 verwendet
werden,


23. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 nicht sicherstellt, dass nur Werkstoffe oder
Materialien nach § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 verwendet
werden,


12. entgegen § 17 Absatz 6 Satz 1 eine Wasserversorgungsanlage mit einem dort
genannten Wasser führenden Teil verbindet,


24. entgegen § 17 Absatz 6 Satz 1 eine Wasserversorgungsanlage mit einem dort ge-
nannten Wasser führenden Teil verbindet,


13. entgegen § 17 Absatz 6 Satz 2 oder Satz 3 eine Leitung oder eine Entnahmestelle
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig kennzeichnet und nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig kennzeichnen lässt,


25. entgegen § 17 Absatz 6 Satz 2 oder Satz 3 eine Leitung oder eine Entnahmestelle
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig kennzeichnet und nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig kennzeichnen lässt,


26. entgegen § 17 Absatz 7 Satz 1 Verfahren einsetzt oder Stoffe oder Gegenstände
in Kontakt mit dem Roh- oder Trinkwasser bringt,


14. entgegen § 18 Absatz 3 eine Person nicht unterstützt oder eine Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,


27. entgegen § 18 Absatz 3 eine Person nicht unterstützt oder eine Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,


15. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 Informationsmaterial nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,


28. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 Informationsmaterial nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,


16. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 einen Verbraucher nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig informiert oder


29. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 einen Verbraucher nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig informiert oder
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17. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 4 eine Information nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig bekannt macht.


30. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 3 und 4 eine Information nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig bekannt macht.
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Anlage 1


(zu § 5 Absatz 2 und 3)


Mikrobiologische Parameter


Teil I


Allgemeine Anforderungen an Trinkwasser


Laufende Nummer Parameter Grenzwert *


1 Escherichia coli (E. coli) 0/100 ml


2 Enterokokken 0/100 ml


* Die festgelegten Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analysen- und Probennahmeverfahren.


Teil II


Anforderungen an Trinkwasser,
das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist


Laufende Nummer Parameter Grenzwert *


1 Escherichia coli (E. coli) 0/250 ml


2 Enterokokken 0/250 ml


3 Pseudomonas aeruginosa 0/250 ml


* Die festgelegten Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analysen- und Probennahmeverfahren.
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Anlage 2


(zu § 6 Absatz 2)


Chemische Parameter
Teil I


Chemische Parameter, deren Konzentration sich im Verteilungsnetz
einschließlich der Trinkwasser-Installation in der Regel nicht mehr erhöht


Laufende
Nummer


Parameter Grenzwert*
mg/l


Bemerkungen


1 Acrylamid 0,00010 Der Grenzwert bezieht sich auf die Restmonomerkonzentration im
Trinkwasser, berechnet auf Grund der maximalen Freisetzung nach den
Spezifikationen des entsprechenden Polymers und der angewandten
Polymerdosis. Der Nachweis der Einhaltung des Grenzwertes kann auch
durch die Analyse des Trinkwassers erbracht werden. Die Anforderungen
nach § 11 bleiben unberührt


2 Benzol 0,0010


3 Bor 1,0


4 Bromat 0,010


5 Chrom 0,050 0,0050 Die Konzentration von sechswertigem Chrom (Cr-VI) ist nach dem Stand
der Technik zu minimieren. Die Regelungen zum Parameter Chrom sind
nach Ablauf von drei Kalenderjahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung
zu überprüfe und gegebenenfalls anzupassen.


6 Cyanid 0,050


7 1,2-Dichlorethan 0,0030


8 Fluorid 1,5


9 Nitrat 50 Die Summe der Beträge aus Nitratkonzentration in mg/l geteilt durch 50
und Nitritkonzentration in mg/l geteilt durch 3 darf nicht größer als 1 sein


10 Pflanzenschutz-
mittel-Wirkstoffe
und
Biozidprodukt-
Wirkstoffe


0,00010 Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und Biozidprodukt-Wirkstoffe bedeuten:
organische Insektizide, organische Herbizide, organische Fungizide,
organische Nematizide, organische Akarizide, organische Algizide,
organische Rodentizide, organische Schleimbekämpfungsmittel,
verwandte Produkte (u. a. Wachstumsregulatoren) und die relevanten
Metaboliten, Abbau- und Reaktionsprodukte.


Es brauchen nur solche Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und
Biozidprodukt-Wirkstoffe überwacht zu werden, deren Vorhandensein im
betreffenden Wassereinzugsgebiet wahrscheinlich ist. Der Grenzwert gilt
jeweils für die einzelnen Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und
Biozidprodukt-Wirkstoffe. Für Aldrin, Dieldrin, Heptachlor und
Heptachlorepoxid gilt der Grenzwert von 0,000030 mg/l


11 Pflanzenschutz-
mittel-Wirkstoffe
und
Biozidprodukt-
Wirkstoffe
insgesamt


0,00050 Der Parameter bezeichnet die Summe der bei dem Kontrollverfahren
nachgewiesenen und mengenmäßig bestimmten einzelnen
Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und Biozidprodukt-Wirkstoffe. Siehe
(Anmerkung 1)


12 Quecksilber 0,0010


13 Selen 0,010


14 Tetrachlorethen
und
Trichlorethen


0,010 Summe der nachgewiesenen und mengenmäßig bestimmten Einzelstoffe.
Siehe (Anmerkung 1)


15 Uran 0,010


* Die festgelegten Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analysen- und Probennahmeverfahren.
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Teil II


Chemische Parameter, deren Konzentration im Verteilungsnetz
einschließlich der Trinkwasser-Installation ansteigen kann


Laufende
Nummer


Parameter Grenzwert*
mg/l


Bemerkungen


1 Antimon 0,0050


2 Arsen 0,010


3 Benzo-(a)-pyren 0,000010


4 Blei 0,010 Grundlage ist eine für die durchschnittliche wöchentliche
Trinkwasseraufnahme durch Verbraucher repräsentative Probe.


Zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 21 Absatz 3 über ein
Wasserversorgungsgebiet sind die Probennahmen als Zufallsstichprobe
(Z-Probe) oder alternativ als gestaffelte Stagnationsbeprobung (S0-Probe,
S1-Probe, S2-Probe) entsprechend der Empfehlung des
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der
Parameter Blei, Kupfer und Nickel“ ausschließlich an der Stelle der
Einhaltung nach § 8 durchzuführen. Für die Feststellung einer
Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in einem
Gebäude ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen. Der
Grenzwert gilt als überschritten, wenn der Messwert der Z-Probe oder
einer der drei Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert liegt
(Anmerkung 2)


Die zuständigen Behörden stellen sicher, dass alle geeigneten
Maßnahmen getroffen werden, um die Bleikonzentration in Trinkwasser so
weit wie möglich zu reduzieren. Maßnahmen zur Erreichung dieses
Grenzwertes sind schrittweise und vorrangig dort durchzuführen, wo die
Bleikonzentration in Trinkwasser am höchsten ist


5 Cadmium 0,0030 Einschließlich der bei Stagnation von Trinkwasser in Rohren
aufgenommenen Cadmiumverbindungen


6 Epichlorhydrin 0,00010 Der Grenzwert bezieht sich auf die Restmonomerkonzentration im
Trinkwasser, berechnet auf Grund der maximalen Freisetzung nach den
Spezifikationen des entsprechenden Polymers und der angewandten
Polymerdosis. Der Nachweis der Einhaltung des Grenzwertes kann auch
durch die Analyse des Trinkwassers erbracht werden


7 Kupfer 2,0 Grundlage ist eine für die durchschnittliche wöchentliche
Trinkwasseraufnahme durch Verbraucher repräsentative Probe.


Zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 21 Absatz 3 über ein
Wasserversorgungsgebiet sind die Probennahmen als Zufallsstichprobe
(Z-Probe) oder alternativ als gestaffelte Stagnationsbeprobung (S0-Probe,
S1-Probe, S2-Probe) entsprechend der Empfehlung des
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der
Parameter Blei, Kupfer und Nickel“ ausschließlich an der Stelle der
Einhaltung nach § 8 durchzuführen. Für die Feststellung einer
Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in einem
Gebäude ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen. Der
Grenzwert gilt als überschritten, wenn der Messwert der Z-Probe oder
einer der drei Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert liegt
(Anmerkung 2)


Auf eine Untersuchung im Rahmen der Überwachung nach § 19 Absatz 7
kann in der Regel verzichtet werden, wenn der pH-Wert im
Wasserversorgungsgebiet größer oder gleich 7,8 ist


8 Nickel 0,020 Grundlage ist eine für die durchschnittliche wöchentliche
Trinkwasseraufnahme durch Verbraucher repräsentative Probe. Zur
Erfüllung der Berichtspflichten nach § 21 Absatz 3 über ein
Wasserversorgungsgebiet sind die Probennahmen als Zufallsstichprobe
(Z-Probe) oder alternativ als gestaffelte Stagnationsbeprobung (S0-Probe,
S1-Probe, S2-Probe) entsprechend der Empfehlung des
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der
Parameter Blei, Kupfer und Nickel“ ausschließlich an der Stelle der
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Einhaltung nach § 8 durchzuführen. Für die Feststellung einer
Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in einem
Gebäude ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen. Der
Grenzwert gilt als überschritten, wenn der Messwert der Z-Probe oder
einer der drei Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert liegt
(Anmerkung 2)


9 Nitrit 0,50 Die Summe der Beträge aus Nitratkonzentration in mg/l geteilt durch 50
und Nitritkonzentration in mg/l geteilt durch 3 darf nicht größer als 1 sein.
Am Ausgang des Wasserwerks darf der Wert von 0,10 mg/l für Nitrit nicht
überschritten werden


10 Polyzyklische
aromatische
Kohlenwasser-
stoffe


0,00010 Summe der nachgewiesenen und mengenmäßig bestimmten
nachfolgenden Stoffe: Benzo-(b)-fluoranthen, Benzo-(k)-fluoranthen,
Benzo-(ghi)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren (Anmerkung 1)


11 Trihalogen-
methane


0,050 Summe der am Zapfhahn des Verbrauchers nachgewiesenen und
mengenmäßig bestimmten Reaktionsprodukte im Trinkwasser, die bei der
Desinfektion oder Oxidation des Wassers entstehen: Trichlormethan
(Chloroform), Bromdichlormethan, Dibromchlormethan und
Tribrommethan (Bromoform); eine Untersuchung im Versorgungsnetz ist
nicht erforderlich, wenn am Ausgang des Wasserwerks der Wert von
0,010 mg/l nicht überschritten wird. Das Gesundheitsamt kann befristet
höhere Konzentrationen am Zapfhahn in der Trinkwasser-Installation bis
0,1 mg/l zulassen, wenn dies aus seuchenhygienischen Gründen als
Folge von Desinfektionsmaßnahmen erforderlich ist


Auf eine Untersuchung kann in der Regel verzichtet werden, wenn bei der
Wassergewinnung, -aufbereitung und -verteilung keine Desinfektion mit
Trihalogenmethane-bildenden Chemikalien durchgeführt wurde und das
Rohwasser nachweislich nicht mit Trihalogenmethanen belastet ist
(Anmerkung 1)


12 Vinylchlorid 0,00050 Der Grenzwert bezieht sich auf die Restmonomerkonzentration im
Trinkwasser, berechnet auf Grund der maximalen Freisetzung nach den
Spezifikationen des entsprechenden Polymers und der angewandten
Polymerdosis. Der Nachweis der Einhaltung des Grenzwertes kann auch
durch die Analyse des Trinkwassers erbracht werden


* Die festgelegten Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analysen- und Probennahmeverfahren.


Anmerkung 1: Voraussetzung für die Summenbildung ist mindestens das jeweilige Erreichen der Bestimmungsgrenze des
analytischen Verfahrens.


Anmerkung 2: Nach der Neuerrichtung von Trinkwasser-Installationen können aufgrund der Deckschichtbildung der
verwendeten Werkstoffe im Kontakt mit Trinkwasser anfänglich erhöhte Werte der Parameter Kupfer,
Nickel und Blei auftreten. Diese können toleriert werden, wenn die Grenzwerte spätestens 16 Wochen
nach der Inbetriebnahme eingehalten werden.
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Anlage 3


(zu § 7 und § 14 Absatz 3)


Indikatorparameter
Teil I


Allgemeine Indikatorparameter


Laufende
Nummer


Parameter Einheit,
als


Grenzwert/
Anforderung*


Bemerkungen


1 Aluminium mg/l 0,200


2 Ammonium mg/l 0,50 Die Ursache einer plötzlichen oder kontinuierlichen Erhöhung der
üblicherweise gemessenen Konzentration ist zu untersuchen


3 Chlorid mg/l 250 Das Trinkwasser sollte nicht korrosiv wirken (Anmerkung 1)


4 Clostridium
perfringens
(einschließ-
lich Sporen)


Anzahl/
100 ml


0 Dieser Parameter braucht nur bestimmt zu werden, wenn das
Rohwasser von Oberflächenwasser stammt oder von
Oberflächenwasser beeinflusst wird. Wird dieser Grenzwert nicht
eingehalten, veranlasst die zuständige Behörde Nachforschungen
im Versorgungssystem, um sicherzustellen, dass keine Gefährdung
der menschlichen Gesundheit auf Grund eines Auftretens
krankheitserregender Mikroorganismen, z. B. Cryptosporidium,
besteht. Über das Ergebnis dieser Nachforschungen unterrichtet
die zuständige Behörde über die zuständige oberste
Landesbehörde das Bundesministerium für Gesundheit


5 Coliforme
Bakterien


Anzahl/
100 ml


0 Für Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen
bestimmt ist, gilt der Grenzwert 0/250 ml


6 Eisen mg/l 0,200


7 Färbung
(spektraler
Absorptions-
koeffizient
Hg 436 nm)


m-1 0,5 Bestimmung des spektralen Absorptionskoeffizienten mit
Spektralphotometer oder Filterphotometer


8 Geruch
(als TON)


3 bei 23 °C Bei der Untersuchung der Parameter der Gruppe A routinemäßigen
Untersuchung kann alternativ eine qualitative Untersuchung
(Geruch gemäß Richtlinie 98/83/EG) durchgeführt werden, mit dem
Ziel, einen für den Verbraucher annehmbaren Geruch zu
attestieren und anormale Veränderungen auszuschließen. Es ist
das Analysenverfahren nach DIN EN 1622 anzuwenden


9 Geschmack Für den
Verbraucher
annehmbar
und ohne
anormale
Veränderung


Bei Verdacht auf eine mikrobielle Kontamination kann auf eine
Geschmacksprobe verzichtet werden


10 Koloniezahl
bei 22 °C


ohne
anormale
Veränderung


Bei der Anwendung des Untersuchungsverfahrens nach Anlage 5
Teil I Buchstabe d Doppelbuchstabe bb gelten folgende
Grenzwerte: 100/ml am Zapfhahn des Verbrauchers; 20/ml
unmittelbar nach Abschluss der Aufbereitung im desinfizierten
Trinkwasser; 1 000/ml bei Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe c sowie in Wasserspeichern von Anlagen
nach Buchstabe d. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber
einer Wasserversorgungsanlage haben unabhängig vom
angewandten Verfahren einen plötzlichen oder kontinuierlichen
Anstieg unverzüglich der zuständigen Behörde zu melden. Das
Untersuchungsverfahren nach Anlage 5 Teil I Buchstabe d
Doppelbuchstabe bb darf nicht eingesetzt werden für Trinkwasser,
das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist. Für
Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen
bestimmt ist, gilt der Grenzwert 100/ml
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11 Koloniezahl
bei 36 °C


ohne
anormale
Veränderung


Bei der Anwendung des Untersuchungsverfahrens nach Anlage 5
Teil I Buchstabe d Doppelbuchstabe bb gilt der Grenzwert von
100/ml. Der Unternehmer und der sonstige Inhaber einer
Wasserversorgungsanlage haben unabhängig vom angewandten
Verfahren einen plötzlichen oder kontinuierlichen Anstieg
unverzüglich der zuständigen Behörde zu melden. Das
Untersuchungsverfahren nach Anlage 5 Teil I Buchstabe d
Doppelbuchstabe bb darf nicht eingesetzt werden für Trinkwasser,
das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen bestimmt ist. Für
Trinkwasser, das zur Abgabe in verschlossenen Behältnissen
bestimmt ist, gilt der Grenzwert 20/ml


12 Elektrische
Leitfähigkeit


µS/cm 2790 bei
25 °C


Das Trinkwasser sollte nicht korrosiv wirken (Anmerkung 1 und 2)


13 Mangan mg/l 0,050


14 Natrium mg/l 200


15 Organisch
gebundener
Kohlenstoff
(TOC)


ohne
anormale
Veränderung


16 Oxidierbarkeit mg/l O2 5,0 Dieser Parameter braucht nicht bestimmt zu werden, wenn der
Parameter TOC analysiert wird


17 Sulfat mg/l 250 Das Trinkwasser sollte nicht korrosiv wirken (Anmerkung 1).


18 Trübung Nephe-
lometri-
sche
Trüb-
ungs-
ein-
heiten
(NTU)


1,0 Der Grenzwert gilt als eingehalten, wenn am Ausgang des
Wasserwerks der Grenzwert nicht überschritten wird. Der
Unternehmer und der sonstige Inhaber einer Wasserversorgungs-
anlage nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b haben
einen plötzlichen oder kontinuierlichen Anstieg unverzüglich der
zuständigen Behörde zu melden. Letzteres gilt auch für das
Verteilungsnetz


19 Wasserstoff-
ionen-
Konzen-
tration


pH-Ein-
heiten


≥ 6,5 und ≤ 
9,5


Das Trinkwasser sollte nicht korrosiv wirken (Anmerkung 1). Für
Trinkwasser, das zur Abgabe in verschließbare Behältnisse
vorgesehen ist, kann der Mindestwert auf 4,5 pH-Einheiten
herabgesetzt werden. Ist dieses Trinkwasser von Natur aus
kohlensäurehaltig, kann der Mindestwert niedriger sein


20 Calcitlöse-
kapazität


mg/l


CaCO3


5 Die Anforderung gilt für Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe a und b. Die Anforderung gilt als erfüllt, wenn
der pH-Wert am Wasserwerksausgang ≥ 7,7 ist. Hinter der Stelle 
der Mischung von Trinkwasser aus zwei oder mehr Wasserwerken
darf die Calcitlösekapazität im Verteilungsnetz den Wert von 10
mg/l nicht überschreiten. Für Wasserversorgungsanlagen nach § 3
Nummer 2 Buchstabe c wird empfohlen, sich nach dieser
Anforderung zu richten, wenn nicht andere Maßnahmen zur
Berücksichtigung der Aggressivität des Trinkwassers gegenüber
Werkstoffen getroffen werden. Es ist das Berechnungsverfahren 3
nach DIN 38404-10 anzuwenden


* Die festgelegten Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analysen- und Probennahmeverfahren.


Anmerkung 1: Die entsprechende Beurteilung, insbesondere zur Auswahl geeigneter Materialien im Sinne von § 17, erfolgt nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik.


Anmerkung 2: Messungen bei anderen Temperaturen sind erlaubt; in diesem Fall ist die Norm EN 27888 zu berücksichtigen.
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Teil II:


Spezieller Indikatorparameter für Anlagen der Trinkwasser-Installation


Parameter Technischer Maßnahmenwert


Legionella spec. 100/100 ml
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Anlage 3a


(zu §§ 7a, 9, 14a)


Anforderungen an Trinkwasser in Bezug auf radioaktive Stoffe


Teil I


Parameterwerte für Radon-222, Tritium und Richtdosis


Laufende
Nummer


Parameter Parameterwert Einheit


1 Radon-222 100 Bq/l


2 Tritium 100 Bq/l


3 Richtdosis 0,10 mSv/a


Teil II


Berechnung der Richtdosis


Die Richtdosis wird anhand der gemessenen Radionuklidkonzentrationen und der im Bundesanzeiger (BAnz.
Nr. 160a und Nr. 160b vom 28. August 2001) veröffentlichten Dosiskoeffizienten sowie einer jährlichen
Aufnahme von 730 Litern Trinkwasser durch Multiplikation dieser drei Faktoren berechnet. Dabei sind
grundsätzlich die in der nachfolgenden Tabelle aufgeführten Radionuklide zu berücksichtigen. Die
Aktivitätskonzentrationen von K-40, Tritium und Radon-222 sowie kurzlebige Radon-Zerfallsprodukte bleiben
unberücksichtigt. Wenn Informationen vorliegen, dass andere Radionuklide in dem Trinkwasser vorhanden
sein können, deren Dosisbeitrag zu einer Überschreitung der Richtdosis führen kann, sind auch diese
einzubeziehen.


Anstelle der Berechnung der Richtdosis kann die zuständige Behörde den Nachweis darüber, dass der
Parameterwert für die Richtdosis nicht überschritten wird, als erbracht ansehen, wenn die Summe der
Verhältniszahlen aus den gemessenen Radionuklidkonzentrationen und den in der Tabelle angegebenen
Referenz-Aktivitätskonzentrationen kleiner oder gleich 1 ist.


�
�� (����)


�� (���)


�


���


 ≤ 1


Dabei gilt:


�� (����) = gemessene Aktivitätskonzentration des Radionuklids i
�� (���) = Referenz-Aktivitätskonzentration des Radionuklids i
n = Anzahl der nachgewiesenen Radionuklide


Referenz-Aktivitätskonzentrationen für radioaktive Stoffe im Trinkwasser


Laufende
Nummer


Radionuklid Referenz-Aktivitätskonzentration
(Anmerkung 1)


Radionuklide natürlichen Ursprungs


1 U-238 3,0 Bq/l


2 U-234 2,8 Bq/l


3 Ra-226 0,5 Bq/l


4 Ra-228 0,2 Bq/l


5 Pb-210 0,2 Bq/l


6 Po-210 0,1 Bq/l
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Radionuklide künstlichen Ursprungs


7 C-14 240 Bq/l


8 Sr-90 4,9 Bq/l


9 Pu-239/Pu-240 0,6 Bq/l


10 Am-241 0,7 Bq/l


11 Co-60 40 Bq/l


12 Cs-134 7,2 Bq/l


13 Cs-137 11 Bq/l


14 I-131 6,2 Bq/l


Anmerkung 1: Diese Tabelle enthält die für die häufigsten natürlichen und künstlichen Radionuklide berechneten Referenz-
Aktivitätskonzentrationen. Hierbei handelt es sich um genaue Werte, die für eine Dosis von 0,1 mSv und anhand der zuvor
genannten Grundlagen und Annahmen berechnet wurden. Die Referenz-Aktivitätskonzentrationen für weitere Radionuklide
können auf die gleiche Weise berechnet werden.


Teil III


Durchführung, Umfang und Häufigkeit der Untersuchungen


1. Untersuchungskonzept


Zur Erfüllung der Untersuchungspflicht nach § 14a Absatz 1 sind Untersuchungen erforderlich, soweit nicht
die zuständige Behörde eine Feststellung nach § 14a Absatz 4 getroffen hat.


Das Konzept unterscheidet zwischen Erstuntersuchung und regelmäßigen Untersuchungen.


a.) Erstuntersuchung


Die Erstuntersuchung dient der Ermittlung und Bewertung der im Jahresdurchschnitt vorliegenden
Aktivitätskonzentration und umfasst vier Untersuchungen der Aktivitätskonzentrationen in vier
unterschiedlichen Quartalen innerhalb von zwölf Monaten.


Wenn sich nach Durchführung der Erstuntersuchung wesentliche Änderungen bei der Wassergewinnung
oder Wasseraufbereitung ergeben, die sich auf den Gehalt an Radionukliden nachteilig auswirken können,
sind erneut Untersuchungen im Sinne der Erstuntersuchung vorzunehmen.


Eine Erstuntersuchung ist nicht erforderlich, wenn die zuständige Behörde eine Feststellung nach § 14a
Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 getroffen hat.


b.) Regelmäßige Untersuchungen


Regelmäßige Untersuchungen des Trinkwassers sind erforderlich, wenn bei der Erstuntersuchung eine
Überschreitung eines oder mehrerer Parameterwerte für radioaktive Stoffe festgestellt wurde. Sie sollen mit
den in der Tabelle angegebenen Mindesthäufigkeiten durchgeführt werden.


Regelmäßige Untersuchungen sind nicht erforderlich, wenn die zuständige Behörde eine Feststellung nach
§ 14a Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 getroffen hat.


Ordnet die zuständige Behörde nach § 9 Absatz 5a Maßnahmen zur Aufbereitung an, um den Gehalt an
Radionukliden im Trinkwasser zu reduzieren, so sind regelmäßige Untersuchungen durchzuführen, um die
anhaltende Wirksamkeit der Aufbereitung zu überprüfen.


Im Fall von natürlich vorkommenden Radionukliden, für die vorherige Ergebnisse eine stabile
Aktivitätskonzentration anzeigen, kann die zuständige Behörde abhängig von den örtlichen Gegebenheiten
geringere Häufigkeiten der Untersuchungen festlegen und den Untersuchungsumfang anpassen.
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Mindesthäufigkeiten der Untersuchungen


Laufende
Nummer


Menge des in einem Versorgungsge-
biet pro Tag abgegebenen oder


produzierten Wassers in Kubikmeter
pro Tag (Anmerkung 1)


Anzahl der Untersuchungen pro Jahr
(Anmerkung 2)


1 Menge ≤ 1 000 1


2 1 000 < Menge ≤ 10 000 1


zuzüglich für die über 1 000 Kubikmeter
pro Tag hinausgehende Menge jeweils 1
pro 3 300 Kubikmeter pro Tag


(Teilmengen als Rest der Berechnung
werden auf 3 300 Kubikmeter
aufgerundet)


3 10 000 < Menge ≤ 100 000 3


zuzüglich für die über 10 000
Kubikmeter pro Tag hinausgehende
Menge jeweils 1 pro 10 000 Kubikmeter
pro Tag


(Teilmengen als Rest der Berechnung
werden auf 10 000 Kubikmeter
aufgerundet)


4 Menge > 100 000 10


zuzüglich für die über 100 000
Kubikmeter pro Tag hinausgehende
Menge jeweils 1 pro weiteren 25 000
Kubikmeter pro Tag


(Teilmenge als Rest der Berechnung
werden auf 25 000 Kubikmeter
aufgerundet)


Anmerkung 1: Die Mengen werden als Mittelwerte über ein Kalenderjahr hinweg berechnet. Anstelle der Menge des abgegebenen oder
produzierten Wassers kann die zuständige Behörde zur Bestimmung der Mindesthäufigkeit auch die Einwohnerzahl eines
Versorgungsgebiets heranziehen und einen täglichen Pro-Kopf-Wasserverbrauch von 200 Liter ansetzen.


Anmerkung 2: Nach Möglichkeit sollten die Probennahmen zeitlich und geografisch gleichmäßig verteilt sein.


2. Untersuchungsbedingungen, Untersuchungsumfang und Bewertung der Parameter


a) Radon-222


In Bezug auf Radon-222 ist eine Erstuntersuchung durchzuführen, um das Ausmaß einer möglichen
Exposition durch Radon-222 in Trinkwasser zu bestimmen.


Der Parameterwert für Radon-222 gilt als eingehalten, wenn die gemessene Radon-Aktivitätskonzentration
gemittelt über vier unterschiedliche Quartale diesen Wert nicht überschreitet.


b) Tritium


Untersuchungen im Hinblick auf Tritium im Trinkwasser sind nicht erforderlich, es sei denn, der zuständigen
Behörde liegen Anhaltspunkte vor, dass der in Anlage 3a Teil I festgelegte Parameterwert für radioaktive
Stoffe überschritten sein könnte.


Bei Überschreitung des Parameterwertes für Tritium ist eine Untersuchung des Trinkwassers auf andere
künstliche Radionuklide erforderlich, da Tritium als Indikatornuklid für das Vorhandensein künstlicher
radioaktiver Stoffe angesehen wird.
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c) Richtdosis


In der Regel kann die Untersuchung künstlicher Radionuklide entfallen, es sei denn, die zuständige
Behörde ordnet solche Untersuchungen an.


Für die Erstuntersuchung im Hinblick auf die Richtdosis durch natürliche Radionuklide können
unterschiedliche Verfahren angewendet werden: Screening-Verfahren mit Bestimmung der Gesamt-Alpha-
Aktivitätskonzentration
Calpha-ges und Einzelnuklidbestimmung. Kann die Einhaltung des Parameterwertes für die Richtdosis mittels
Screening-Verfahren nicht nachgewiesen werden, sind zur Beurteilung der Richtdosis
Einzelnuklidbestimmungen erforderlich.


aa) Screening-Verfahren mit Prüfwert für Calpha-ges ≤ 0,1 Becquerel pro Liter 


Es werden die Gesamt-Alpha-Aktivitätskonzentration und die Aktivitätskonzentration von Blei-210
und Radium-228 bestimmt, gemittelt über vier unterschiedliche Quartale.


Die Beurteilung der Einhaltung des Parameterwertes für die Richtdosis erfolgt analog zu Teil II. Für
die Gesamt-Alpha-Aktivitätskonzentration ist dabei ein Prüfwert von 0,1 Becquerel pro Liter
vorzusehen:


C alpha − ges (mess)


0,1 Bq/l
+


C Ra − 228 (mess)


0,2 Bq/l
+


C Pb − 210 (mess)


0,2 Bq/l
≤ 1


bb) Screening-Verfahren mit Prüfwert für Calpha-ges < 0,05 Becquerel pro Liter


Der Parameterwert für die Richtdosis gilt ohne weitere nuklidspezifische Untersuchungen ebenfalls
als eingehalten, wenn die Gesamt-Alpha-Aktivitätskonzentration gleich oder weniger als 0,05
Becquerel pro Liter beträgt.


Sofern die zuständige Behörde eine Untersuchung künstlicher Radionuklide angeordnet hat, ist für
die Beurteilung der Rest-Beta-Aktivitätskonzentration die Einhaltung folgender Bedingung
heranzuziehen:


Cbeta-rest ≤ 1,0 Becquerel pro Liter.*) 


*) Rest-Beta-Aktivitätskonzentration = Gesamt-Beta-Aktivitätskonzentration
abzüglich der Kalium-40-Aktivitätskonzentration


Die Bestimmung der Gesamt-Alpha- und Gesamt-Beta-Aktivitätskonzentration kann entfallen, wenn
direkt die Einzelnuklidbestimmung vorgenommen wird.


cc) Einzelnuklidbestimmung


Es werden die Aktivitätskonzentrationen der Einzelnuklide bestimmt. Die Beurteilung der Einhaltung
des Parameterwertes für die Richtdosis erfolgt analog zu Teil II.
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3. Untersuchungsverfahren und Verfahrenskennwerte


Die Probenahme- und Untersuchungsverfahren für die Parameterwerte für radioaktive Stoffe richten sich
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik.


Die angewandten Untersuchungsverfahren müssen mindestens geeignet sein, die
Aktivitätskonzentrationen mit den nachstehend angegebenen Verfahrenskennwerten zu messen.


Verfahrenskennwerte


Laufende
Nummer


Parameter, Gesamt-
Aktivitätskonzentrationen und Radionuklide


Nachweisgrenze
(Anmerkungen 1 und 2)


1 Tritium 10 Bq/l


2 Radon-222 10 Bq/l


3 Gesamt-Alpha-Aktivitätskonzentration


Gesamt-Beta-Aktivitätskonzentration


0,04 Bq/l


(Anmerkung 3)


0,4 Bq/l


4 U-238 0,02 Bq/l


5 U-234 0,02 Bq/l


6 Ra-226 0,04 Bq/l


7 Ra-228 0,02 Bq/l


(Anmerkung 4)


8 Pb-210 0,02 Bq/l


9 Po-210 0,01 Bq/l


10 C-14 20 Bq/l


11 Sr-90 0,4 Bq/l


12 Pu-239/Pu-240 0,04 Bq/l


13 Am-241 0,06 Bq/l


14 Co-60 0,5 Bq/l


15 Cs-134 0,5 Bq/l


16 Cs-137 0,5 Bq/l


17 I-131 0,5 Bq/l


Anmerkung 1: Die Nachweisgrenze ist zu berechnen nach der Norm DIN ISO 11929: 2011-01 „Bestimmung der
charakteristischen Grenzen (Erkennungsgrenze, Nachweisgrenze und Grenzen des Vertrauensbereichs)
bei Messungen ionisierender Strahlung – Grundlagen und Anwendungen“ (ISO 11929:2010) mit
Wahrscheinlichkeiten des Fehlers erster bzw. zweiter Art von jeweils fünf Prozent.


Anmerkung 2: Messunsicherheiten sind zu berechnen und zu dokumentieren. Zusätzlich kann der Vertrauensbereich
ausgewiesen werden, wobei dieser mit der Wahrscheinlichkeit 1 – y von 95 Prozent festzulegen ist.


Anmerkung 3: Diese Nachweisgrenze gilt nur für die Verwendung des Prüfwertes von 0,1 Becquerel pro Liter unter
Berücksichtigung der Aktivitätskonzentrationen von Blei-210 und Radium-228. Für die Verwendung des
Prüfwertes von 0,05 Becquerel pro Liter ohne weitere nuklidspezifische Untersuchungen, wenn
ausschließlich natürliche Radionuklide zu berücksichtigen sind, gilt die Nachweisgrenze von 0,025
Becquerel pro Liter.
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Anmerkung 4: Diese Nachweisgrenze gilt nur für die Erstuntersuchung im Hinblick auf die Richtdosis für eine neue
Wasserressource. Falls die Erstuntersuchung keinen plausiblen Grund dafür ergibt, dass Radium-228
20 Prozent der abgeleiteten Konzentration überschreitet, kann für regelmäßige Untersuchungen eine
Untersuchungsmethode mit einer Nachweisgrenze von bis zu 0,08 Becquerel pro Liter für Radium-228
angewandt werden.
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Anlage 4


(zu den §§ 14 und 19)


Parameterlisten und Mindestuntersuchungshäufigkeiten


Umfang und Häufigkeit von Untersuchungen


Teil I
Untersuchung von Trinkwasser in einem Wasserversorgungsgebiet


Umfang der Untersuchung


Die Untersuchungen von Trinkwasser in einem Wasserversorgungsgebiet erfolgt auf die in Buchstabe a
und b festgelegten Parameter mit der in Buchstabe c festgelegten Mindesthäufigkeit der Analysen.


a) Parameter der Gruppe A *) Routinemäßige Untersuchungen


Folgende Parameter sind routinemäßig zu untersuchen, wobei die Einzeluntersuchung entfallen kann
bei Parametern, für die laufend Messwerte bestimmt und aufgezeichnet werden:


− Enterokokken
− Escherichia coli (E. coli)
− Coliforme Bakterien
− Koloniezahl bei 22 °C und 36 °C
− Färbung
− Trübung
− Geschmack
− Geruch
− pH-Wert (Wasserstoffionen-Konzentration)
− Elektrische Leitfähigkeit


Ammonium


Unter bestimmten Bedingungen werden die Parameter der Gruppe A durch die folgenden Parameter
ergänzt:


− Aluminium (Anmerkung 1)
− Clostridium perfringens (einschließlich Sporen) (Anmerkung 2)
− Eisen (Anmerkung 1)
− Pseudomonas aeruginosa (Anmerkung 3)


Das Gesundheitsamt kann bei Wasserversorgungsanlagen im Sinne von § 3 Nummer 2 Buchstabe a
die Anzahl der Analysen für die routinemäßig zu untersuchenden Parameter verringern, wenn


1. die Analysenergebnisse der in einem Zeitraum von mindestens zwei aufeinander folgenden
Jahren durchgeführten Untersuchungen konstant und erheblich besser als die in den Anlagen 1
bis 3 festgesetzten Grenzwerte und Anforderungen sind und


2. es davon ausgeht, dass keine Umstände zu erwarten sind, die sich nachteilig auf die Qualität des
Trinkwassers auswirken können.


Die Mindesthäufigkeit der Analysen darf nicht weniger als die Hälfte der in Anlage 4 Teil II genannten
Anzahl betragen.


Anmerkung 1: Nur erforderlich bei einer Zugabe gemäß § 11. In allen anderen Fällen sind die
Parameter der Gruppe B zuzuordnen. in der Liste für die umfassenden
Untersuchungen enthalten.


Anmerkung 2: Nur erforderlich, wenn das Rohwasser von Oberflächenwasser stammt oder von
Oberflächenwasser beeinflusst wird.


Anmerkung 3: Nur erforderlich bei Trinkwasser, das zur Abfüllung in verschließbare Behältnisse zum
Zwecke der Abgabe bestimmt ist.
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b) Parameter der Gruppe B Umfassende Untersuchungen


Alle gemäß den Anlagen 1 bis 3 festgelegten Parameter, die nicht Parameter der Gruppe A unter den
routinemäßigen Untersuchungen aufgeführt sind, beziehungsweise nicht in deren Umfang nicht
untersucht werden müssen, sind Gegenstand der umfassenden Untersuchungen. werden mit der
Häufigkeit für Parameter der Gruppe B entsprechend der Tabelle in Buchstabe c untersucht. Dies gilt
nicht für die Parameter Clostridium perfringens und Pseudomonas aeruginosa, die nur unter den in
Buchstabe a beschriebenen bestimmten Bedingungen untersucht werden müssen.


Dies gilt nicht, wenn die routinemäßigen Untersuchungen bezüglich eines bestimmten Parameters sich
auf eine bestimmte Situation beschränken wie z. B. die Abfüllung von Trinkwasser in Behältnisse oder
mikrobiologische Untersuchungen in bestimmten Teilen der Trinkwasser-Installation, oder wenn die
zuständigen Behörden für einen von ihnen festzulegenden Zeitraum feststellen, dass das Vorhanden-
sein eines Parameters in einem bestimmten Wasserversorgungsgebiet nicht in Konzentrationen zu
erwarten ist, die die Einhaltung des entsprechenden Grenzwertes gefährden könnten.


Teil II
Häufigke it der Untersuchungen


c) a) Mindesthäufigkeit der Analysen von Trinkwasser in einem Wasserversorgungsgebiet *)


Menge des in einem
Wasserversorgungsgebiet


abgegebenen oder
produzierten Wassers
in Kubikmeter pro Tag


(Anmerkung 1 )


Parameter der Gruppe A
Routinemäßige


Untersuchungen


Anzahl der Analysen pro
Jahr (Anmerkung 2)


Parameter der Gruppe B
Umfassende


Untersuchungen


Anzahl der Analysen pro Jahr


 < 10 ≤ 10 1 1 pro 3 Jahre


> 10 ≤ 10  bis  ≤ 1 000 4 1 pro Jahr


> 1 000 bis ≤ 10 000 1 pro Jahr
zuzüglich für die über 1 000
Kubikmeter hinausgehende


Menge jeweils 1 pro 4 500 3 300
Kubikmeter pro Tag


(Teilmengen als Rest der
Berechnung werden auf 4 500
3 300 Kubikmeter aufgerundet)


> 10 000 bis ≤ 100 000 4


zuzüglich für die
über 1 000 Kubikmeter
pro Tag hinausgehende


Menge jeweils 3 pro weitere
1 000 Kubikmeter pro Tag


(Teilmengen als Rest der
Berechnung werden auf


1 000 Kubikmeter
aufgerundet)


3 pro Jahr
zuzüglich für die über 10 000
Kubikmeter hinausgehende
Menge jeweils 1 pro 10 000


Kubikmeter pro Tag


(Teilmengen als Rest der
Berechnung werden auf


10 000 Kubikmeter
aufgerundet)


> 100 000 12 pro Jahr 10
zuzüglich für die über 100 000


Kubikmeter hinausgehende
Menge jeweils 1


pro 25 000 Kubikmeter pro Tag
(Teilmengen als Rest der


Berechnung werden auf 25 000
Kubikmeter aufgerundet)
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Anmerkung 1: Die Mengen werden als Mittelwerte über ein Kalenderjahr berechnet.


Anmerkung 2: Bei einer zeitweiligen, kurzfristigen Wasserversorgung (Ersatzversorgung) durch
Wassertransport-Fahrzeuge ist das darin bereitgestellte Wasser alle 48 Stunden zu
untersuchen oder untersuchen zu lassen, wenn der betreffende Wasserspeicher nicht in-
nerhalb dieses Zeitraums gereinigt oder neu befüllt worden ist.


*) Die Parameter und die Häufigkeit der Analysen können für einzelne Wasserversorgungsanlagen nach
§ 3 Nummer 2 Buchstabe a und b in einem Wasserversorgungsgebiet auf der Grundlage einer


Risikobewertung nach § 14 Absatz 2a angepasst werden. §19 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. Für eine
Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2018 haben zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bestehende
Entscheidungen des Gesundheitsamtes zur Reduktion der Analysenhäufigkeit oder des Parameterumfangs
weiter Bestand.


Teil II
Untersuchung von Trinkwasser-Installationen nach § 14 Absatz 2 (Legionella spec.)


b) Untersuchung von Trinkwasser-Installationen nach § 14 Absatz 3


Trinkwasser-Installationen sind Der Parameter Legionella spec. ist mindestens einmal jährlich entsprechend
den Vorgaben in § 14 Absatz 3 auf den Parameter Legionella spec. zu untersuchen.
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe e, aus denen im Rahmen einer gewerblichen,
nicht aber öffentlichen Tätigkeit Trinkwasser abgegeben wird, sind mindestens alle drei Jahre entsprechend
den Vorgaben des § 14 Absatz 3 zu untersuchen.


Die Erstuntersuchung bei nach dem [einsetzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung] neu in Betrieb
genommenen Anlagen ist innerhalb von zwölf Monaten nach Inbetriebnahme durchzuführen.


Die erste Untersuchung muss bis zum 31. Dezember 2013 abgeschlossen sein. Für
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d legt das Gesundheitsamt die Häufigkeit fest.


Sind bei den jährlichen Untersuchungen auf Legionella spec. in drei aufeinanderfolgenden Jahren keine
Beanstandungen festgestellt worden, so kann das Gesundheitsamt auch längere Untersuchungsintervalle
von bis zu drei Jahren festlegen, sofern die Anlage und die Betriebsweise nicht verändert wurden und
nachweislich den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Diese Verlängerung der
Untersuchungsintervalle ist nicht möglich in Bereichen, in denen sich Patienten mit höherem Risiko für
Krankenhausinfektionen befinden (zum Beispiel Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, Einrichtungen für ambulantes Operieren, Dialyseeinrichtungen, Entbindungs-
einrichtungen).


Anzahl und Beschreibung der repräsentativen Probennahmestellen gemäß § 14 Absatz 3 Satz 1 richten sich
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik. Die Probennahme erfolgt nach DIN EN ISO 19458 wie
dort unter "Zweck b" beschrieben. Die Menge des Wassers, das vor dem Befüllen des Probenbehälters
abläuft, abgelaufenen Wassers darf 3 Liter nicht übersteigen.
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c) Mindesthäufigkeit der Analysen von Trinkwasser, das zur Abfüllung zum Zwecke der Abgabe in
verschlossenen Behältnissen bestimmt ist


Menge des Trinkwassers, das
zur Abfüllung zum Zwecke der


Abgabe in verschlossenen
Behältnissen bestimmt ist, in


Kubikmeter pro Tag
(Anmerkung 1)


Routinemäßige
Untersuchungen


Anzahl der Analysen pro
Jahr


Umfassende
Untersuchungen


Anzahl der Analysen pro
Jahr


≤ 10 1 1


> 10  bis  ≤ 60 12 1


> 60 1 pro 5 Kubikmeter


(Teilmengen als Rest der
Berechnung werden


auf 5 Kubikmeter
aufgerundet)


1 pro 100 Kubikmeter


(Teilmengen als Rest der Berechnung
werden


auf 100 Kubikmeter aufgerundet)


Anmerkung
1


Für die Berechnung der Mengen werden Durchschnittswerte – ermittelt über ein Kalenderjahr –
zugrunde gelegt.
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Anlage 5


(zu § 15 Absatz 1, 2 und 4 und § 20)


Spezifikationen für die Analyse der Parameter


Teil I
Mikrobiologische Parameter und Indikatorparameter, für die mikrobiologische


Analysenverfahren spezifiziert sind


Die im Folgenden angegebenen Referenzverfahren sind zur Analyse der mikrobiologischen
Trinkwasserqualität entsprechend der jeweils geltenden Fassung der betreffenden Norm anzuwenden. Bei
einer Aktualisierung der Norm gilt eine Übergangsfrist von einem Jahr ab Erscheinungsdatum des
deutschen Einheitsverfahrens. Innerhalb dieser Frist müssen die nach § 15 Absatz 4 zugelassenen
Untersuchungsstellen die bestehenden Akkreditierungen in Einklang mit der Norm DIN EN ISO/IEC 17025
an die Anforderungen der aktualisierten Norm anpassen.


Die nachstehenden Verfahrensgrundsätze für mikrobiologische Analysen haben Referenzfunktion, sofern
ein CEN/ISO-Verfahren angegeben ist; andernfalls dienen sie - bis zur etwaigen künftigen Annahme
weiterer internationaler CEN/ISO-Verfahren für diese Parameter - als Orientierungshilfe.


Methoden für mikrobiologische Parameter:


a.) Escherichia coli (E. coli) und coliforme Bakterien und): Verfahren nach DIN EN ISO 9308-1 oder
DIN EN ISO 9308-2


b.) Enterokokken: Verfahren nach DIN EN ISO 7899-2


c.) Pseudomonas aeruginosa: Verfahren nach DIN EN ISO 16266


d.) Bestimmung kultivierbarer Mikroorganismen - Koloniezahl bei 22 °C und: 36 °C:


aa) Verfahren nach DIN EN ISO 6222


bb) Als Koloniezahl wird die Zahl der mit 6- bis 8facher Lupenvergrößerung sichtbaren Kolonien
definiert, die sich aus den in 1 Milliliter des zu untersuchenden Wassers befindlichen Bakterien in
Plattengusskulturen mit nährstoffreichen, peptonhaltigen Nährböden (1 % Fleischextrakt, 1 %
Pepton) bei einer Bebrütungstemperatur von (20 ± 2) °C und (36 ± 1) °C nach (44 ± 4) Stunden
Bebrütungsdauer bilden. Die verwendbaren Nährböden unterscheiden sich hauptsächlich durch
das Verfestigungsmittel, so dass folgende Methoden möglich sind:


aaa) Agar-Gelatine-Nährböden, Bebrütungstemperatur (20 ± 2) °C und (36 ± 1) °C,
Bebrütungsdauer (44 ± 4) Stunden oder


bbb) Agar-Nährböden, Bebrütungstemperatur (20 ± 2) °C und (36 ± 1) °C, Bebrütungsdauer
(44 ± 4) Stunden


e) Clostridium perfringens (einschließlich Sporen): Verfahren nach DIN EN ISO 14189


Membranfiltration, dann anaerobe Bebrütung der Membran auf m-CP-Agar bei (44 ± 1) °C über (21 ± 3)
Stunden. Auszählen aller dunkelgelben Kolonien, die nach einer Bedampfung mit Ammoniumhydroxid
über eine Dauer von 20 bis 30 Sekunden rosafarben oder rot werden.


Zusammensetzung des m-CP-Agar:


Basismedium


Tryptose 30 Gramm


Hefeextrakt 20 Gramm


Saccharose 5 Gramm


Cysteinhydrochlorid 1 Gramm


MgSO4 • 7H2O 0,1 Gramm


Bromkresolpurpur 0,04 Gramm


Agar 15 Gramm


Wasser (Anmerkung 1) 1 000 Milliliter


Die Bestandteile des Basismediums auflösen und einen pH-Wert von 7,6 einstellen. Autoklavieren bei
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121 °C für eine Dauer von 15 Minuten. Abkühlen lassen und Folgendes hinzufügen:


D-Cycloserin 0,4 Gramm


Polymyxin-B-Sulfat 0,025 Gramm


Indoxyl-ß-D-Glukosid
aufgelöst in 8 ml sterilem Wasser 0,06 Gramm


Sterilfiltrierte 0,5 %ige
Phenolphthalein-Diphosphat-Lösung 20 Milliliter


Sterilfiltrierte 4,5 %ige Lösung von
FeCl3 • 6 H20 2 Milliliter


f) Legionellen: Die Untersuchung auf Legionella spec. ist entsprechend ISO 11731 sowie DIN EN ISO
11731 Teil 2 unter Berücksichtigung gegebenenfalls vorliegender Empfehlungen des
Umweltbundesamtes durchzuführen.


Anmerkung 1: Es ist destilliertes oder deionisiertes Wasser zu verwenden, das frei von Substanzen ist,
die das Wachstum der Bakterien unter den Untersuchungsbedingungen hemmen, und das
der DIN ISO 3696 entspricht.
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Teil II
Chemische Parameter und Indikatorparameter, für die Verfahrenskennwerte spezifiziert


sind


Für die in der folgenden Tabelle aufgeführten Parameter sollen die spezifizierten Verfahrenskenndaten
gewährleisten, dass das verwendete Analysenverfahren mindestens geeignet ist, dem Grenzwert
entsprechende Konzentrationen mit der in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 2009/90/EG der Kommission*)
definierten Bestimmungsgrenze von 30 % oder weniger des betreffenden Grenzwertes und der nachfolgend
spezifizierten Messunsicherheit zu messen. Das Ergebnis ist mit mindestens derselben Anzahl signifikanter
Stellen anzugeben wie bei dem jeweiligen Grenzwert.


Laufende
Nummer


Parameter
Messunsicherheit in %


des Grenzwertes
(Anmerkung 1)


Bemerkungen


1 Acrylamid Anhand der Produktspezifikation
zu kontrollieren


2 Aluminium 25


3 Ammonium 40


4 Antimon 40


5 Arsen 30


6 Benzo-(a)-pyren 50 Kann der Wert der
Messunsicherheit nicht erreicht
werden, so sollte die beste
verfügbare Technik gewählt
werden. Dabei darf die
Messunsicherheit bis zu 60 %
des Parameterwertes betragen


7 Benzol 40


8 Blei 25


9 Bor 25


10 Bromat 40


11 Cadmium 25


12 Chlorid 15


13 Chrom 30 Bestimmungsgrenze 0,00010
mg/l


14 Cyanid 30 Mit dem Verfahren sollte der
Gesamtcyanidgehalt in allen
Formen bestimmt werden
können


15 1,2-Dichlorethan 40


16 Eisen 30


17 Elektrische Leitfähigkeit 20
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18 Epichlorhydrin Anhand der Produktspezifikation
zu kontrollieren


19 Fluorid 20


20 Kupfer 25


21 Mangan 30


22 Natrium 15


23 Nickel 25


24 Nitrat 15


25 Nitrit 20


26 Oxidierbarkeit 50 Referenzverfahren:
EN ISO 8467


27 Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffe und
Biozidprodukt-Wirkstoffe


Die Verfahrenskennwerte für
einzelne Pestizide dienen als
Hinweis. Messunsicherheitswerte
von lediglich 30 % können bei
mehreren Pestiziden erzielt werden,
höhere Werte bis zu 80 % können
für einzelne Pestizide zugelassen
werden


28 Polyzyklische aromatische
Kohlenwasserstoffe


50 Die Verfahrenskennwerte gelten für
einzelne spezifizierte Stoffe
bei 25 % des Grenzwertes


29 Quecksilber 30


30 Selen 40


31 Sulfat 15


32 Tetrachlorethen 30 Die Verfahrenskennwerte gelten für
einzelne spezifizierte Stoffe bei
50 % des Grenzwertes


33 Trichlorethen 40 Die Verfahrenskennwerte gelten für
einzelne spezifizierte Stoffe bei
50 % des Grenzwertes.


34 Trihalogenmethane 40 Die Verfahrenskennwerte gelten für
einzelne spezifizierte Stoffe bei
25 % des Grenzwertes


35 Uran 30


36 Vinylchlorid Anhand der Produktspezifikation zu
kontrollieren


37 Wasserstoffionenkonzentra-
tion (pH-Wert)


0,2 Die Werte für die Messunsicherheit
werden in pH-Einheiten ausgedrückt


38 Trübung 30 Die Messunsicherheit sollte im
Einklang mit der Norm EN ISO 7027
auf der Ebene von 1,0 NTU
(nephelometrische Trübungseinheit)
geschätzt werden
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39 Gesamter Organischer
Kohlenstoff (TOC)


30 Die Messunsicherheit des gesamten
organischen Kohlenstoffs (TOC)
sollte bei einer Konzentration von
3 mg/l bestimmt werden. Zu
verwenden ist die Norm EN 1484 –
Anleitungen zur Bestimmung des
gesamten organischen Kohlenstoffs
(TOC) und des gelösten
organischen Kohlenstoffs (DOC)


Anmerkung 1: Messunsicherheit in Prozent (%) ist ein nicht negativer Parameter, der die Streuung derjenigen
Werte beschreibt, die der Messgröße auf der Basis der verwendeten Infor-mationen zugeordnet
werden. Der Verfahrenskennwert der Messunsicherheit (k = 2) ist der Prozentsatz des
Grenzwertes in der Tabelle oder besser. Die Messunsicherheit wird auf der Ebene des
Grenzwertes geschätzt, wenn nicht anders angegeben.


Für folgende Parameter sollen die spezifizierten Verfahrenskennwerte gewährleisten, dass das verwendete
Analysenverfahren mindestens geeignet ist, dem Grenzwert entsprechende Konzentrationen mit den
nachstehend genannten Spezifikationen für Richtigkeit, Präzision und Nachweisgrenze zu messen.
Unabhängig von der Empfindlichkeit des verwendeten Analysenverfahrens ist das Ergebnis mindestens bis auf
die gleiche Dezimalstelle wie bei dem jeweiligen Grenzwert in den Anlagen 2 und 3 anzugeben.


Laufend
e


Numme
r


Parameter


Richtigkeit
in % des


Grenzwertes
(Anmerkung


1)


Präzision
in % des


Grenzwertes
(Anmerkung


1)


Nachweisgren
ze


in % des
Grenzwertes
(Anmerkung


2)


Bemerkungen


1 Acrylamid Anhand der Produkt-
spezifikation zu
kontrollieren


2 Aluminium 10 10 10


3 Ammonium 10 10 10


4 Antimon 25 25 25


5 Arsen 10 10 10


6 Benzo-(a)-
pyren


25 25 25


7 Benzol 25 25 25


8 Blei 10 10 10


9 Bor 10 10 10


10 Bromat 25 25 25


11 Cadmium 10 10 10


12 Chlorid 10 10 10


13 Chrom 10 10 10


14 Cyanid 10 10 10 Mit dem Verfahren sollte
der Gesamtcyanidgehalt in
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allen Formen bestimmt
werden können


15 1,2-
Dichlorethan


25 25 10


16 Eisen 10 10 10


17 Elektrische
Leitfähigkeit


10 10 10


18 Epichlorhydrin Anhand der Produkt-
spezifikation zu kontrollieren


19 Fluorid 10 10 10


20 Kupfer 10 10 10


21 Mangan 10 10 10


22 Natrium 10 10 10


23 Nickel 10 10 10


24 Nitrat 10 10 10


25 Nitrit 10 10 10


26 Oxidierbarkeit 25 25 10


27 Pflanzenschutz
mittel-
Wirkstoffe und
Biozidprodukt-
Wirkstoffe


25 25 25 Die Verfahrenskennwerte
gelten für jeden einzelnen
Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoff und Biozid-
produkt-WIrkstoff und
hängen von dem
betreffenden Mittel ab. Die
Nachweisgrenze ist
möglicherweise nicht für
alle Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffe und Bio-
zidprodukt-Wirkstoffe
erreichbar; die Erreichung
dieses Standards sollte
angestrebt werden


28 Polyzyklische
aromatische
Kohlenwasser-
stoffe


25 25 25 Die Verfahrenskennwerte
gelten für die einzelnen
spezifizierten Stoffe bei 25
% des Grenzwertes in
Anlage 2


29 Quecksilber 20 10 10


30 Selen 10 10 10


31 Sulfat 10 10 10


32 Tetrachlorethen 25 25 10 Die Verfahrenskennwerte
gelten für die einzelnen
spezifizierten Stoffe bei 50
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% des Grenzwertes in
Anlage 2


33 Trichlorethen 25 25 10 Die Verfahrenskennwerte
gelten für die einzelnen
spezifizierten Stoffe bei 50
% des Grenzwertes in
Anlage 2


34 Trihalogen-
methane


25 25 10 Die Verfahrenskennwerte
gelten für die einzelnen
spezifizierten Stoffe bei 25
% des Grenzwertes in
Anlage 2


35 Uran 10 10 10


36 Vinylchlorid Anhand der Produkt-
spezifikationen zu
kontrollieren


Für die Wasserstoffionen-Konzentration sollen die spezifizierten Verfahrenskennwerte gewährleisten, dass das
verwendete Analysenverfahren geeignet ist, dem Grenzwert entsprechende Konzentrationen mit einer
Richtigkeit von 0,1 pH-Einheiten und einer Präzision von 0,1 pH-Einheiten zu messen. Für die Kontrolle der
Trübung von aufbereitetem Oberflächenwasser sollen die spezifizierten Verfarhenskennwerte gewährleisten,
dass das angewandte Analysenverfahren mindestens geeignet ist, den Trübungswert mit einer Richtigkeit,
einer Präzision und einer Nachweisgrenze von jeweils 25 % zu messen.


Anmerkung 1: Dieser Begriff ist in ISO 5725 definiert.


Anmerkung 2: Nachweisgrenze ist entweder
- die dreifache relative Standardabweichung (innerhalb einer Messwertreihe) einer natürlichen


Probe mit einer niedrigen Konzentration des Parameters oder
- die fünffache relative Standardabweichung (innerhalb einer Messwertreihe) einer Blindprobe.
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Teil III
Parameter, für die keine Verfahrenskennwerte spezifiziert sind


Färbung


Geruch


Geschmack


Organisch gebundener Kohlenstoff


Teil IV
Indikatorparameter, die nicht im Untersuchungsumfang der


Anlage 4 Teil I enthalten sind


Die Untersuchung auf Legionella spec. ist entsprechend DIN EN ISO 11731 unter Berücksichtigung
gegebenenfalls vorliegender Empfehlungen des Umweltbundesamtes durchzuführen.


Teil V


Probennahmeverfahren und Probennahmestellen


a) Probennahme von Trinkwasser für mikrobiologische Untersuchungen


Die Probennahme zur Analyse der mikrobiologischen Trinkwasserqualität erfolgt für
Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe a bis c nach DIN EN ISO 19458 „Zweck a“. Für
die Analyse der mikrobiologischen Trinkwasserqualität von Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2
Buchstabe d bis f erfolgt die Probennahme gemäß DIN EN ISO 19458 „Zweck b“. Dies gilt dem Grunde nach
ebenfalls bei Probennahmen im Rahmen der risikobewertungsbasierten Anpassung der Probennahmeplanung
nach § 14 Absatz 2a. Abweichungen von den Regelungen der Sätze 1 bis 3 sind möglich, wenn sie in der
Risikobewertung begründet sind.


Die mikrobiologischen Proben werden an der gemäß § 8 definierten Stelle der Einhaltung entnommen.
Ersatzweise können diese Proben im Verteilungsnetz entnommen werden, wenn eine nachteilige Veränderung
der Wasserqualität zwischen der Stelle der Entnahme der Probe und der gemäß § 8 beschriebenen Stelle der
Einhaltung nicht zu erwarten ist und das Gesundheitsamt der Festlegung der Probennahmestelle im
Verteilungsnetz nicht widerspricht.


b) Probennahme von Trinkwasser für chemische Untersuchungen


Die Probennahme zur Kontrolle der Parameter Blei, Kupfer und Nickel ist entsprechend der Empfehlung des
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der Parameter Blei, Kupfer und Nickel“
durchzuführen. Für Analysen zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 21 Absatz 2 kann dabei die
Probennahme als Zufallsstichprobe (Z-Probe) oder alternativ als gestaffelte Stagnationsbeprobung erfolgen.
Für die Feststellung einer Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in einer Trinkwasser-
Installation ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen.


Für chemische Parameter, deren Konzentration in der Trinkwasser-Installation ansteigen kann, wird
empfohlen, die Probennahme als gestaffelte Stagnationsbeprobung entsprechend der Empfehlung des
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der Parameter Blei, Kupfer und Nickel“
durchzuführen.


Die Probennahme im Verteilungsnetz – ausgenommen die Probennahme an der Zapfstelle des Verbrauchers
– zur Kontrolle der Einhaltung der chemischen Parameter erfolgt nach ISO 5667-5.
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Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zur Neuordnung trinkwasserrechtlicher 
Vorschriften – Verordnungsentwurf des BMG und BMEL 
hier: Ihr Schreiben vom 04.07.2017 / AZ 324-4536-10/10 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Mendel, 
 
vielen Dank für die Einbindung und die Möglichkeit für eine Stellungnahme. Betroffen ist die 
kommunale Ebene insbesondere im Bereich der Gesundheitsämter und der Trinkwasserver-
sorger. Zu dem Verordnungsentwurf positionieren wir uns wie folgt: 
 
Grundsätzliche Anmerkungen 
 
Insgesamt werden durch den Entwurf der „Verordnung zur Änderung trinkwasserrechtlicher 
Vorschriften“ grundlegende inhaltliche Änderungen der Trinkwasserverordnung vorgestellt, 
die erheblichen Einfluss auf die Arbeit der Gesundheitsämter haben werden. Viele der vorge-
sehenen Änderungen dienen der Verbrauchersicherheit sowie der Regelung und Klarstellung 
bisher nicht ausreichend betrachteter oder geregelter Bereiche. Diese sinnvollen Änderungen 
begrüßen wir, sie werden in unserer Stellungnahme nicht explizit erwähnt oder kommentiert. 
Einige der angedachten Änderungen bewerten wir anhand unserer bisherigen 
Praxiserfahrungen jedoch durchaus kritisch. 
 
Zu diesen kritischen Punkten des Verordnungsentwurfs haben wir im Folgenden Formulie-
rungsvorschläge eingebracht, die auf Anregungen aus unserer Mitgliedschaft zurückgehen.  
 
Leider wurde nicht an allen möglichen Stellen Verbesserungschancen ergriffen, etwa um die 
Verordnung zu vereinfachen und insbesondere durch die Reduzierung der Querverweise für 
Unternehmer oder sonstige Inhaber (UsI) besser verständlich zu machen.  
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Unabhängig davon, in welchem Wortlaut die Änderungsverordnung letztlich formuliert sein 
wird, ist absehbar, dass durch die Änderungen, insbesondere auf die Gesundheitsämter, als die 
für die Umsetzung der Trinkwasserverordnung zuständigen Stellen, ein erheblicher zusätzli-
cher Arbeitsaufwand zukommen wird. Dieser Mehraufwand kann zwar noch nicht 
quantifiziert werden, er wird jedoch voraussichtlich deutlich über den im allgemeinen Teil der 
Begründung zum Verordnungsentwurf beschriebenen „Erfüllungsaufwand für die Verwal-
tung“ hinausgehen. Und dies in einer Situation, in der sich auch die 3. Änderung zur 
Trinkwasserverordnung (Anforderungen an radioaktive Stoffe im Trinkwasser) in vielen Ge-
sundheitsämtern noch in der Umsetzungsphase befindet. Insgesamt ist auch festzustellen, dass 
nicht nur der Arbeitsaufwand für die Gesundheitsämter durch die zurückliegenden und die 
vorgesehenen Änderungen der Trinkwasserverordnung deutlich angestiegen ist und auch noch 
ansteigen wird, sondern auch die fachlichen Anforderungen an die Gesundheitsämter immer 
vielschichtiger und anspruchsvoller werden. Die gestiegenen Qualitätsanforderungen werden 
sich künftig auch in den Personalqualifikationsansprüchen widerspiegeln. Für das vorhandene 
Personal ist zudem mit einem ansteigenden Fortbildungs- und Informationsbedarf zu rechnen, 
um den hohen fachlichen Ansprüchen weiterhin gerecht werden zu können. 
 
Der voraussichtliche Mehraufwand der Gesundheitsämter ergibt sich vor allem aus folgenden 
Punkten: 
 
Durch die Einführung der risikobewertungsbasierten Anpassung der Probennahmeplanung 
(RAP) haben UsIs nach Buchstabe 2 a (öffentliche Wasserversorger) und b (u. a. Kleinanla-
gen mit Vermietung) die Möglichkeit, den Umfang und die Häufigkeit der Untersuchungen 
minimieren können. Es wird davon ausgegangen, dass diese Möglichkeit regelmäßig in An-
spruch genommen wird, wodurch mit einem Mehraufwand für die Unteren 
Gesundheitsbehörden (GA) zu rechnen ist, da die Genehmigungen vom GA nach Prüfung der 
RAP erteilt werden.  
 
Auch wenn die Prüfungen ergeben, dass der Untersuchungsumfang verringert werden kann, 
wird sich der Bearbeitungsaufwand für das GA in der Folge nicht nennenswert verringern, 
weil die mikrobiologischen Parameter weiterhin im gleichen Rhythmus untersucht werden 
müssen und es hierbei hauptsächlich um Grenzwertüberschreitungen geht, die im Einzelnen 
vom GA bearbeitet werden müssen. 
 
Auch durch die neue Meldepflicht der Labore von maßnahmewertüberschreitenden Legionel-
len ist ein Mehraufwand für das GA zu erwarten. Zum einen, weil davon ausgegangen wird, 
dass bisher nicht alle UsI die positiven Befunde gemeldet haben und somit eine höhere Fall-
zahl auftreten wird und zum anderen, weil es teilweise zu doppelten Meldungen vom UsI und 
vom Labor kommen wird.  Beachten Sie hierzu unten bitte die detaillierten Ausführungen zu 
§ 15a. 
 
Diese Meldungen können per EDV eingefordert werden. Zur Verarbeitung aller Trinkwasser-
daten setzen GA etwa das Trinkwasserdatenerfassungs- und Informationssystem (TEIS) (in 
über 75 Gesundheitsbehörden deutschlandweit) oder andere Datenbanksysteme ein. Die Be-
arbeitung der Trinkwasserdaten von Trinkwasser-Installationen ist dort zurzeit jedoch nur 
zum Teil möglich, da vor dem Import der Daten die entsprechende Entnahmestelle als Pro-
bennahmestelle angelegt und der Untersuchungsstelle mitgeteilt werden muss. Dies ist 
insgesamt mit einem erheblichen Aufwand verbunden. Die Möglichkeit zur elektronischen 
Übermittlung der Ergebnisse wird aus diesem Grund (noch) nicht vollständig genutzt. Wir 
gehen davon aus, dass auch bei anderen Erfassungssystemen ähnlich gelagerte Problematiken 
bestehen. 
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Besonders hinzuweisen, ist auf den Grenzwert für Chrom, der um ein Zehnfaches verschärft 
wurde. Beispielsweise wird uns aus der Praxis berichtet, dass, da GA den Parameter bei Un-
tersuchungen nicht eingefordert haben, nicht abzuschätzen sei, welcher Bearbeitungsaufwand 
sich für die Gesundheitsämter ergibt, wenn Untersuchungen Grenzwertüberschreitungen an-
zeigen. Im Kontext des Grenzwertes zu Chrom verweisen wir auch auf die aktuelle 
Diskussion hierzu und bitten um Berücksichtigung der Argumente, die sich in dieser Sache 
aus einem auch uns bekannten Brief vom 16.03.2017 ergeben, der von dem BDEW, dem 
DVGW und dem VKU an Sie gerichtet wurde. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die Umsetzung der vierten Verordnung zur 
Änderung der Trinkwasserverordnung  mit einem nicht kalkulierbaren Mehraufwand für die 
Gesundheitsämter/Unteren Gesundheitsbehörden zu rechnen ist. 
 
Im Folgenden möchten wir noch auf die Einzelbestimmungen eingehen. Aus unserer Mit-
gliedschaft haben wir hierzu wie von Ihnen gewünscht auch einige Alternativvorschläge 
aufgenommen. 
 
Zu den Einzelbestimmungen: 
 
• § 2 Abs. 1 Nr. 4  
Der Begriff „hinter“ bei der Formulierung „Wasser hinter einer Sicherungseinrichtung“ sollte 
konkretisiert werden. Eine Alternativformulierung könnte wie folgt lauten: 
4. „Wasser, das sich in Fließrichtung hinter einer den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechenden Sicherungseinrichtung eines wasserführenden Apparates befindet, 
der an die Trinkwasser-Installation angeschlossen, aber entsprechend den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik nicht Teil der Trinkwasser-Installation ist.“  
 
• § 2 Abs. 1 Nr. 5:  
Hier steht am Anfang der Begriff „Trinkwasser“, richtigerweise müsste es „Wasser“ heißen. 
 
• § 3 Nr. 2 Buchstabe a bis c 
Änderung der Begriffsbestimmung für „Wasserversorgungsanlagen“ 
Die Verordnung zur Neuordnung trinkwasserrechtlicher Vorschriften möchte zukünftig unter 
§ 3 Nummer 2 a bis c unter dem Begriff der „Wasserversorgungsanlagen“auch (wieder) Was-
sergewinnungsanlagen verstanden wissen. 
 
Die Wassergewinnungsanlagen wurden im Rahmen der zweiten Verordnung zur Änderung 
der Trinkwasserverordnung 2001 wieder durch den Bundesrat aus dem Verordnungsentwurf 
gestrichen. Im nunmehr aktuell vorliegen vierten Entwurf der Novelle der Trinkwasserver-
ordnung wurde durch den Gesetzgeber die Wassergewinnungsanlagen  wieder aufgegriffen 
und als Gegenstand der Begriffsdefinition für Wasserversorgungsanlagen erklärt. Die Verord-
nungsbegründung verweist auf eine rechtliche Prüfung, woraus sich der neuerliche 
Anpassungsbedarf ergeben habe. Zu der Frage des richtigen Begriffs an dieser Stelle bestehen 
durchaus unterschiedliche Auffassungen. Uns erscheint dabei wichtig, dass einerseits Rechts-
sicherheit besteht und keine Doppelregelungen mit Widersprüchen entstehen, gleichzeitig 
aber auch Klarheit herrscht, ab welchem Punkt die TrinkV und insbesondere die Überwa-
chung durch die Gesundheitsämter beginnt. In diesem Sinne stellen wir im Folgenden einige 
Überlegungen zusammen: 
 
Die angestrebte Verordnungsänderung in § 3 Nummer 2 a bis c Trinkwasserverordnung er-
scheint vor dem Hintergrund des § 14 Trinkwasserverordnung wenig sinnvoll. § 14 
Trinkwasserverordnung normiert bezüglich der Wasserversorgungsanlagen (wozu nunmehr 
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auch die Gewinnungsanlagen zählen sollen) ausschließlich eine Untersuchungspflicht bezüg-
lich des Trinkwassers und gerade nicht des in der Gewinnungsanlage gewonnen Rohwassers. 
Mithin läuft die Änderung der Begriffsbestimmung für Wasserversorgungsanlagen jedenfalls 
hinsichtlich der Untersuchungspflichten wieder ins Leere. Danach gäbe es auch nach neuer 
Rechtslage keine Untersuchungspflicht für Rohwasser. Mithin begrenzt sich der Mehrwert der 
Änderung auf die Anzeigepflichten nach § 13 Trinkwasserverordnung. Im Übrigen ist die 
Begrenzung der Untersuchungspflicht auf das Trinkwasser auch konsequent, da eine etwaige 
Regelung zur Untersuchungspflicht des Rohwassers eine Aufgabe der Länder bzw. zuständi-
gen Behörden selbst darstellt. Nach § 50 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz kann durch 
Rechtsverordnung der Landesregierung oder durch Entscheidung der zuständigen Behörde 
der Träger der öffentlichen Wasserversorgung verpflichtet werden, auf ihre Kosten die Be-
schaffenheit des für Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung gewonnenen oder 
gewinnbaren Wassers zu untersuchen oder durch eine von ihr bestimmte Stelle untersuchen 
zu lassen. Daher wird rein vorsorglich angemerkt, dass eine Erweiterung der Untersuchungs-
pflichten nach § 14 Trinkwasserverordnung auf das Rohwasser von vornherein 
ausgeschlossen ist. 
 
Ein Vorschlag aus der Mitgliedschaft geht daher in die Richtung von der Begrifflichkeit der 
Wasserversorgungsanlagen abzusehen. Alternativ besteht auch der Vorschlag den Begriff 
Wassergewinnungsanlage im § 5 Abs. 5 zu streichen. 
 
• § 3 Nr. 2 Buchstabe f - Definition zeitweise Wasserverteilung  
Zeitweise betriebene Wasserverteilungsanlagen können auch an c-Anlagen angeschlossen 
werden. Auf Grund der bisherigen Formulierung wäre dies ausgeschlossen und nicht statthaft. 
Für den Zeitraum des Anschlusses werden diese c-Anlagen dann vorübergehend zu b-
Anlagen.  
 
Vorschlag: c-Anlagen sollten in die Aufzählung übernommen werden  
Anlagen, aus denen Trinkwasser entnommen oder an Verbraucher abgegeben wird, die zeit-
weise betrieben werden und über eine eigene Wasserversorgungsanlage verfügen oder die 
zeitweise an eine Anlage nach Buchstabe a, b, c oder Buchstabe e angeschlossen sind (zeit-
weise Wasserverteilung). 
 
• § 3 Nr. 4 - Definition Wasserversorgungsgebiet  
Das Wasserversorgungsgebiet wird als ein „geografisch definiertes Gebiet“ beschrieben. Dies 
legt nahe, dass es sich um ein größeres Gebiet handelt. Es gibt allerdings viele a- und b-
Anlagen, die nur zur Versorgung eines Grundstücks dienen, z. B. Mehrfamilienhäuser, Le-
bensmittelbetriebe, Industriebetriebe.  
 
Es sollte zumindest in der Begründung bzw. in den aktualisierten FAQ zur Umsetzung der 
Trinkwasserverordnung darauf hingewiesen werden, dass auch einzelne Grundstücke unter 
die Definition fallen.  
 
• § 3 Nr. 13 - technischer Maßnahmenwert  
Die Empfehlung des Umweltbundesamtes (UBA) für die Durchführung einer Gefährdungs-
analyse vom 14.12.2012 zielt überwiegend auf die technischen Mängel und die Einhaltung 
der allgemein anerkannten Regeln der Technik. Zur Bewertung von Gesundheitsgefährdungen 
der Nutzer werden keine Aussagen gemacht. Der Bezug auf die Gefährdungsanalyse in der 
Definition ist deswegen nicht zutreffend.  
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Vorschlag:  
ein Wert, bei dessen Überschreitung eine von der Trinkwasser-Installation ausgehende ver-
meidbare Gesundheitsgefährdung zu besorgen ist und eine hygienisch-technische 
Überprüfung der Trinkwasser-Installation zur Ermittlung von Korrekturmaßnahmen nach 
DIN EN 15975-2 zur Wiederherstellung der Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik in der Trinkwasser-Installation eingeleitet wird, die als Grundlage einer Gefähr-
dungsanalyse dient  
 
• § 3 Nr. 15 - Definition Gefährdungsanalyse 
 
Der Begriff „Gefährdungsanalyse“ ist in Bezug auf die Legionellenuntersuchung nicht zutref-
fend und wird in der VO an zwei Stellen mit unterschiedlichen Inhalten verwendet: § 14 Abs. 
2a RAP und § 16 Abs.7. Hier sind Klarstellungen notwendig.  
 
Durch eine Neuformulierung des § 16 Abs. 7, wie weiter unten beschrieben, wäre  
die Definition an dieser Stelle entbehrlich und könnte ersatzlos gestrichen werden. 
 
• § 5 Abs. 4 und § 6 Abs. 3 - Beschaffenheit des Trinkwassers 
 
Die Wörter „unter Berücksichtigung von Einzelfällen“ sollen jeweils durch die Wörter 
„im Einzelfall“ ersetzt werden. 
 
Unter der alten Formulierung „Konzentrationen von Mikroorganismen/chemischen Stoffen 
[…] sollen so niedrig gehalten werden, wie dies nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik mit vertretbarem Aufwand unter Berücksichtigung von Einzelfällen möglich ist.“ 
verstehen wir, dass die genannten Anforderungen grundsätzlich erst einmal allgemein für alle 
Anlagen gelten und Einzelfälle lediglich im Ausnahmefall zu berücksichtigen sind. 
 
Die neue Formulierung: „Konzentrationen von Mikroorganismen/chemischen Stoffen […] 
sollen so niedrig gehalten werden, wie dies nach den allgemein  anerkannten Regeln der 
Technik mit vertretbarem Aufwand im Einzelfall möglich ist.“ wäre offenbar dahingehend zu 
verstehen, dass die Anforderungen generell in jedem einzelnen Fall betrachtet und bewertet 
werden müssen und nicht mehr zunächst allgemein gelten. 
 
Inhaltlich stellen diese Änderungen daher völlig neue Anforderungen dar, da ggf. von einer 
Einzelfallprüfung im Ausnahmefall auf eine Prüfung in jedem Einzelfall übergegangen wer-
den müsste. Da diese Änderungen in der Begründung zum Verordnungsentwurf lediglich mit 
„redaktionellen Änderungen“ beschrieben werden, stellt sich uns die Frage, ob diese inhaltli-
che Änderung überhaupt gewünscht bzw. vorgesehen ist. Falls ja, könnte die so vorgegebene 
Einzelfallprüfung durchaus zu einem erheblichen Mehraufwand für die Gesundheitsämter 
führen.  
 
Vorschlag: Aus unserer Sicht sollte die alte Formulierung erhalten bleiben. 
 
• § 6 Abs. 2 
Satz zwei dieses Absatzes bezieht sich auf einen Grenzwert, der bereits seit dem 01.12.2013 
gilt. Die Übergangsregelung ist somit obsolet und der Satz sollte gestrichen werden.  
 
• § 13 Abs. 3 Nr. 1 - Anzeigepflichten  
Der UsI hat technische Pläne einer bestehenden oder geplanten Wasserversorgungsanlage 
vorzulegen. Hier sollte einerseits auch die Vorhaltung von Instandhaltungs- und/oder Hygie-
neplänen abgewogen werden.  
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Aus Sicht der Wasserversorger wurde gemeldet, dass die Anzeigepflichten der Wasserversor-
ger nach § 13 Trinkwasserversorgung erheblich erweitert werden. Dies sollte nur nach 
gründlicher Überprüfung der Notwendigkeit erfolgen. Hier darf es jedenfalls möglichst keine 
Dopplungen und Überschneidungen etwa mit landesrechtlichen Regelungen geben.  
 
• § 14 
Insgesamt sollte der § 14 übersichtlicher strukturiert werden. Bisher werden die Anforderun-
gen an unterschiedliche Wasserversorgungsanlage in verschiedenen Absätzen geregelt. Z. B. 
werden in Absatz 2 in den ersten beiden Sätzen der Umfang und die Häufigkeit für die a- und 
b-Anlagen geregelt, in den Sätzen 3 bis 5 geht es um die c-Anlagen und in dem Satz 6 um d- 
und f-Anlagen. Der neue Absatz 2a betrifft wieder die a- und b-Anlagen. Absatz 3 regelt dann 
die Untersuchungspflichten bzgl. Legionellen.  
Der Absatz 4 betrifft keine Untersuchungspflicht, sondern beschreibt eine „besondere Hand-
lungspflicht“ des Betreibers und ist somit eher in den § 16 zu integrieren.  
 
Zur besseren Unterscheidung und Lesbarkeit sollte der § 14 daher neu strukturiert werden und 
Regelungen zu den einzelnen Wasserversorgungsanlagen jeweils zusammengefasst werden.  
 
Vorschlag:  


• Abs. 1: Untersuchungspflichten für a- und b-Anlagen  
• Abs. 2: Umfang und Häufigkeit für a- und b-Anlagen  
• Abs. 3: RAP  
• Abs. 4: Untersuchungspflichten sowie Umfang und Häufigkeit für c-Anlagen  
• Abs. 5: Anordnungsbefugnis für d-, e- und f-Anlagen  
• Abs. 6: Untersuchungspflicht Legionellen  
• Abs. 7: bisheriger Abs. 5 Anordnungen nach §§ 9 und 20  
• Abs. 8: bisheriger Abs. 6 Pflicht zugelassene Untersuchungsstellen zu beauftragen  
• Bisherigen Absatz 4 in § 16 verschieben  


 
Auf Basis der bisherigen Einteilung bestehen aber im Weiteren noch folgende Hinweise zu 
§ 14: 
 
• § 14 Abs. 2 - Untersuchungspflichten 
In § 14 Abs. 2 Satz 6 wird das Wort „unaufgefordert“ eingefügt: „Untersuchungen zur Fest-
stellung, ob […] die festgelegten Grenzwerte eingehalten werden, haben bei diesen Anlagen 
unaufgefordert mindestens einmal im Jahr zu erfolgen.“ In der Begründung wird hierzu be-
schrieben, dass der UsI einer c-Anlage die verpflichtenden Untersuchungen dadurch ohne 
explizite Aufforderung durch das Gesundheitsamt durchzuführen hat und dass es hierdurch zu 
einer Entlastung der Gesundheitsämter kommen wird. 
 
Die Praxiserfahrung zeigt jedoch, dass im Bereich der Überwachung von c-Anlagen großflä-
chig eher nicht von einer Verordnungstreue der UsIs auszugehen ist. Der Überwachungs- und 
Verwaltungsaufwand wird daher voraussichtlich nicht verringert werden, und somit ist die in 
der Theorie angegebene Entlastung der Gesundheitsämter in der Praxis eher nicht zu erwar-
ten. Zudem wird im § 14 Abs. 2 nicht definiert, wer die Trinkwasser-Untersuchungen zu 
veranlassen hat, der UsI wird hier nicht, wie bei allen übrigen Untersuchungspflichten für 
UsIs anderer Wasserversorgungsanlagen, explizit genannt. Um Interpretationsspielräume zu 
minimieren, erscheint es daher sinnvoll, auch im Bereich der c-Anlagen den für die Untersu-
chung verantwortlichen UsI explizit zu nennen. 
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• § 14 Abs. 2a - risikobewertungsbasierte Anpassung der Probennahmeplanung 
 
Der neue Absatz enthält mehrmals die gleichen Nummerierungen. Hierdurch ist nicht klar, 
wie zukünftig zitiert werden soll.  
 
Viele der in § 3 Nummer 2 Buchstabe b genannten Anlagen (b-Anlagen) sind von ihrer För-
dermenge und technischen Ausstattung eher mit den ausschließlich privat genutzten Anlagen 
gemäß § 3 Nummer 2 Buchstabe c (c-Anlagen) vergleichbar. Der Umstand, dass b-Anlagen 
im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit genutzt werden, rührt meist daher, 
dass sie vermietete Einfamilienhäuser bedienen. Die Definition „dezentrale kleine Wasser-
werke“ trifft auf diese Art von b-Anlagen also nicht zu.  
Durch § 14 Abs. 2a wird eine freiwillige, risikobewertungsbasierte Anpassung der Proben-
nahmeplanung (RAP) für die a- und b-Anlagen eingeführt. Wird keine RAP durchgeführt, ist 
der in der Trinkwasserverordnung beschriebene Parameterumfang vollumfänglich zu untersu-
chen. Bisherige Reduzierungsmöglichkeiten zum Untersuchungs- und Parameterumfang 
verlieren ihre Gültigkeit. Aufgrund der Trinkwasserabgabe an Dritte sind b-Anlagen also nach 
§ 14 Abs. 2a mit einem höheren Untersuchungsumfang belegt als c-Anlagen. Bisher wurde 
bei b-Anlagen in den meisten Fällen eine eingeschränkte Untersuchung durchgeführt, die auf 
einer eigenen Einschätzung der Gesundheitsämter über eventuelle Risiken basierte. Da b-
Anlagen wie bereits betont meist eine geringe Anzahl an Personen versorgen, lässt sich die 
Gefährdung der betroffenen Personen anhand deren Voraussetzungen (wie Alter und gesund-
heitliche Einschränkungen) relativ leicht ermitteln. Eine Risikoabschätzung durch das 
Gesundheitsamt wird so erleichtert. Um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass b-Anlagen 
eher mit c- als mit a-Anlagen vergleichbar sind, sollte die Möglichkeit beibehalten werden, 
bei ihnen eingeschränkte Untersuchungen durchzuführen. Das RAP-Verfahren sollte deswe-
gen nur auf a-Anlagen beschränkt werden.   
 
Die Einführung des RAP-Verfahrens wird aus dem Bereich der Stadtwerke begrüßt, aller-
dings wird unabhängig davon, ob das Verfahren nur auf a-Anlagen oder auch auf b-Anlagen 
angewendet werden kann, ein erheblicher Mehraufwand auf die Gesundheitsämter zukom-
men. Der Aufwand kann jedoch noch nicht abgeschätzt werden, da im Vorhinein nicht klar 
ist, wie viele Wasserversorger diese Möglichkeit in Anspruch nehmen werden und die Ausge-
staltung und somit auch der Prüfungsumfang der RAP-Verfahren bisher noch nicht geregelt 
ist. Ob die Gesundheitsämter mit dem in der Begründung prognostizierten Anfangs-
Zeitaufwand (5 Stunden für kleine Anlagen, 18 Stunden für mittlere Anlagen und 20 Stunden 
für große Anlagen) auskommen, ist aus unserer Sicht jedoch sehr fraglich. Der tatsächliche 
Aufwand, der sich aus Beratungen, Prüfungen, ggf. Nachforschungen und Nachforderungen, 
Anpassung des Probennahmeplans für das gesamte Wasserversorgungsgebiet, Bescheiderstel-
lung etc. zusammensetzt, wird wohl deutlich höher ausfallen. 
 
§ 14 Abs. 2a ist um eine Regelung für überregionale Wasserversorgungsanlagen zu ergänzen. 
Eine Anpassung der Probennahmeplanung soll gemäß dem aktuellen Entwurf vom Gesund-
heitsamt genehmigt werden. Für Wasserversorgungsanlagen, die über Kreisgrenzen hinweg in 
Zuständigkeitsbereiche von verschiedenen Gesundheitsämtern Wasser liefern, wie dies zum 
Beispiel auf die Wasserversorgungsanlagen der Thüringer Fernwasserversorgung zutrifft, ist 
eine Regelung zu treffen. Vorschlag: 
Im Fall länder- oder kreisübergreifender Wasserversorgungsanlagen legt die übergeordnete 
Behörde, in deren örtlichen Zuständigkeitsbereich sich die Wassergewinnung befindet, fest, 
welche Gesundheitsbehörde die Genehmigung zur Anpassung der Probennahmeplanung er-
teilt.  
Im Punkt 2 des Absatzes 2 a wäre "Gesundheitsamt" vor diesem Hintergrund durch "Gesund-
heitsbehörde" zu ersetzen. 
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Hinsichtlich § 14 Abs. 2a können die Ergebnisse der Risikobewertung dazu führen, dass Um-
fang und Häufigkeit der Parameteruntersuchungen nach Anlage 4 erweitert beziehungsweise 
erhöht werden, um die einwandfreie Beschaffenheit des Trinkwassers im Sinne des § 20 Ab-
satz 1 sicherzustellen. Die Fortführung der bestehenden Untersuchungsverpflichtungen ist 
weniger flexibel als vor der Änderung und damit auch mit einem zusätzlichen Aufwand ver-
bunden. Dieser ist darüber hinaus abhängig von der Größe der Wasserversorgungsanlage. Das 
heißt, auch die Nichtnutzung der neuen Möglichkeiten zur Flexibilisierung kann mit Kosten 
verbunden sein. Beide Varianten, d.h. angepasster Probennahmeplan oder Risikobewertung, 
müssen vom Gesundheitsamt geprüft werden. Es ist vorgesehen, dass das Gesundheitsamt 
einen Bescheid erstellt. Bevor nicht die Ausführungsrichtlinien des UBA erstellt sind, ist kei-
ne abschließende Einschätzung des zu erwartenden Mehraufwandes möglich. Anscheinend 
findet bereits jetzt regelmäßig eine Abstimmung mit dem GA zur jährlichen Probenplanung 
statt. Die Risiken im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlagen werden durch den Pro-
benumfang angemessen abgebildet. Der Untersuchungsaufwand ist nicht gering. Dies wird 
durch Vergleiche in Benchmarkprojekten offensichtlich. Durch die Formalisierung der ohne-
hin laufenden Prozesse wird insgesamt eine Kostensteigerung erwartet. Insgesamt ergibt sich 
aus diesen Änderungen eine neue, (auch personal-)aufwändige Zusatzaufgabe für die Ge-
sundheitsämter, deren Übernahme, wenn sie denn so kommt, kompensiert werden muss.  
 
Rein praktisch müssten zur Bewertung und anschließender Genehmigung der RAP die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Gesundheitsämter fachlich geschult werden. Des Weiteren 
sollten zur Hilfestellung Empfehlungen / Leitlinien für die Bewertung der RAP erarbeitet und 
den Gesundheitsämtern zur Verfügung gestellt werden. Die (noch zu erstellende) Leitlinie 
sollte aus Gesundheitsamtssicht verpflichtend als allerletzter Satz mit in den VO-Text aufge-
nommen werden. Vorschlag:  
Bei der Erstellung der Risikobewertung und der angepassten Probennahmeplanung haben 
der Unternehmer und sonstige Inhaber die Leitlinie des Umweltbundesamtes zu beachten.  
 
Hinsichtlich des § 14 Abs. 2a Satz 5 Nr. 3 sollte die Information der Bevölkerung von der 
Zusammenfassung getrennt werden. Die Bevölkerungsinformation sollte eine eigenständige 
Anlage der Risikobewertung sein. Die Zusammenfassung kann Hinweise auf kritische Infra-
strukturen enthalten und sollte deshalb nicht veröffentlicht werden. In dieser Nummer 3 ist 
der Hinweis enthalten, dass die Zusammenfassung der RAP respektive Bevölkerungsinforma-
tion auch für die Verbraucher geeignet sein soll. Im § 21 ist allerdings keine Regelung 
vorhanden, dass diese auch tatsächlich zur Verfügung gestellt werden muss. Diese Forderung 
sollte auch in den § 21 aufgenommen werden.  
Vgl. auch die weiteren Anmerkungen zum § 21. Ein Vorschlag hierzu sieht wie folgt aus: 
Die Risikobewertung enthält eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Risikobewertung, die 
zur Information der betroffenen Verbraucher nach § 21 Absatz 1 geeignet ist, und einen Vor-
schlag zur Anpassung der Probennahmeplanung für die betroffene 
Wasserversorgungsanlage. Die Risikobewertung enthält zusätzlich eine Anlage, die zur In-
formation für die betroffenen Verbraucher nach § 21 Absatz 1 geeignet ist. 
 
• § 14 Abs. 3 Satz 1  
Aus unserer Mitgliedschaft kam der Einwand, dass die Formulierung „zu untersuchen“ bedeu-
te, dass der Betreiber die Untersuchung selber durchführen dürfe. Dies sei unzutreffend. Der 
Betreiber einer Trinkwasser-Installation bzw. einer mobilen Wasserversorgungsanlage sei in 
der Regel nicht gleichzeitig eine zugelassene Untersuchungsstelle. Damit dürfe dieser die 
Untersuchungen nicht selbst durchführen. Die Formulierung wäre dementsprechend zu strei-
chen. Die folgende Änderung unterstreicht zusätzlich die in § 15 Abs. 4 Satz 2 neu 
aufgenommene Forderung, dass der Betreiber die Untersuchungen zu beauftragen hat: 
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Der Unternehmer oder sonstige Inhaber … haben das Wasser an mehreren repräsentativen 
Probennahmestellen auf den in Anlage 3 Teil II festgelegten Parameter zu untersuchen oder 
untersuchen zu lassen, …  
 
• § 14 Abs. 3 Satz 1, Punkt 3  
Die Untersuchungspflicht auf Legionellen ist u. a. dann gegeben, wenn die Anlage Duschen 
oder andere Einrichtungen enthält, in denen es zur Vernebelung des Trinkwassers kommt. 
Hier sollte der Begriff „Vernebelung“ durch „Aerosolbildung“ ersetzt werden, da Nebel als 
fein verteilte Flüssigkeitstropfen in der Luft, Aerosole als fein verteilte, in der Luft schwe-
bende feste oder flüssige Teilchen definiert sind. Ein Vorschlag aus der Mitgliedschaft aus 
dem Bereich der Gesundheitsämter wäre eine Formulierung wie folgt zu finden:  
Der Unternehmer oder sonstige Inhaber … haben das Wasser das Wasser an mehreren re-
präsentativen Probennahmestellen auf den in Anlage 3 Teil II festgelegten Parameter zu 
untersuchen oder untersuchen zu lassen, wenn …, 3. die Anlage Duschen oder andere Ein-
richtungen enthält, in denen es zu einer Aerosolbildung Vernebelung des Trinkwassers 
kommt.  
Allerdings muss hier darauf geachtet werden, dass die Verordnung insbesondere auch für die 
UsIs verständlich bleiben muss. 
 
• § 14 Abs. 3 Satz 2  
Der Umfang und die Häufigkeit der Untersuchungen bestimmen sich laut diesem Satz nach 
Anlage 4 Nummer 3. Diese Anlage 4 Nummer 3 gibt es im Referentenentwurf nicht.  
 
Vorschlag:  
Der Umfang und die Häufigkeit der Untersuchungen bestimmen sich nach Anlage 4 Teil II.  
 
• § 14 Abs. 3 Satz 3  
In der jüngsten Vergangenheit hat es mehrere Fälle gegeben, in denen als Quelle von Legio-
nellenerkrankungen das Kaltwasser zu vermuten war. Um klarzustellen, dass auch ggf. das 
Kaltwasser mit untersucht werden muss, s. DVGW Arbeitsblatt W 551, sollte deutlich ge-
macht werden, dass Probennahmestellen sowohl für Kalt- und Warmwasser an den 
Wasserversorgungsanlagen vorhanden sind.  
 
Vorschlag:  
„Der Unternehmer … haben sicherzustellen, dass nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik geeignete Probennahmestellen für Kalt- und Warmwasser an den Wasserversor-
gungsanlagen vorhanden sind.  
 
• § 15 Abs. 2  
Absatz 2 verweist darauf, dass u. a. die in Anlage 5 Teil III genannten spezifizierten Verfah-
renskennwerte eingehalten werden müssen. Der Teil III ist aber überschrieben mit „Parameter 
für die keine Verfahrenskennwerte spezifiziert sind“. Da hier keine Verfahrenskennwerte ge-
nannt werden, ist der Verweis überflüssig.  
 
Vorschlag:  
Die Untersuchungen auf die in Anlage 2 und 3 genannten Parameter sind nach Methoden 
durchzuführen, die hinreichend zuverlässige Messwerte liefern und dabei die in Anlage 5 Teil 
II und III genannten spezifizierten Verfahrenskennwerte einhalten. 
  


TOP 3 
Seite 83 von 97







 
 


- 10 -


• Neufassung des § 15 Abs. 4 -  Untersuchungsverfahren und Untersuchungsstellen 
 
In § 15 Abs. 4 wird nach Satz 1 ergänzt: „Die […] erforderlichen Untersuchungen einschließ-
lich der Probennahmen dürfen nur vom Unternehmer oder vom sonstigen Inhaber der 
Wasserversorgungsanlage beauftragt werden.“ In der Begründung wird hierzu ausgeführt, 
dass dadurch sichergestellt werden soll, dass eine Trinkwasseruntersuchung (einschließlich 
der Probennahme) nur durch den UsI selbst oder durch eine in seinem Auftrag handelnde Per-
son bei der Untersuchungsstelle in Auftrag gegeben werden kann. Eine Auftragserteilung 
durch Dritte ist nicht gestattet. Hierdurch soll ausgeschlossen werden, dass ein Hausmeister 
(als tatsächlicher Betreiber einer e-Anlage) einen Termin mit einer Untersuchungsstelle zur 
Legionellen-Probennahme unmittelbar nach der thermischen Desinfektion einer e-Anlage 
vereinbaren und zugleich die Untersuchung in Auftrag geben kann, ohne dass der verantwort-
liche UsI dies weiß. Da ein Hausmeister in aller Regel jedoch im Auftrag des UsI handelt, ist 
diese Begründung bzw. dieses Beispiel für uns nur schwer nachvollziehbar. 
 
Die Praxiserfahrung zeigt, dass insbesondere bei den Legionellen-Untersuchungen nach § 14 
Abs. 3 ein Großteil durch Drittanbieter organisiert und die Beprobung durch externe Probe-
nehmer (die jedoch im Akkreditierungsumfang einer Untersuchungsstelle aufgeführt sind) 
durchgeführt wird. Es ist demnach zu erwarten, dass diese Änderung zu großer Verwirrung  
und Unsicherheit sowohl bei den UsIs als auch bei den Drittanbietern führen wird. Weitere 
Erklärungen und Ausführungshinweise, zumindest in der Begründung zur Verordnung, wären 
für diesen Punkt aus unserer Sicht hilfreich und auch notwendig. 
 
Unklar ist auch, wie die Forderung, dass der UsI selbst (oder eine in seinem Auftrag handeln-
de Person) die Trinkwasseruntersuchung einschließlich der Probennahme bei der 
Untersuchungsstelle in Auftrag zu geben hat, in der Praxis sichergestellt bzw. überwacht wer-
den soll. Das Gesundheitsamt hat insbesondere bei e-Anlagen, aus denen im Rahmen einer 
gewerblichen Tätigkeit Wasser abgeben wird, keinerlei Kenntnis über die Eigentumsverhält-
nisse und Verantwortlichkeiten eines Objektes. Der UsI einer Trinkwasser-Installation sowie 
die zuständigen Ansprechpartner sind dem Gesundheitsamt zunächst also nicht bekannt. 
 
Zudem ist der Auftraggeber einer Untersuchung auf den Untersuchungsbefunden nicht zwin-
gend vermerkt. In der Regel ist zwar der Adressat der Untersuchungsergebnisse auf den 
Befunden angegeben, dieser muss aber nicht auch der tatsächliche Auftraggeber sein. Wird 
dem Gesundheitsamt ein Untersuchungsbefund vorgelegt, kann es also nicht automatisch 
nachvollziehen, wer der tatsächliche Auftraggeber der Untersuchung war und/oder ob eine 
Person (z.B. Hausmeister oder Technischer Leiter), die als Adressat  und ggf. auch Auftrag-
geber auf dem Befund genannt ist, tatsächlich eine im Auftrag des UsI handelnde Person ist 
oder nicht. In der Praxis würde das Gesundheitsamt vermutlich erst relativ spät in einem lau-
fenden Fall und teilweise erst durch aktive eigene Nachforschungen (höherer 
Verwaltungsaufwand) Kenntnis davon erlangen, ob die Anforderungen des § 15 Abs. 4 an die 
Auftragsvergabe für Trinkwasseruntersuchungen erfüllt sind. Ergebnisse von Legionellenun-
tersuchungen, die unterhalb des technischen Maßnahmenwertes liegen, müssen dem 
Gesundheitsamt grundsätzlich nicht vorgelegt werden, hier besteht demnach kaum eine Kon-
trollmöglichkeit. 
 
Fraglich ist auch, wie mit Fällen umgegangen werden soll, bei denen sich naturgemäß erst im 
Nachgang zur erfolgten Beprobung und Untersuchung herausstellt, dass die Anforderungen 
an die Auftragsvergabe nicht erfüllt sind. Aus fachlicher Sicht wären die Ergebnisse solcher 
Untersuchungen, bei denen die Untersuchung einschließlich der Probennahme durch eine zu-
gelassene Untersuchungsstelle erfolgte, inhaltlich nicht anzuzweifeln. Alle Handlungs- und 
Informationspflichten nach § 16 Abs.1 und 7 würden für den UsI demnach dennoch gelten. 
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Lediglich seine Betreiberpflichten nach § 14 zur Trinkwasseruntersuchung hätte er nicht er-
füllt (Ordnungswidrigkeit), da die Untersuchung nicht auf dem richtigen Weg beauftragt 
wurde. Die neue Anzeigepflicht für Überschreitungen des technischen Maßnahmenwertes für 
Legionellen für Labore nach § 15 a Abs. 1 würde im Übrigen formal auch nicht eindeutig 
gelten, wenn die Anforderungen an die Auftragsvergabe aus § 15 Abs.4 nicht erfüllt wären. 
 
Hierzu zusammenfassend kann gesagt werden, dass, da der Weg der Auftragsvergabe fachlich 
und inhaltlich keinen Einfluss auf die Ergebnisse von Trinkwasseruntersuchungen hat, die 
einschließlich der Probennahme von zugelassenen Untersuchungsstellen durchgeführt wer-
den, die vorgesehene Neuerung aus unserer Sicht keinerlei Mehrwert im Sinne des 
Verbraucherschutzes hat. Vielmehr stellt sie ein nicht oder verwaltungsmäßig nur sehr schwer 
und aufwändig zu kontrollierendes Erfordernis dar, das aus gesundheitlicher Sicht keinen zu-
sätzlichen Nutzen für die Verbraucher bringt, den UsI aber in eine rechtlich kritische Lage 
drängt, da er zwar alle Pflichten zu erfüllen hat, die ihm insbesondere bei auffälligen Trink-
wasseruntersuchungen nach § 16 obliegen, er aber formal aufgrund einer „falsch“ erfolgten 
Auftragsvergabe keinerlei Rechtssicherheit hat, dass er seinen Betreiber-
Untersuchungspflichten nach §§ 14, 14 a und 16 ausreichend nachgekommen ist (Ordnungs-
widrigkeit). Das eigentlich in der Begründung beschriebene Ziel, dass ausgeschlossen werden 
soll, dass beispielsweise ein Hausmeister eine Beprobung nicht unmittelbar nach Durchfüh-
rung einer thermischen Desinfektion ohne Kenntnis des UsI terminieren soll (Manipulation 
der Trinkwasser-Untersuchungsergebnisse zulasten der Verbrauchergesundheit), wird durch 
eine bloße Regelung zur Auftragsvergabe ebenfalls nicht erreicht. Diese neue Regelung sollte 
deshalb in dieser Form nicht eingeführt werden. 
 
Klarer und wünschenswerter wäre hingegen eine Formulierung, die regelt, dass der UsI si-
cherzustellen hat, dass vor einer Probennahme keine manipulativen Maßnahmen 
(insbesondere Desinfektionsmaßnahmen) durchgeführt werden dürfen, die die Qualität des 
Trinkwassers kurzzeitig verändern oder beeinflussen und somit die Ergebnisse der Trinkwas-
ser-Untersuchungen dahingehend verfälschen, dass durch die Untersuchung nicht mehr 
diejenige Wasserqualität dargestellt wird, die den Verbrauchern im regulären Betriebszustand 
zur Verfügung gestellt wird. Ein Zuwiderhandeln sollte zumindest als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden können. 
 
Sinnvoll wäre zudem eine Regelung, die die Unabhängigkeit des Probennehmers vom Auf-
traggeber sicherstellt, damit die vielerorts gängige Praxis vermieden wird, dass Drittanbieter 
oder Firmen, die beispielsweise an der Sanierung einer Trinkwasser-Installation beteiligt sind, 
ihre eigenen  Mitarbeiter als „externe Probennehmer einer Untersuchungsstelle“ zur Bepro-
bung entsenden können. Diese Regelung sollte folgerichtig jedoch nicht nur für 
Untersuchungen nach § 14, § 14 a Abs. 1 und § 16 Abs. 2 und 3, sondern mindestens auch für 
Untersuchungen nach § 16 Abs. 7, § 20 und § 20 a gelten. So wäre sichergestellt, dass nicht 
nur die zur Ursachenforschung notwendigen Untersuchungen (§ 16 Abs. 2 und 3), sondern 
auch die nach § 20 und § 20 a durch das Gesundheitsamt angeordneten sowie im Rahmen des 
Nachweises des Sanierungserfolgs notwendigen Nachuntersuchungen (§16 Abs. 7) dieser 
Anforderung unterliegen. 
 
Auch hier wären aber wieder für zusätzliche Aufwände Konnexitätsgesichtspunkte zu beach-
ten. 
 
Aus gesundheitsamtlicher Hinsicht erreichte uns ein Hinweis der eher in die Richtung geht, 
dass auch die durch das Gesundheitsamt nach §§ 19 und 20 angeordneten Untersuchungen 
vom Betreiber direkt beauftragt werden sollten. Mit der jetzigen Formulierung entstünde eine 
Regelungslücke, die von dort zu folgendem Neuformulierungsvorschlag führt:  
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Die nach § 14, § 14a Absatz 1, und § 16 Absatz 2 und 3 sowie nach den §§ 19, 20 und 20a 
erforderlichen Untersuchungen einschließlich der Probennahmen dürfen nur vom Unterneh-
mer oder vom sonstigen Inhaber der Wasserversorgungsanlage beauftragt werden.  
 
• § 15a - Anzeigepflichten für Untersuchungsstellen  


 
Mit einem neuen § 15a sollen die Untersuchungsstellen verpflichtet werden, dem Gesund-
heitsamt unverzüglich von ihnen festgestellte Überschreitungen des technischen 
Maßnahmenwertes für Legionellen anzuzeigen. Diese Anzeigepflicht gilt für die Untersu-
chungen nach § 14 Abs. 3. Der UsI wird durch eine entsprechende Ergänzung in § 16 Abs. 1 
dafür von seiner eigenen Anzeigepflicht beim Gesundheitsamt befreit, wenn ihm ein Nach-
weis vorliegt, dass die Anzeige bereits durch die Untersuchungsstelle erfolgt ist. Laut der 
entsprechenden Begründung soll damit der Aufwand für den „unvorbereiteten und ungeüb-
ten“ UsI durch den Wegfall der Meldepflicht reduziert und das Gesundheitsamt von einem 
Mehraufwand durch „Doppelmeldungen“ verschont werden. 
 
Folgende Fragen und Problembereiche tun sich dadurch jedoch für die praktische 
Arbeit der Gesundheitsämter auf: 
 


• Die Anzeigepflicht gilt nur für auffällige Untersuchungsergebnisse, die im Rahmen 
der systemischen Untersuchung nach § 14 Abs. 3 festgestellt werden. Dies erscheint 
zwar begrüßenswert. Formal gilt sie jedoch nicht für entsprechende Nachuntersuchun-
gen bzw. weitergehende Untersuchungen. Anzuregen ist daher, die Anzeigepflicht für 
alle Überschreitungen von Parametern der TrinkwV (Anlage 1 bis 3) zu erweitern. 
Einschränkungen wurden uns gegenüber teilweise als unverständlich benannt. Es wur-
de etwa festgestellt, dass die GA so von Überschreitungen wie zum Beispiel von Blei 
(beim Vorhandensein von Trinkwasserleitungen aus Blei) keinerlei Kenntnis erhalten 
und dann auch nicht im Sinne des Gesundheitsschutzes tätig werden können. Dabei 
unterbliebe, wie uns berichtet wurde, die Meldung von Grenzwert-Überschreitungen 
in den häufigsten Fällen aufgrund der Unwissenheit der UsIs von Wasserversorgungs-
anlagen und nicht vorsätzlich. Daher erfolgte der Hinweis, dass diese Labor-
Meldepflicht für alle Parameter der Trinkwasserverordnung eingeführt werden sollte. 
 


Mit Ausnahme des Parameters Legionella spec. haben alle Parameter einen „festen“ 
Grenzwert. Nur bei Überschreitung des technischen Maßnahmenwertes darf der Be-
treiber das Trinkwasser weiterhin abgeben. Bei allen andern Überschreitungen ist in § 
4 Abs. 2 festgelegt, dass das Wasser nicht als Trinkwasser abgegeben und anderen zur 
Verfügung gestellt werden darf. Die Zuwiderhandlung stellt einen Straftatbestand dar 
(§ 24 Abs. 2). Daher wäre es nur folgerichtig, wenn die Überschreitungen durch die 
jeweilige Untersuchungsstelle gegenüber dem für die Wasserversorgungsanlage zu-
ständigen Gesundheitsamt angezeigt werden. Der neu eingefügte 
Ordnungswidrigkeitstatbestand § 25 Nr. 9 kann so beibehalten werden.  Ein Vorschlag 
aus der Mitgliedschaft hierzu sieht wie folgt aus: Führt eine Untersuchungsstelle … 
Untersuchungen nach § 14 Absatz 3 durch, ist sie verpflichtet, von ihr festgestellte 
Überschreitungen von Grenzwerten nach Anlage 1 Teil I und II, Anlage 2, Anlage 3 
Teil I, Anlage 3 a sowie des technischen Maßnahmenwertes nach Anlage 3 Teil II un-
verzüglich dem für die Wasserversorgungsanlage zuständigen Gesundheitsamt 
anzuzeigen, sowie alle im Rahmen dieser Beprobung festgestellten Untersuchungser-
gebnisse zu übermitteln. 
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• Durch die verpflichtende Direktmeldung an das Gesundheitsamt wird es insgesamt zu 
einer Erhöhung der Fallzahlen kommen, die wir aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
durchaus begrüßen. Allerdings wird damit ggf. ein deutlicher Mehraufwand für die 
Gesundheitsämter verbunden sein. Der zusätzliche Aufwand kann derzeit jedoch nicht 
abgeschätzt werden, da keine belastbaren Daten über bisher nicht vom UsI gemeldete 
Überschreitungen vorliegen. 


 
• Unklar ist auch, an welches Gesundheitsamt die Meldung erfolgen soll. An das Ge-


sundheitsamt, in dessen Zuständigkeit die jeweilige Untersuchungsstelle sitzt, an das 
Gesundheitsamt, in dessen Zuständigkeitsbereich der jeweilige UsI (z.B. eine von ei-
ner WEG beauftragte Hausverwaltung o.ä.) sitzt oder an das Gesundheitsamt in dessen 
Zuständigkeitsbereich das betreffende Objekt liegt? Durch die, insbesondere in der 
Startphase zu erwartende, höhere Zahl an Irrläufern wird es ebenfalls zu einem gewis-
sen Mehraufwand für die Gesundheitsämter kommen, der jedoch vorab nicht 
quantifiziert werden kann. Hier sollte eine Präzisierung erfolgen. 
 


• Die eigene Anzeigepflicht des UsI nach § 16 Abs. 1 entfällt, wenn ihm ein Nachweis 
vorliegt, dass die Anzeige bereits durch die Untersuchungsstelle erfolgt ist. Eine paral-
lele unverzügliche Anzeigepflicht der Untersuchungsstelle an den UsI besteht formal 
nicht, wenn der UsI seiner Verpflichtung nach § 16 Abs. 1 nicht nachgekommen ist, 
nach der er vertraglich sicherstellen soll, dass die Untersuchungsstelle ihn über auffäl-
lige Trinkwasseruntersuchungsergebnisse unverzüglich informiert. Praktisch bedeutet 
dies, dass die jeweilige Untersuchungsstelle Kenntnis davon hat, ob das Gesundheits-
amt und der UsI informiert worden sind, der UsI hat Kenntnis davon, dass das 
Gesundheitsamt informiert worden ist, das Gesundheitsamt hat jedoch keine gesicher-
te Kenntnis davon, dass der UsI über die Auffälligkeit ebenfalls zeitgleich informiert 
worden ist und die Meldung, die ggf. lediglich per Fax oder Mail erfolgt, auch tatsäch-
lich entgegengenommen hat und die notwendigen Maßnahmen unverzüglich einleitet. 
Diese Voraussetzung war über den bisherigen Meldeweg durch den UsI sichergestellt. 
Insbesondere bei Untersuchungsergebnissen, die sofortige Nutzungseinschränkungen 
(z. B: Duschverbot) nach sich ziehen und zu unüblichen Geschäftszeiten, z.B. in den 
Abendstunden oder am Wochenende, gemeldet werden, darf es nicht zu  einer Verla-
gerung der Verantwortung für den sofortigen Handlungsbedarf (hier: 
Verbraucherinformation) vom UsI auf das Gesundheitsamt kommen. Da dem Gesund-
heitsamt in der Regel außer dem postalischen Adressaten der 
Untersuchungsergebnisse und der Anschrift des betreffenden Objekts keine weiteren 
Kontaktdaten vorliegen, hat es meist auch keine Möglichkeit, sich zeitnah davon zu 
überzeugen, dass die betroffenen Verbraucher tatsächlich über den UsI unverzüglich 
informiert wurden. Ohne eine Meldepflicht des UsI liegt die Pflicht, das Gesundheits-
amt über ergriffene Maßnahmen zu unterrichten nach § 16 Abs. 7 formal zwar 
weiterhin beim UsI der betroffenen Trinkwasser-Installation, insbesondere in Fällen, 
bei denen sich der UsI nicht selbst unverzüglich an das Gesundheitsamt wendet (§ 16 
Abs. 7), kann sich das Gesundheitsamt jedoch nicht davon überzeugen, dass die not-
wendigen Maßnahmen zum Verbraucherschutz unverzüglich umgesetzt werden. Somit 
steht das Gesundheitsamt möglicherweise durch die direkte Meldepflicht der Untersu-
chungsstelle ebenfalls in der Pflicht und der Verantwortung, ggf. notwendige 
Sofortmaßnahmen zum Verbraucherschutz selbst umzusetzen. Dies dürfte zu einem 
erheblichen Mehraufwand für die Gesundheitsämter und in manchen Fällen zu einer 
Verlagerung der Verantwortung für den Verbraucherschutz auf die Gesundheitsämter 
führen, die diese Verantwortung aufgrund fehlender Anlagen- und Ortskenntnis, kei-
nen Zugangsmöglichkeiten sowie nicht vorhandener Informationen über den 
versorgten Personenkreis etc. nicht ausfüllen können. 
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Desweiteren wird befürchtet, dass die Informationen über ergriffene Maßnahmen zu-
künftig sehr viel später gemeldet werden und das Gesundheitsamt den UsI in einigen 
Fällen an die Berichterstattung erinnern muss. Dies wird zu einem erheblichen Ar-
beitsaufwand führen, da die Kontaktdaten des UsI beim Gesundheitsamt nicht 
automatisch vorliegen, wenn dieser nicht selbst über die Überschreitung des Maßnah-
mewertes informiert hat. Fehlen die für den Verwaltungsvollzug erforderlichen 
Angaben, muss die Verwaltungsbehörde selbständig Eigentümer der Trinkwasserin-
stallation oder Geschäftsführer der zuständigen Hausverwaltungen mittels Recherchen 
über Handelsregister, Internet oder direkte Anfragen ermitteln. Aus diesem Grund ist 
es dringend erforderlich, dass von der Ermächtigung nach § 15a Abs. 2 Gebrauch ge-
macht wird und wenigstens ein einheitlicher Vordruck verwendet wird. 


 
• Zur Beurteilung der Ergebnisse und der ergriffenen Maßnahmen reicht es nicht aus, 


dass dem Gesundheitsamt nur die Überschreitungen mitzuteilen. Es müssen alle Mes-
sergebnisse der jeweiligen Untersuchung vorgelegt werden, damit das Gesundheitsamt 
seiner Pflicht nach § 9 Abs. 1 (Bewertung und Entscheidung) nachkommen kann. Ein 
Vorschlag, der uns aus der Mitgliedschaft, aus dem Bereich der Gesundheitsämter, da-
zu erreichte, sieht wie folgt aus: Führt eine Untersuchungsstelle … Untersuchungen 
nach § 14 Absatz 3 durch, ist sie verpflichtet, von ihr festgestellte Überschreitungen 
des technischen Maßnahmenwertes nach Anlage 3 Teil II unverzüglich dem für die 
Wasserversorgungsanlage zuständigen Gesundheitsamt anzuzeigen, sowie alle im 
Rahmen dieser Beprobung festgestellten Untersuchungsergebnisse zu übermitteln.  


 
Insgesamt erscheint die direkte Anzeigepflicht der Untersuchungsstellen aufgrund der 
erhöhten Fallzahlen mit einem höheren Arbeitsaufwand für die Gesundheitsämter ver-
bunden. Dieser erscheint konnexitätsrelevant und muss kompensiert werden. Inhaltlich 
ist er aufgrund einer deutlichen Verbesserung der Verbrauchersicherheit jedoch durch-
aus zu begrüßen. Durch den damit verbundenen Wegfall der UsI-Anzeigepflicht wird 
es jedoch, wie oben beschrieben, zu einem erheblichen und unnötigen Mehraufwand 
und auch zu deutlichen Nachteilen bzgl. der Rechtssicherheit für die Gesundheitsämter 
kommen, was in keinerlei Verhältnis zu dem beschriebenen Mehraufwand steht, der 
den Gesundheitsämtern durch Doppelmeldungen von UsI und Untersuchungsstelle 
entstehen würde. 


 
• Deswegen ist aus unserer Sicht eine Doppelmeldung des UsI sinnvoll, damit der ver-


antwortliche UsI, der, wie in der Begründung zum Verordnungsentwurf treffend 
beschrieben, häufig „unvorbereitet und uninformiert“ ist, sich nicht aufgrund der be-
reits durch die Untersuchungsstelle an das Gesundheitsamt erfolgten Meldung  aus der 
Verantwortung genommen „fühlt“ und im Zweifel erst einmal abwartet, ob und wel-
ches Vorgehen ihm vom Gesundheitsamt auferlegt wird. Die Praxiserfahrung zeigt, 
dass insbesondere bei Trinkwasser-Installationen, die im Rahmen einer gewerblichen 
Tätigkeit Wasser abgeben, im Regelfall ohne eine gesonderte Aufforderung durch das 
Gesundheitsamt nicht von einer Verordnungstreue und gewissenhaften Erfüllung der 
UsI-Pflichten nach § 16 Abs. 7 auszugehen ist. Dies kann nicht im Sinne des Verbrau-
cherschutzes sein. Ein weiterer Vorteil der Doppelmeldung wäre, dass dem 
Gesundheitsamt durch die UsI-Meldung die für eine schnelle Kontaktaufnahme not-
wendigen Daten (Telefonnummer/E-Mail, Ansprechpartner) bekannt sind und es 
somit die Möglichkeit erhält, bei Bedarf die notwendigen weiteren Schritte mit dem 
UsI kurzfristig und ohne großen vorherigen Aufwand abzusprechen. So wäre für das 
Gesundheitsamt auch eindeutig ersichtlich, dass der UsI Kenntnis von der Überschrei-
tung des technischen Maßnahmenwertes in seiner Anlage hat. 
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Ebenso muss aus gesundheitsamtlicher Sicht ergänzend zur Anzeigepflicht der Labore 
klargestellt werden, dass ausschließlich der UsI die Verantwortung für alle nach § 16 
Abs. 7 notwendigen Maßnahmen, inkl. der ggf. unverzüglich umzusetzenden Maß-
nahmen zum Verbraucherschutz, trägt.  
 


 
• § 16 Abs. 1 
 
Wie oben vorgeschlagen, sollte der bisherige § 14 Abs. 4 nach Satz 1 eingefügt werden.  
 
• § 16 Abs. 7  
 
In § 16 Abs.7 soll hinzugefügt werden, dass die zuständige oberste Landesbehörde oder eine 
auf Grund Landesrechts zuständige Stelle bestimmen kann, dass dem Gesundheitsamt die den 
(vom UsI ergriffenen) Maßnahmen zu Grunde liegende Gefährdungsanalyse zu übermitteln 
ist. Da das Gesundheitsamt die Besichtigung einer betroffenen Wasserversorgungsanlage in 
der Regel nicht selbst durchführt und somit keine Anlagenkenntnis hat, kann es die vom UsI 
ergriffenen Maßnahmen ohne die Vorlage einer Gefährdungsanalyse nur schwer bzw. gar 
nicht beurteilen. Die Gefährdungsanalysen müssen bisher vom Gesundheitsamt separat ange-
fordert werden. Durch die neue Möglichkeit zur verpflichtenden Vorlage der 
Gefährdungsanalyse wird eine einheitlichere Vorgehensweise der einzelnen Gesundheitsämter 
vorgegeben und auch der Verbraucherschutz erhöht, was aus gesundheitsamtlicher Sicht ins-
gesamt zu begrüßen ist. Allerdings besteht dadurch leider weiterhin keine generelle Pflicht 
zur Übermittlung der Gefährdungsanalyse an das Gesundheitsamt / die zuständige Behörde. 
Zudem ist es nicht nachvollziehbar, dass diese Regelungsmöglichkeit länderabhängig getrof-
fen werden soll. Den Verbrauchern und beispielsweise auch UsIs, die mehrere Anlagen in 
unterschiedlichen Bundesländern betreiben, wird nur schwer nachvollziehbar zu vermitteln 
sein, warum der Verbraucherschutz in einem Bundesland, das z.B. eine eigene Regelung zu 
den Gefährdungsanalysen getroffen hat, einen anderen Stellenwert hat, als in einem Nachbar-
Bundesland, das vielleicht gar keine oder eine andere Regelung getroffen hat. Bzgl. einer Re-
gelung, die in erster Linie eine Erhöhung der Verbrauchersicherheit darstellt und auch einen 
einheitlicheren und gerechteren Umgang mit den Verbrauchern und den UsIs darstellt, sollte 
daher eine Regelung von Bundesebene erwogen werden.  
 
Zu beachten ist hier jedoch auch, dass eine verpflichtende Übersendung von Gefährdungsana-
lysen z.B. für die kommunale Gebäudewirtschaft erhebliche zusätzliche Kosten verursacht. 
Außerdem wird befürchtet, dass zukünftig die Erwartung aufkommt, dass die Gesundheitsäm-
ter in jedem Einzelfall eine genaue Prüfung der ergriffenen Maßnahmen in Bezug zu den in 
der Gefährdungsanalyse beschriebenen Defiziten vornehmen sollen. Dies würde einen erheb-
lichen zusätzlichen Arbeitsaufwand bedeuten.  Eine solche Detailprüfung ist in Fällen 
weniger starker Kontamination bzw. plausibler Mitteilungen des UsI in Verbindung mit nicht 
zu beanstandenden Nachuntersuchungs-Ergebnissen u.E. nicht erforderlich.  
 
Hinsichtlich des § 16 Abs. 7 müssen die betroffenen Verbraucher frühzeitig über die Legio-
nellenbelastung informiert werden, damit diese ggf. eigene Schutzmaßnahmen ergreifen 
können. Dies erfolgt bisher nicht regelmäßig sowie unzureichend. Die gezielte Information 
dient dem Verbraucherschutz.  
 
Da der Begriff der Gefährdungsanalyse innerhalb der Trinkwasserverordnung mehrfach mit 
unterschiedlichen Definitionen verwendet wird, s. o. sollte auf diesen in diesem Zusammen-
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hang verzichtet werden. Es sollten stattdessen die in der Definition § 3 Nr. 15 aufgeführten 
Punkte hier direkt aufgeführt werden. 
 
Gemäß Satz 2 ist der UsI verpflichtet, die ergriffenen Maßnahmen dem Gesundheitsamt an-
zuzeigen. Diese Anzeigepflicht für die Maßnahmen gehört in die bisherige Aufzählung und 
sollte deshalb als weiterer Aufzählungspunkt aufgenommen werden. Die bisherige Numme-
rierung muss angepasst werden. Zusätzlich sollte diese neu aufgenommene Pflicht in die 
Ordnungswidrigkeiten aufgenommen werden, Details s. unter § 25.  
 
Für eine Neustrukturierung erhielten wir folgenden Vorschlag:  


1Wird dem Unternehmer oder dem sonstigen Inhaber einer Wasserversorgungsanlage be-
kannt, dass der in Anlage 3 Teil II festgelegte technische Maßnahmenwert überschritten, 
hat er unverzüglich 


1. die betroffenen Verbraucher über die Überschreitung und sich daraus ergebende 
Einschränkung der Verwendung des Trinkwasser zu informieren, 


2. Sofortmaßnahmen durchzuführen oder durchführen zu lassen, die nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zum Schutz der Gesundheit der Verbraucher 
erforderlich sind, 


3. Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen durchzuführen oder durchführen zu 
lassen; diese Untersuchungen müssen eine Ortsbesichtigung sowie eine Prüfung 
der Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik einschließen 


4. auf Basis der Untersuchungsergebnisse, der Ergebnisse der Ortsbesichtigung und 
der Überprüfung der Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik 
Korrekturmaßnahmen festzulegen oder festzulegen zu lassen, 


5. die festgelegten Korrekturmaßnahmen durchzuführen oder durchführen zu lassen, 
um die Trinkwasser-Installation wieder auf den Stand der Einhaltung der allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zurückzuführen, 


6. die von ihnen ergriffenen Maßnahmen dem Gesundheitsamt mitzuteilen 
2Zu den Maßnahmen nach Satz 1 haben der Unternehmer und der sonstige Inhaber Auf-
zeichnungen zu führen oder führen zu lassen. 3Die Aufzeichnungen haben sie nach dem 
Abschluss der erforderlichen Korrekturmaßnahmen Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 3 
zehn Jahre lang verfügbar zu halten und dem Gesundheitsamt auf Anforderung vorzule-
gen. 4Bei der Durchführung von Untersuchungen und Prüfungen Maßnahmen nach Satz 
1 Nummer 2 und 3 sowie Korrekturmaßnahmen nach Nummer 4 und 5 haben der Unter-
nehmer und der sonstige Inhaber die Empfehlungen des Umweltbundesamtes zu 
beachten. Über das Ergebnis der Gefährdungsanalyse und sich möglicherweise daraus 
ergebende Einschränkungen der Verwendung des Trinkwassers haben der Unternehmer 
und der sonstige Inhaber der Wasserversorgungsanlage unverzüglich die betroffenen 
Verbraucher zu informieren. 


Die weiteren Änderungsvorschläge sind redaktionelle Anpassungen an die vorgeschlagenen 
Punkte. Der Begriff Maßnahmen besitzt in diesem Absatz verschiedene Bedeutungen. Es 
wurden daher präzisere Begriffe, wie Sofort- und Korrekturmaßnahmen aufgenommen. Im 
Satz 3 wird zur Präzisierung der Begriff Korrekturmaßnahmen eingefügt, um klarzustellen, 
dass die Aufbewahrungsfrist mit Abschluss der Sanierungsmaßnahmen beginnt. Im Satz 4 
wird statt Maßnahmen die Begriffe Untersuchungen und Prüfungen verwendet, da sich diese 
auf die Nummern 3 und 4 beziehen und die zugehörigen Oberbegriffe darstellen. 
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Der letzte Satz ist entbehrlich, da er bereits in der Nummer 1 enthalten ist. Das Ergebnis der 
Gefährdungsanalyse bzw. Prüfung der Anlage ist nach Ansicht eines unserer Mitglieder für 
die betroffenen Verbraucher nicht relevant. 
 
• § 17 Abs. 7  
 
Aus Wasserwerksicht wurde uns mitgeteilt, dass diese neue Regelung insbesondere auch vor 
dem Hintergrund des andauernden Breitbandausbaus und der damit ggf. verbundenen Mitnut-
zung vorhandener Versorgungsträger für den Bereich der Trinkwasserversorgung dringend 
erforderlich sei. Es sei unbedingt auszuschließen, dass das Roh‐ oder Trinkwasser mit Gegen-
ständen oder Stoffen, welche nicht Bestandteil der Trinkwasserversorgung sind, in Kontakt 
treten. Auf diese Weise soll den hohen hygienischen Ansprüchen Genüge getan werden, was 
wir grundsätzlich begrüßen. Allerdings hat es in den letzten Jahren technische Entwicklungen 
im Bereich der erneuerbaren Energien gegeben, sodass die im Zuge der Trinkwasservertei-
lung anfallende Energie weiter genutzt werden kann. Die hierfür notwendigen Vorrichtungen 
(z.B. Wärmepumpen, Turbinen) dürften nach Einführung des neuen Absatzes nur noch weite-
re zwei Jahre betrieben werden.  
Das Ziel einer hohen Trinkwasserqualität steht hier dem Ziel des Klimaschutzes gegenüber. 
Es sollte überdacht werden, ob es eine Möglichkeit gibt, beide Ziele zu erreichen, indem etwa 
den hygienischen Aspekten bei Installation und Betrieb solcher Vorrichtungen ein besonders 
hoher Stellenwert beigemessen und das Risiko für die Trinkwasserqualität so möglichst klein 
gehalten wird.   
 
Der Verstoß gegen die Forderung, dass keine Stoffe oder Gegenstände in Kontakt mit dem 
Trinkwasser kommen dürfen, ist zwar nach § 25 Nr. 26 strafbewehrt, aber der Verstoß gegen 
die Übergangsregelung nicht. Dadurch entsteht eine Regelungslücke. Entfernt der Betreiber 
der Anlage z. B. eingebrachte Gegenstände nicht, so kann das Gesundheitsamt nur einge-
schränkt tätig werden, da bisher kein Ordnungswidrigkeitstatbestand formuliert ist. Dies wäre 
ggf. in § 25 zu ergänzen.  
 
• § 19 - Umfang der Überwachung durch das Gesundheitsamt, d-, e- und f-Anlagen 
Die Besichtigung insbesondere derjenigen Trinkwasser-Installationen, aus denen Wasser an 
die Öffentlichkeit abgegeben wird, sind ein wichtiger und elementarer Bestandteil der Über-
wachung von Wasserversorgungsanlagen im Sinne des Verbraucherschutzes. Die 
Praxiserfahrung der Gesundheitsämter zeigt, dass ein Gros der vorhandenen Anlagen teilwei-
se erhebliche technische und betriebliche Mängel aufweist, die auch Einfluss auf die 
Trinkwasserqualität haben können. Die Besichtigungen der Anlagen stellen eine der wenigen 
Möglichkeiten der Gesundheitsämter dar, präventiv und im Sinne eines vorbeugenden Ge-
sundheitsschutzes auf die Anlagenbetreiber und somit auch auf eine nachhaltige einwandfreie 
Wasserqualität Einfluss nehmen zu können. Die Besichtigungen dieser Wasserversorgungsan-
lagen sollte deswegen beibehalten werden.  
 
Die ehemalige Formulierung „Die Notwendigkeit für Besichtigungen von Wasserversor-
gungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d, e und f legt das zuständige Gesundheitsamt 
fest“ soll nach dem Verordnungsentwurf geändert werden in „Das zuständige Gesundheitsamt 
entscheidet nach eigenem Ermessen, ob es Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer  2 
Buchstabe d, e und f besichtigt“. Begründet wird diese Änderung  damit, dass klargestellt 
werden soll, dass die Besichtigungen durch das Gesundheitsamt durchgeführt werden. Aus 
unserer Sicht ist der Begriff „ob“ in diesem Zusammenhang jedoch sehr unglücklich gewählt, 
da hierdurch die eigentliche Notwendigkeit der Besichtigungen in Frage gestellt und unter-
schwellig suggeriert wird, dass Besichtigungen im Grunde gar nicht notwendig sind. Um das 
vorgesehene Ziel (Besichtigung durch das Gesundheitsamt) zu erreichen aber auch die Not-
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wendigkeit der Besichtigungen zu unterstreichen und dem Gesundheitsamt weiterhin eine 
flexible Ausgestaltung der Besichtigungen zu ermöglichen, wäre, dem hier vorliegenden Vor-
schlag zufolge, ggf. eine einfache Ergänzung zur bisherigen Formulierung ausreichend: „Die 
Notwendigkeit für Besichtigungen von Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buch-
stabe d, e und f legt das zuständige Gesundheitsamt fest. Die Besichtigungen werden durch 
das Gesundheitsamt durchgeführt.“ 
 
Hinsichtlich der Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe f, die im Rahmen 
einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit betrieben werden und der ständigen Befüllung 
von Wasserversorgungsanlagen nach § 3 Nummer 2 Buchstabe d an Bord von Schienenfahr-
zeugen im Zuständigkeitsbereich des Eisenbahn-Bundesamtes dienen, erhielten wir eine 
Anregung, dass diese nicht nur mindestens einmal jährlich überwacht werden sollen; sondern 
dass hier eine verbindlichere Formulierung eingefügt wird.  
 
• § 21 Abs. 1 - Verbraucherinformationen  
Aus den Formulierungen geht nicht hervor, dass die Zusammenfassung der RAP den Ver-
brauchern zur Verfügung gestellt werden muss. In der Begründung zu § 14 Abs. 2 a Satz 5 
Nr. 3 wird ausgeführt, dass diese den betroffenen Verbrauchern mindestens auf Anfrage zur 
Verfügung zu stellen ist. Dies sollte nach dem neu eingefügten Satz 3 (Übermittlung von Ein-
zelergebnissen) ergänzt werden. Zusätzlich sollte dies in die Aufzählung der 
Ordnungswidrigkeiten mit aufgenommen werden. Ein Vorschlag für eine Formulierung wäre:  
Die Bevölkerungsinformation der Risikobewertung nach § 14 Abs. 2a Satz 5 Nr. 3 ist den be-
troffenen Verbrauchern auf Nachfrage zur Verfügung zu stellen. 
 
 
• § 25 - Ordnungswidrigkeiten  
Durch die Aufnahme eines neuen Satzes 3 in § 16 Abs. 7 sind die Verweise in den Tat-
beständen Nr. 19 bis 21 nicht mehr korrekt. Diese müssten korrigiert werden. In die Aufzäh-
lung der Ordnungswidrigkeiten sollten verschiedene Tatbestände, die bereits oben 
beschrieben wurden, zusätzlich mit aufgenommen werden. Die Nummerierung ist entspre-
chend anzupassen.  


• Nr. 15 (neu)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nr. 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig informiert,  


• Nr. 16 (neu)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 Sofortmaßnahmen nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig durchführt oder durchführen lässt,  


• Nr. 17 (neu) (bisherige Nr. 15)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 1 eine dort genannte Untersuchung nicht oder nicht 
rechtzeitig durchführt und nicht oder nicht rechtzeitig durchführen lässt,  


• Nr. 18 (neu)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nr. 4 Korrekturmaßnahmen nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig festlegt oder festlegen lässt,  


• Nr. 19 (neu)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 die die festgelegten Korrekturmaßnahmen nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig durchführt oder durchführen lässt,  
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• Nr. 20 (neu)  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 1 Nr. 6 das Gesundheitsamt über die ergriffenen Maß-nahmen 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig informiert,  


• Nr. 19, neu 21  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 2 3 eine dort genannte Aufzeichnung nicht führt oder nicht führen 
lässt,  


• Nr. 20, neu 22  


entgegen § 16 Absatz 7 Satz 3 4 eine dort genannte Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens 
zehn Jahre verfügbar hält oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,  


• Nr. 21 entgegen § 16 Absatz 7 Satz 7 6 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, 
nicht voll-ständig oder nicht rechtzeitig informiert,  


• Nr. 28 (neu)  


entgegen § 17 Abs. 7 Satz 2 nach Ablauf der Übergangsfrist von zwei Kalenderjahren bereits 
eingebrachte Stoffe oder Gegenstände sowie eingesetzte Verfahren weiter verwendet,  


• Nr. 29, neu 31  
entgegen § 21 Abs. 1 Satz 3 oder 4 oder Absatz 2 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig informiert oder  
 
• Zu Anlage 2 Teil II Nr. 4, 7 und 8  
 
Wir erhielten den Hinweis, dass in der Bemerkung zu den Parametern Blei, Kupfer und Ni-
ckel aus unserer Sicht ein Widerspruch oder eine Unklarheit gegeben ist. Dort heißt es: 
„…Für die Feststellung einer Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in 
einem Gebäude ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen.“ Eine gestaffelte 
Stagnationsbeprobung besteht gemäß der Empfehlung des Umweltbundesamtes "Beurteilung 
der Trinkwasserqualität hinsichtlich der Parameter Blei, Kupfer und Nickel" immer aus den 
drei Proben S0, S1 und S2. Weiter heißt es dann aber: "Der Grenzwert gilt als überschritten, 
wenn der Messwert der Z-Probe oder einer der Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert 
liegt ...". Die hier genannte Z-Probe ist die sogenannte "Zufallsstichprobe" gemäß der oben 
genannten UBA-Empfehlung. Sie ist nicht Bestandteil der gestaffelten Stagnationsbeprobung. 
Insofern liegt hier entweder ein Widerspruch vor oder es sollte deutlicher gemacht werden, 
dass zur Feststellung einer Grenzwertüberschreitung idealerweise die gestaffelte Stagnations-
beprobung durchgeführt werden sollte. Zur Klarstellung, dass die Überschreitung bei einer Z-
Probe nur für das Wasserversorgungsgebiet gilt, sollte die Bemerkung außerdem präzisiert 
werden.  
 
Wie auch in der Begründung sollte in den Bemerkungen der Begriff „Trinkwasser-
Installation“ anstelle von „Gebäude“ genutzt werden. Ein Vorschlag wäre:  
… Zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 21 Absatz 3 über ein Wasserversorgungsgebiet 
sind die Probennahmen als Zufallsstichprobe (Z-Probe) oder alternativ als gestaffelte Stagna-
tionsbeprobung (S0-Probe, S1-Probe, S2-Probe) entsprechend der Empfehlung des 
Umweltbundesamts „Beurteilung der Trinkwasserqualität hinsichtlich der Parameter Blei, 
Kupfer und Nickel“ ausschließlich an der Stelle der Einhaltung nach § 8 durchzuführen. Der 
Grenzwert gilt als überschritten, wenn in dem Wasserversorgungsgebiet der Messwert der Z-
Probe oder einer der drei Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert liegt. Für die Feststel-
lung einer Grenzwertüberschreitung an einer einzelnen Entnahmestelle in einer Trinkwasser-
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Installation einem Gebäude ist die gestaffelte Stagnationsbeprobung durchzuführen. Der 
Grenzwert in der Trinkwasser-Installation gilt als überschritten, wenn der Messwert der Z-
Probe oder einer der drei Proben S0, S1 oder S2 über dem Grenzwert liegt (Anmerkung 2). 
 
Hinsichtlich der Wertung der Befunde der gestaffelten Stagnationsproben für die Parameter 
Blei, Nickel und Kupfer sei daran erinnert, dass dieses Probennahmeverfahren seinerzeit vom 
UBA im Grunde lediglich als eine Art Notbehelf vorgeschlagen wurde, da andere Ansätze zur 
Gewährleistung einer "für die durchschnittliche wöchentliche Trinkwasseraufnahme durch 
Verbraucher repräsentativen Probe" unökonomisch und mithin nicht konsensfähig waren. Die 
gestaffelte Stagnationsprobe erlaubte es aber (im Gegensatz zur Zufallsstichprobe) immerhin, 
das "Risikopotential" einer Hausinstallation durch Erfassung unterschiedlicher Betriebszu-
stände einigermaßen abzubilden. Die jeweiligen Einzelproben (insbesondere die S1-Probe) 
sind aber natürlich keineswegs repräsentativ für die durchschnittliche Aufnahme, sodass z. B. 
bei isolierter S1-Werterhöhung keinesfalls von einer Grenzwertverletzung gesprochen werden 
kann (auch wenn dies in praxi vielfach geschehen ist). Nun aber soll genau das explizit so 
definiert werden (unter "Bemerkungen" zu Anlage 2 Teil II). Dies ist sowohl toxikologisch 
unbegründet als auch für die praktischen Konsequenzen unter Umständen fatal, da es den Er-
messensspielraum des GA drastisch einschränken würde.  
 
Auch aus einem anderen Grunde sollte, wie uns aus der Praxis mitgeteilt wurde, hiervon un-
bedingt Abstand genommen werden: Dortige eigene an einer Vielzahl von Objekten 
durchgeführte Reihenuntersuchungen haben gezeigt, dass die Reproduzierbarkeit der S1-
Werte bei Untersuchung am selben Zapfhahn an aufeinanderfolgenden Tagen kaum gegeben 
ist; die Werte streuen in erheblichem Maße. Auch deshalb ist es nicht vertretbar, eine isolierte 
S1-Wert-Auffälligkeit als  Grenzwertverletzung zu definieren. 
 
• Anlage 2 Teil I Nr. 5 - Chrom  
Die in der Bemerkung enthaltene Forderung die Konzentration von sechswertigem Chrom 
(Cr-VI) zu minimieren ist entbehrlich, da bereits in § 6 Abs. 3 ein generelles Minimierungs-
gebot enthalten ist.  
Wenn im Rahmen der Berichtspflicht Daten zu sechswertigem Chrom gesammelt werden 
sollen, muss dieser Parameter in geeigneter Form als eigenständiger Parameter aufgenommen 
werden. Nach uns übermittelten Kenntnisstand der Praxis wird von Laboren mittlerweile statt 
Gesamtchrom Chrom-VI bestimmt, da wie auch in der Begründung angegeben der weitaus 
größte Anteil an Chrom im Trink- oder Grundwasser als sechswertiges Chrom vorliegt. Eine 
zusätzliche Analytik von Gesamtchrom ist dann aus uns mitgeteilter Sichtweise entbehrlich. 
Der bestimmte Chrom-VI-Gehalt sollte dann als Gesamtchromgehalt anerkannt werden. Hier-
zu sollte eine Anmerkung eingefügt werden.  
 
Vorschlag:  
Wird der Gehalt an sechswertigem Chrom (Cr-VI) bestimmt, gilt der festgestellte Messwert 
ebenfalls für den Parameter lfd. Nr. 5 Chrom.  
 
• Anlage 3 Teil I - Coliforme Bakterien  
Das Thema "Coliforme Bakterien" wird seit der Normänderung (Membranfiltration auf chro-
mogenen coliformen Agar (CCA)) intensiv diskutiert. In der vierten Änderung der TrinkwV 
sollte adäquat auf dieses Thema eingegangen werden. 
 
• Anlage 3a Teil III Mindesthäufigkeiten der Untersuchungen 
Im Verordnungsentwurf ist die Tabelle aus der Anlage 4, Teil II „Häufigkeit der Untersu-
chungen“  korrigiert worden. Diese Korrektur sollte auch die Tabelle aus der Anlage 3a, Teil 
III “Mindesthäufigkeiten der Untersuchungen“ erfahren.  Hier ist immer noch die Untersu-
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chungshäufigkeit bei Werten zwischen 100 001 – 125 000 Kubikmeter täglich produziertem 
Wasser in einem Versorgungsgebiet geringer als bei Werten zwischen 90 001 – 100 000 Ku-
bikmeter. 
 


• Anlage 4 Teil I Parameter der Gruppe A 
Anders als in der Begründung, Teil B, Besonderer Teil, S. 59, 6. Absatz ff zu Anlage 4 ausge-
führt, sind Enterokokken kein eindeutiger Hinweis auf fäkale Einträge. Wie jüngste 
Forschungsergebnisse zeigen, kommen Enterokokken u. a. im Darm von Mücken (keine 
Warmblütler, die Krankheitserreger ausscheiden) in der Umwelt vor. So kam es zum Beispiel 
im Jahr 2012 zu großflächigen Belastungen des Trinkwassers in Brandenburg und Mecklen-
burg, was zu erheblichen Kosten für Nachkontrollen und daraus abgeleiteten Maßnahmen 
führte. 
 
In Folge der Befunde von 2012 wurden umfangreiche, wissenschaftliche Arbeiten und For-
schungsvorhaben durchgeführt, deren Ergebnisse nun vorliegen. Diese sollten in der 
Neufassung der Trinkwasserverordnung berücksichtigt werden. Hier sind einige Quellen für 
aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zu Enterokokken im Trinkwasser: 
 
http://www.wabolu.de/psource/band147/V04b_Korth.pdf 
 
Hügler, M.; Petzoldt, H.; Nitsche, R.; Hambsch, B.; Korth, A.: Mosquitoes as source for 
enterococci in drinking water samples. In: IWA World Water Congress & Exhibi-tion 2014, 
Lisbon, Portugal, September 21 – 26, 2014, Proceedings, 6 Seiten (2014) 
 
Vor diesem Hintergrund sollte die Erweiterung der Gruppe A um Enterokken und die Erhö-
hung der Untersuchungshäufigkeit erneut geprüft und aktuelle wissenschaftliche 
Entwicklungen abgewartet werden. 
 
• Anlage 4 Teil I Buchstabe c) - Tabelle Mindesthäufigkeit der Analysen  
In der Überschrift der Spalte 3 ist „pro Jahr“ zu streichen. In der Zeile 1 ist der Bezug pro 3 
Jahre und in den weiteren Zeilen ist korrekterweise jeweils pro Jahr enthalten.  
 
• Anlage 5 Teil IV  
Es ist nicht nachvollziehbar, warum das aufgeführte Analyseverfahren für Legionellen nicht 
weiterhin im Teil I aufgeführt wird. Der Teil I bezieht sich nicht auf Grenzwerte o. ä. und hat 
auch keinen Bezug zur den Untersuchungsumfängen in Anlage 4 Teil 1. Es ist daher nur fol-
gerichtig, wenn der Inhalt des Teil IV als Buchstabe f) in den Teil I aufgenommen wird. Es 
handelt sich bei dem Parameter Legionella, spec. wie in Anlage 3 Teil II um einen speziellen 
Indikatorparameter. Auch der Verweis (zu den § 15 Absatz 1, 2 und 4 und § 20) ist korrekt.  
 
Vorschlag:  
Anlage 5 Teil I f) Die Untersuchung auf Legionella spec. ist entsprechend DIN EN ISO 11731 
unter Berücksichtigung gegebenenfalls vorliegender Empfehlungen des Umweltbundesamtes 
durchzuführen. 
 
• Anlage 5 Teil V Nr. b 
Im zweiten Satz wird ausgeführt: „Für Analysen zur Erfüllung der Berichtspflichten nach § 
21 Absatz 2 kann dabei die Probennahme als Zufallsstichprobe (Z-Probe) oder alternativ als 
gestaffelte Stagnationsbeprobung erfolgen.“ Der § 21 Absatz 2 befasst sich aber mit Informa-
tionspflichten hinsichtlich radioaktiver Stoffe. Die Berichtspflichten sind dagegen im § 21 
Absatz 3 aufgeführt. Wir bitten darum, diesen Verweis zu korrigieren.  
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Anmerkungen zu Wiederholungsprüfungen bei einmaliger Überschreitung von Grenz-
werten 
 
Tritt bei einer routinemäßigen bzw. umfassenden Trinkwasseruntersuchung eine einmalige 
Überschreitung der in der TrinkwV 2001 in den Anlagen 1-3 aufgeführten Grenzwerte auf (z. 
B. Koloniezahl 22 °C und 36 °C, Coliforme Bakterien, Escherichia coli, Enterokokken), wird 
die Verantwortung über die durchzuführenden Maßnahmen dem Gesundheitsamt übertragen. 
(Vgl. hierzu TrinkwV 2001 § 9 Absatz 1) Leider enthält hier die TrinkwV 2001 keine Rege-
lungen, das Analyseergebnis mit der Grenzwertüberschreitung dahingehend einer zweiten 
Prüfung zu unterziehen, ob tatsächlich eine Verunreinigung des Trinkwassers vorliegt oder 
aber der positive Befund auf einen Fehler bei der Trinkwasseranalyse (Probenahme, Labor, 
Hilfsmittel) zurückzuführen ist. Eine ausgeweitete Zweitprüfung könnte hier eine Klärung 
herbeiführen, insbesondere bei erstmaligem Auftreten von Grenzwertüberschreitungen. 
 
Die aktuelle Trinkwasserverordnung nennt zum einen die in den Anlagen 1 bis 3 aufgeführten 
Grenzwerte von Analyseparametern, welche bei Untersuchungen von einwandfreiem Trink-
wasser einzuhalten sind. Zum anderen wird z. B. in § 5 Absatz 1 auf Krankheitserreger 
eingegangen, welche nicht in Konzentrationen enthalten sein dürfen, die eine Schädigung der 
menschlichen Gesundheit besorgen lassen. § 5 Absatz 4 ergänzt hierbei, dass Konzentrationen 
von Mikroorganismen, die das Trinkwasser verunreinigen oder seine Beschaffenheit nachtei-
lig beeinflussen können, so niedrig gehalten werden sollen, wie dies nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem Aufwand unter Berücksichtigung von Ein-
zelfällen möglich ist. Die Trinkwasserverordnung sagt hierbei nicht aus, dass eine einmalige 
und geringfügige Überschreitung von Grenzwerten mit einer Schädigung der menschlichen 
Gesundheit gleichzusetzen ist. 
 
Das Umweltbundesamt hat hierzu 2009 für Coliforme Bakterien eine Empfehlung zur Risiko-
abschätzung und Maßnahmen bei systemischer Kontamination herausgegeben 
(Bundesgesundheitsblatt 2009 52:474-482). Hierin wird empfohlen, unmittelbar nach Mittei-
lung eines positiven Befundes an das Gesundheitsamt durch Wiederholungsuntersuchungen 
abzuklären, ob es sich um einen einmaligen Befund handelt bzw. ob eine systemische Konta-
mination vorliegt.  
 
Im Falle einer einmaligen Überschreitung von Grenzwerten sollen jedoch in einer überarbeite-
ten Trinkwasserverordnung Regelungen zu Wiederholungsprüfungen mit aufgenommen 
werden. Diese sollen eine Klärung herbeiführen, ob ein Analysefehler, eine örtliche Verunrei-
nigung oder eine systemische Verunreinigung vorliegt. Hierdurch soll insbesondere auch für 
die Gesundheitsämter Rechtssicherheit geschaffen werden, wenn diese vor der Festlegung 
von weiterführenden Maßnahmen zunächst Wiederholungsprüfungen zur Klärung der Sachla-
ge anordnen. 
 
Grenzwert "0" für Escherichia coli (E-coli) und Enterokokken 
Die Trinkwasserverordnung weist in Anlage 1 (zu § 5 Absatz 2 und 3) im Teil I „Allgemeine 
Anforderungen an Trinkwasser" richtigerweise darauf hin, dass bei der Betrachtung von E-
scherichia coli (E.coli) und Enterokokken (zu Enterokken grundsätzlich s.o.) 
Messunsicherheiten zu berücksichtigen sind. Messunsicherheiten können aber bei einem 
Grenzwert von Null nicht enthalten sein. Ein Grenzwert von Null bei Enterokokken ist mit 
der aktuellen Ausdehnung von Wasserschutzgebieten in Deutschland nur mit dem Betrieb von 
UV-Anlagen sicher einzuhalten. Dies wiederspricht dem Grundsatz, unbehandeltes Wasser 
anzubieten. 
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Aus einer stadtwerklichen Sichtweise wäre hinsichtlich des Parameters Enterokokken und der 
Aufnahme dieses Parameters bei den A-Parametern zu prüfen, ob in Abstimmung mit der 
zuständigen Gesundheitsbehörde Abweichungen von der grundsätzlichen Untersuchungs-
pflicht möglich sind.  
 
Weitere uns vorliegende Hinweise aus stadtwerklicher Sicht betreffen z.B. die Vorgabe der 
Wassertemperatur bei Kaltwasser (25 Grad) in den technischen Regelwerken und die Frage, 
ob diese im Kontext der Klimaerwärmung zukünftig einzuhalten ist. Eine Reihe von Abstim-
mungsfragen obliegt jedoch auch weiterhin der guten Zusammenarbeit zwischen örtlichen 
Versorgern und Betreibern und den Gesundheitsämtern, die jedoch auf stimmigen Rahmen-
bedingungen beruhen sollte. In diesem Sinn bitten wir Sie um entsprechende 
Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
 


Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 


 


 


 
  


Stefan Hahn  Jörg Freese 
Beigeordneter Beigeordneter 


des Deutschen Städtetages des Deutschen Landkreistages 
  


 
 


Norbert Portz 
Beigeordneter 


des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
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Beratungsvorlage 2017/0059  


 


Mainz, den 22.06.2017 


Zu TOP 4: Informationspunkte 


 


Beratung im Fachbeirat, soweit im Einzelfall Beratungsbedarf angemeldet wird. 


 


1.  § 2b UStG - Umsatzsteuer bei privatrechtlichen Entgelten Abwasserbeseitigung 


Nach dem neuen § 2b UStG bleiben solche Leistungen, die im Rahmen der Ausübung öf-
fentlicher Gewalt ausgeübt werden, auch künftig von der Umsatzsteuer befreit. Das BMF 
hatte dies in seinem Anwendungsschreiben von Ende 2016 allerdings so ausgelegt, dass die 
Erbringung „in privatrechtlicher Handlungsform“ - konkret: Erhebung privatrechtlicher Entgel-
te - insoweit gleichzusetzen sei wie die Leistungserbringung durch Private und diese Leis-
tungen von daher immer der Umsatzsteuer unterliegen.  


Dagegen hatten die kommunalen Spitzenverbände und der VkU heftig protestiert. Auch der 
GStB hatte sich entsprechend an das hiesige Finanzministerium gewandt. Es sei gegenüber 
den Bürgern als Nutzer der öffentlichen Einrichtungen schlicht nicht zu vermitteln, dass Um-
satzsteuerpflicht der Erbringung hoheitlicher Leistungen nur davon abhängen soll, ob öffent-
lich- oder privatrechtliche Entgelte erhoben werden. Daraufhin haben sich nun die Finanzmi-
nister des Bundes und der Länder Ende Juni (mehrheitlich) darauf verständigt, diese Ausle-
gung nicht weiter aufrecht zu erhalten. Somit bleibt die Vereinnahmung privatrechtlicher Ent-
gelte durch kommunale Entsorgungsbetriebe in den Bereichen der Abfallentsorgung und der 
Abwasserbeseitigung auch nach Inkrafttreten des § 2b UStG umsatzsteuerfrei.  


Im Umkehrschluss dürfte dies allerdings dazu führen, dass Leistungen außerhalb der Aus-
übung öffentlicher Gewalt, z.B. der Betrieb eines Schwimmbads, wegen der potenziellen 
Wettbewerbssituation immer der Umsatzsteuer unterliegt, also auch dann, wenn öffentlich-
rechtliche Entgelte erhoben werden. 


 


2. Anpassung der GStB-Satzungsmuster  


a) AWS: Das Satzungsmuster AWS kommt heraus, sobald die Änderungen bzgl. Funkwas-
serzählern bestätigt werden können. Daneben gibt es geringfügige Änderungen bzgl. der 
Nennung der a.a.R.d.T., der Einstellung der Wasserlieferung sowie der Ordnungswidrig-
keiten (Neuordnung), siehe Anlage zu TOP 2.  


b)  Entgeltsatzungen (Wasser und Abwasser) 
Aufgrund aktueller Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz in Sachen Beitragsmaß-
stab Schmutzwasser und Niederschlagswasser (§§ 5 und 6) sind kurzfristig nochmals Än-


TOP 4 
Seite 1 von 16







- 2 - 


.../ 3 


 


derungen erforderlich (vgl. Anlage, bei Wasser analog). Die geänderten Satzungsmuster 
sollen kurzfristig über kos / werkeDirekt zur Verfügung stehen. 


In der AES stehen derzeit keine Anpassungen an. 


 


3. SÜVOA - Sachstand 


Information aus der Abteilung Wasserwirtschaft: 


 Die vom Fachbeirat vorgetragenen Bedenken würden berücksichtigt. Es werde insbeson-
dere klargestellt, dass die Übermittlung von Einzelwerten (statt bisher Mittelwerte) nicht 
für die Abwasserabgabe verwendet werden dürfen (Stichwort: „Rakete“). 


 Die Abstimmung mit der Industrie sei abgeschlossen; dort habe es insbesondere Diskus-
sionen wegen der Überwachung der industriellen Eigenanlagen gegeben. 


 Derzeit laufe noch die rechtsförmliche Prüfung beim Justizministerium.  


 Danach könne die Verordnung verkündet werden. 


 


4. Trinkwasserentnahme am Hydranten - Systemtrenner 


Nach Auskunft von Herrn Helpenstein, Landesfeuerwehrschule, ist die Veröffentlichung des 
Gelbdrucks der angepassten DIN 14346 - Mobile Systemtrenner für die Feuerwehr - für Sep-
tember 2017 vorgesehen, die Einspruchsverhandlung für das 1. Quartal 2018. Dem Ver-
nehmen nach soll der dort normierte Systemtrenner jedoch nicht 1zu1 den aus dem Anla-
genbau bekannten entsprechen (d.h. mit zwischenliegender Spülkammer), sondern eine 
„vereinfachte“ technische Lösung sein - näheres ist hier nicht bekannt. Ob das zu Einsprü-
chen von Trinkwasserseite führen wird, wird man sehen. Die TrinkwV fordert ja nicht konkret 
den „echten“ Systemtrenner, sondern allgemein: Sicherungseinrichtungen nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik (§ 17 Abs. 6 TrinkwV). 


 


5. ArbZG, § 5 Abs. 1 - Ruhezeiten 


Eine Rücksprache beim KAV hat ergeben, dass es in dieser Sache über das KAV-
Rundschreiben aus 2012 (siehe Niederschrift zur letzten Sitzung) hinaus keine neuen Er-
kenntnisse oder Empfehlungen gibt. Herr Heymann wies in der Sitzung der Lenkungsgruppe 
jedoch nochmals darauf hin, dass es im Rahmen der bundesrechtlichen Vorgaben im ArbZG 
bei besondere Arbeitsbedingungen aus sachlichen Gründen gerechtfertigt sein kann, die 
gesetzliche Ruhezeit von 11 Stunden zu reduzieren, und zwar bis auf das den Krankenhäu-
sern gewährten Minimums von 5,5 Stunden. Für eine weitergehende Reduzierung dieses 
Mindestzeitraums dürfte es nach Auffassung des KAV jedoch keine wirksamen sachlichen 
Gründe mehr geben können. Voraussetzung für die genannte Reduzierung ist eine entspre-
chende Dienst- bzw. Betriebsvereinbarung mit dem örtlichen Personal- bzw. Betriebsrat. Als 
Anlage sind als Beispiele zwei solche Vereinbarungen (mit Reduzierung auf unterschiedliche 
Stundenzahlen) beigefügt, die insoweit als Muster verwendet werden können. 


 


6. Fachtagung Emmelshausen 2017  


Die diesjährige Fachtagung Emmelshausen am 13. September 2017 widmet sich dem aktu-
ellen Thema: "Extremniederschläge und Sturzfluten - Vorsorge und Gefahrenabwehr. Einla-
dungsflyer mit Tagungsprogramm und Anmeldemodalitäten siehe werkeDirekt. 
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8. Leitungsauskunftssystem „eStraße“ 


Hinweis auf eine weitere Firma (infrest - Infrastruktur eStrasse GmbH), die das neue Lei-
tungsauskunftsportal „eStraße“ betreibt (Anlage). Der Fachbeirat hatte sich bereits mehrfach, 
zuletzt im September 2015 zu „BIL-Leitungsauskunft“, kritisch zu solchen Systemen geäu-
ßert und beschlossen, keine Empfehlungen abzugeben. Die Lenkungsgruppe plädiert dafür, 
daran festzuhalten. 


 


9. Starkregen- und Hochwasservorsorge - Beratung durch das IBH 


Im Rahmen der bekannten Hochwasserpartnerschaften wird auch die Abwasserbeseitigung 
in die Erarbeitung von Hochwasserschutzkonzepten bzw. Konzepten zur Reduzierung der 
Schäden durch Starkregenereignisse einzubinden sein. Das beim GStB angesiedelte IBH - 
Informations- und Beratungszentrum Hochwasservorsorge - begleitet die Kommunen bei der 
Umsetzung solcher Konzepte, stellt entsprechende Materialen und Leitfäden (vgl. 
www.ibh.rlp.de/servlet/is/8891 ) bereit und berät auch im Einzelfall vor Ort. Alle Erfahrung 
zeigt, dass die Werke regelmäßig eingebunden sind. Wer im Einzelfall Bedarf nach Informa-
tionen, Hilfen oder Beratung hat, kann sich direkt an das IBH wenden. 
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DAS LEITUNGSAUSKUNFTSPORTAL 
DER INFREST
GEBÜNDELT LEITUNGSANFRAGEN STELLEN


DIE KURZE LEITUNG:
MIT INFREST ZÜGIG INFORMIERT.


Präzise Leitungsauskünfte einfach erhalten und so die  


Planung von Baumaßnahmen erleichtern – das gelingt mit 


dem webbasierten Leitungsauskunftsportal eStrasse der 


infrest. Mit nur einer digitalen Anfrage erreichen registrierte 


Nutzer alle teilnehmenden Leitungsnetzbetreiber und Be- 


hörden ausschließlich in deren Zuständigkeitsbereich. Diese 


antworten, je nach Anbindung, direkt über das Portal oder 


per Post, Fax oder E-Mail.


Der mit Leitungsanfragen verbundene Aufwand wird 


erheblich reduziert. 


Die bisher zeitintensiven einzelnen Leitungsanfragen per 


Post, E-Mail oder Fax an jeden Leitungsnetzbetreiber und 


jede Behörde entfallen vollständig – die Aufgabe der ge


zielten Zuleitung der Anfragen übernimmt das Leitungs-


auskunftsportal der infrest. Das spart Zeit und Kosten.


KONTAKT


infrest - Infrastruktur eStrasse GmbH 


Spree Palais am Dom


Anna-Louisa-Karsch-Str. 2 


10178 Berlin


Herr Jürgen Besler, Geschäftsführer


Telefon: 030 22445258-10 


Telefax: 030 22445258-99 


E-Mail: service@infrest.de, www.infrest.de


ALLE PARTNER IN EINEM PORTAL.


•	 Architekten, Baufirmen und Planungsbüros


•	 Garten- und Landschaftsbauer


•	 Leitungsnetzbetreiber der verschiedenen Medien


•	 Stadtwerke	 		  		


•	 Telekommunikationsanbieter


•	 Tief- und Hochbauämter


•	 Umwelt- und Naturschutzämter


•	 Verkehrsbetriebe


MACHEN SIE  
SICH SELBST EIN BILD.
Informationen zu unserem Demosystem erhalten Sie unter 
030 2244 5258 10 bzw. service@infrest.de


Alternativ können Sie unter www.infrest.de im Bereich 
„Kontakt“ direkt einen Demozugang beantragen.


Bundes-


weit!
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Das Leitungsauskunftsportal der infrest leitet Anfragen digital 


weiter. Anhand der angegebenen Ortsdaten werden gezielt nur 


betroffene Leitungsnetzbetreiber und Behörden angefragt.  


Im jeweiligen Gebiet tätige, aber nicht direkt von der geplanten 


Maßnahme betroffene Akteure werden angezeigt, aber nicht 


kontaktiert. So erhalten Sie mit nur einer Anfrage einen umfas-


senden Überblick.


TRANSPARENT UND ÜBERSICHTLICH.


Eine Ampel zeigt Ihnen, welche der laufenden Anfragen bei wel-


chem Ansprechpartner in Bearbeitung oder bereits abgeschlos-


sen sind. Leitungsauskünfte, die Sie per Post, Fax oder E-Mail 


erhalten haben, können am Vorgang abgespeichert werden. Alle 


Dokumente der Leitungsanfragen und -auskünfte aller Beteilig


ten sind 6 Jahre lang abrufbar. So planen und arbeiten Sie jeder-


zeit revisionssicher.


DER ERSTE WEG 
ZUR KOORDINIERUNG.


IHRE WEGE ZUR UNKOMPLIZIERTEN LEITUNGSAUSKUNFT.


Die Abwicklung der Anfragen/Auskünfte und Meldungen 


über ein zentrales Portal bietet den registrierten Nutzern 


eine ganze Reihe von Vorteilen:


•	 Sicherheit im Tiefbau.


•	 Prävention von Leitungsbeschädigungen.


•	 24/7 werden in einer Anfrage alle Beteiligten im 		
	 Zuständigkeitsbereich erreicht.
•	 Auflistung nicht zuständiger Leitungsnetzbetreiber und 	
	 Behörden zur Reduzierung der Anfragen.


•	 Einsparung von Porto, Arbeitszeit etc.


•	 Revisionssicherheit – digitale Archivierung über  
	 mindestens 6 Jahre.


•	 Mehr als 4.500 Firmen als Nutzer einer etablierten 		
	 Anwendung.


•	 Mit einer Anfrage alle zuständigen Leitungsnetzbe-		


	 treiber und Behörden erreichen
•	 Digitale Übermittlung der Auskünfte
•	 Bereitstellung zum Download


•	 Einmalige Registrierung
•	 Unbegrenzte Anzahl an Nutzern 
•	 Unbegrenzte Anzahl an Leitungsanfragen,  


	 Schachtscheinanträgen und Meldungen


PREMIUM-ZUGANG


•	 Mit einer Anfrage alle zuständigen Leitungsnetzbe-		


	 treiber und Behörden erreichen
•	 Digitale Übermittlung der Auskünfte
•	 Bereitstellung zum Download


•	 Neue Registrierung für jede Anfrage
•	 Begrenzt auf einen Nutzer 
•	 Begrenzt auf einen Schachtscheinantrag/eine 		


	 Leitungsanfrage oder Meldung
•	 Begrenzte Zugriffsdauer


EINMALZUGANG


Funktionsweise eStrasse


12.08.2016 


Anfragender Leitungsauskunftsportal eStrasse Kopplung bei Betro�enheit


Auskunftsdatenbank infrest


Auskunftsdatenbank Dritter


Onlineplanauskunft


Formularserver ö�. Verwaltung
(bspw. Genehmigungen)


Baustellenatlas


E-Mail Empfang Anfragen


Amt


Planer


Tiefbauer


EVU


infrest - Projektpräsentation eStrasse und Baustellenatlas Seite 1 


Leitungsanfrage
Schachtscheinantrag
Trassengenehmigung


Antwort speicherbar


ADB


OPLA


BSA


DB


Leitungsauskunft
Schachtscheinauskunft


GenehmigungSAP PM


* Schnittstelle zur automatischen Anlage von Leitungsfragen aus dem SAP-PM /  ** Kein Zugri� auf die Bestandsplandokumentation und Speicherung Auskunft aller Beteiligten


•	 Berliner Verkehrsbetriebe


•	 Berliner Wasserbetriebe


•	 Deutsche Telekom Niederlassung Ost


•	 envia Mitteldeutsche Energie AG


•	 EWE AG


•	 Land Berlin – alle zwölf Straßen- und Grünflächen-		
	 ämter und weitere Kommunen


•	 NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG


•	 Stromnetz Berlin GmbH


•	 TeleColumbus GmbH


•	 Vattenfall Europe Wärme AG


•	 Vodafone Kabeldeutschland GmbH


•	 50Hertz Transmission GmbH


DIESE PARTNER VERTRAUEN UNS.


DREIFACHE 
ARBEITSERLEICHTERUNG.
Auch die beiden anderen Produkte der infrest – der Baustel–


lenatlas und die Auskunftsdatenbank – können Ihre Arbeit 


erleichtern. Gerne beraten wir Sie persönlich.


Einen ersten Eindruck erhalten Sie unter www.infrest.de
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- Entwurf - 


Abwasserbeseitigung im Rahmen der räumlichen Erweiterung betreibt und nach ihrer Planung in 
Zukunft betreiben wird. 


Variante 2 


1. Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung der Beitragssätze für die erste Herstellung bilden alle 
Grundstücke und Betriebe, für die die Gemeinde/Stadt/Verbandsgemeinde bis zum … die 
Abwasserbeseitigung im Rahmen der ersten Herstellung fertiggestellt hat und plangemäß 
betreibt. 


2. Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung der Beitragssätze für die räumliche Erweiterung bilden 
alle Grundstücke und Betriebe, für die die Gemeinde/Stadt/Verbandsgemeinde ab dem … die 
Abwasserbeseitigung im Rahmen der räumlichen Erweiterung errichtet und plangemäß betreibt. 


Texthinweis: 


Die jeweilige Formulierung unter b) kann bei den Ausbautatbeständen der Erneuerung, der Verbesse-
rung und des Umbaus entsprechend Anwendung finden. 


§ 5 
Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 


(1) Der einmalige Beitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die mögliche Nutzung 
berücksichtigenden Maßstab berechnet. 


Variante 1 


(1) Maßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für 
Vollgeschosse. 


Der Zuschlag je Vollgeschoss beträgt … v.H.; für die ersten zwei Vollgeschosse beträgt der Zuschlag 
einheitlich … v.H. 


Variante 2 


(1) Maßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die Geschossfläche. Die Berechnung der 
Geschossfläche erfolgt durch Vervielfachung der Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl. 


Für beide Varianten 


(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt: 


1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilweise 
überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil unter Berücksichtigung der Tiefenbegrenzung 
noch dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen, gelten diese Flächen des Buchgrund-
stücks auch als Grundstücksfläche. 


2. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht er eine andere als die 
bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor oder liegen Grundstücke innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen: 


a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu einer 
Tiefe von … m.  
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- Entwurf - 


b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch einen 
eigenen Weg oder durch einen Zugang, der durch Baulast oder dingliches Recht gesichert 
ist, verbunden sind, die Fläche zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu 
einer Tiefe von … m. 


Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der tiefenmäßigen Begrenzung und bei der Ermittlung der Grundstücksfläche unbe-
rücksichtigt.  


3. Bei Grundstücken, die über die Begrenzung nach Nr.1 - 2 hinaus gehen, zusätzlich die 
Grundflächen der hinter der Begrenzung an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten, geteilt durch 0,4.  


4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Freibad festgesetzt ist, oder die 
innerhalb eines im  Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich 
tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. 


5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Festplatz, Freizeitanlage 
oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die Grundstücksfläche 
multipliziert mit 0,1. 


6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Campingplatz oder Wochenend-
hausgebiet festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, wird für jeden Standplatz eine 
Grundfläche von … m² und für jedes Wochenendhaus eine Grundfläche von … m² angesetzt. Die 
Summe der sich hieraus ergebenden Grundflächen wird zur Berechnung der beitragspflichtigen 
Grundstücksfläche unabhängig von einer tatsächlichen Nutzung der Entwässerungseinrichtung 
durch die einzelnen Standplätze und Wochenendhäuser durch die Grundflächenzahl 0,4 geteilt.  


Texthinweis zu Nr. 6: 


Jede Gebietskörperschaft sollte aufgrund der örtlichen Gegebenheiten die Grundflächen 
festlegen. 


7. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine der 
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie), die Fläche des 
Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung bezieht. 


8. Bei den übrigen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), die Grundfläche der an 
die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2. 


9. Für nicht bebaute Grundstücke im Außenbereich (§35 BauGB), die tatsächlich an die Einrich-
tungen der Abwasserbeseitigung angeschlossen sind, die Grundfläche, die angeschlossen ist, 
geteilt durch 0,2.  


Soweit die nach den Nr. 3, 4, 6, 8 und 9 ermittelte Grundstücksfläche größer als die tatsächliche 
Grundstücksfläche ist, wird die tatsächliche Grundstücksfläche zugrunde gelegt. 


 


Variante bei Auswahl der Variante 1 bei Abs. 1 


(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt: 
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- Entwurf - 


1. Die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse wird zugrunde 
gelegt. 


2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern nur eine 
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die höchstzulässige Baumassenzahl geteilt durch 3,5 als Zahl 
der Vollgeschosse. Ist weder eine Geschossflächenzahl noch eine Baumassenzahl festgesetzt, 
sondern nur die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die Trauf- bzw. Firsthöhe geteilt 
durch 3,5 als Zahl der Vollgeschosse. Sind sowohl Trauf- als auch Firsthöhe festgesetzt, so wird 
nur mit der höchstzulässigen Traufhöhe gerechnet. Soweit der Bebauungsplan keine Festset-
zungen trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen 
Außenwand. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen. 
Bruchzahlen werden auf ganze Zahlen abgerundet. 


3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. Firsthöhe bestimmt ist, gilt  


a) die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, die dort 
festgesetzte oder nach Nr. 2 berechneten Vollgeschosse, 


b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen. Dies 
gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer 
freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 


Bei Grundstücken, die gewerblich und /oder industriell genutzt werden, ist die tatsächliche Trauf-
höhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wenn die sich ergebende Zahl größer ist als diejenige in 
Buchstabe a), wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen abgerundet werden. Die Höhe ist ausgehend 
vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen.  


4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb 
von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sport-, Fest- und Camping-
plätze, Freibäder, Friedhöfe), wird abweichend Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss 
angesetzt. 


5. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die 
festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, abweichend von 
Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss. 


6. Für Grundstücke im Außenbereich gilt: 


a) Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Zahl der Vollgeschosse nach der 
genehmigten oder bei nicht genehmigten aber geduldeten Bauwerken nach der tatsächlichen 
Bebauung. 


b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbeschluss 
eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird, bezogen auf die 
Fläche nach Abs. 3 Nr. 7, abweichend von Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss 
angesetzt. 


7. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollgeschosse 
gilt, wenn auf Grund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der Vollgeschosse nach 
den vorstehenden Regelungen überschritten wird. 


8. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen 
zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhandene Zahl.  
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- Entwurf - 


Variante bei Auswahl der Variante 2 bei Abs. 2 


(3) Für die Berechnung der Geschossfläche nach Abs. 2 gilt: 


1. In beplanten Gebieten ist die zulässige Geschossflächenzahl aus den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes abzuleiten. 


2. Ist statt einer Geschossflächenzahl nur eine Baumassenzahl festgesetzt, gilt die höchstzulässige 
Baumassenzahl geteilt durch 3,5 als Geschossflächenzahl. Ist weder eine Geschossflächenzahl 
noch eine Baumassenzahl festgesetzt, sondern nur die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe, 
gilt als Geschossflächenzahl der Wert aus der Berechnung "höchstzulässige Trauf- bzw. Firsthö-
he geteilt durch 3,5 mal Grundflächenzahl", höchstens jedoch die Obergrenze nach § 17 Abs. 1 
bzw. Abs. 2 BauNVO. Sind sowohl Trauf- als auch Firsthöhe festgesetzt, so wird nur mit der 
höchstzulässigen Traufhöhe gerechnet. Soweit der Bebauungsplan keine solche Festsetzung 
trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außen-
wand. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen. Bruch-
zahlen werden auf ganze Zahlen abgerundet. 


3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes die 
zulässige Geschossflächenzahl nicht abzuleiten ist oder keine Baumassenzahl oder zulässige 
Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, gelten für die Berechnung der Geschossfläche 
folgende Geschossflächenzahlen: 


a) Wochenendhaus- und Kleingartengebiete 0,2 


b) Kleinsiedlungsgebiete 0,4 


c) Campingplatzgebiete 0,5 


d) Wohn-, Misch-, Dorf- und Ferienhausgebieten bei 
einem zulässigen Vollgeschoss 0,5 
zwei zulässigen Vollgeschossen 0,8 
drei zulässigen Vollgeschossen 1,0 
vier und fünf zulässigen Vollgeschossen 1,1 
sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen 1,2 


e) Kern- und Gewerbegebiete bei 
einem zulässigen Vollgeschoss 1,0 
zwei zulässigen Vollgeschossen 1,6 
drei zulässigen Vollgeschossen 2,0 
vier und fünf zulässigen Vollgeschossen 2,2 
sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen 2,4 


f) Industrie- und sonstige Sondergebiete 2,4 


Als zulässig gilt die auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandene Zahl der Vollgeschosse oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese 
Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzten Vollgeschosse. 


g) Kann eine Zuordnung zu einem der in Buchstaben a) bis f) genannten Baugebietstypen nicht 
vorgenommen werden (diffuse Nutzung), wird bei bebauten Grundstücken auf die vorhan-
dene Geschossfläche, bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken auf das in der 
näheren Umgebung des Grundstücks überwiegend vorhandene Nutzungsmaß abgestellt.  
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4. Bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan 


a) Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung einer Geschossflächenzahl oder anderer Werte, 
anhand derer die Geschossfläche nach den vorstehenden Regelungen festgestellt werden 
könnte, vorsieht, 


b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung oder eine im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 
untergeordnete Bebauung zulässt, 


c) nur Friedhöfe, Freibäder, Sport-, Fest- und Campingplätze sowie sonstige Anlagen, die nach 
ihrer Zweckbestimmung im wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden können, 
gestattet, 


gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 


Dies gilt für Grundstücke außerhalb von Bebauungsplangebieten, die entsprechend Buchstabe c) 
tatsächlich genutzt werden, entsprechend. 


5. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die aus 
den Regelungen des Bebauungsplanes abgeleitete Garagen- oder Stellplatzfläche. Soweit keine 
Festsetzungen erfolgt sind, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 


6. Ist die tatsächliche Geschossfläche größer als die nach den vorstehenden Regelungen 
berechnete, so ist tatsächliche Geschossfläche zugrunde zu legen. 


7. Für Grundstücke im Außenbereich gilt: 


a) Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Geschossflächenzahl nach der 
genehmigten oder bei nicht genehmigten aber geduldeten Bauwerken nach der tatsächlichen 
Bebauung. 


b) Für Grundstücke im Außenbereich, bei denen die Bebauung im Verhältnis zu der sonstigen 
Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl; für Grundstücke, 
auf denen nur Garagen oder Stellplätze vorhanden sind, wird eine Geschoßflächenzahl von 
0,5 zugrunde gelegt. 


Für beide Varianten 


(4) Ergeben sich bei der nach den vorstehenden Absätzen ermittelten beitragspflichtigen Fläche 
Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen abgerundet. 


Texthinweis: 


Als Alternative zu der unter Absatz 2 Nummer 2 a) und b) vorgesehenen Regelung der Tiefenbegren-
zung kann auch die nachstehende Formulierung gewählt werden: 


a) „Die Fläche von der Grundstücksseite, an der der Anschluss erfolgt ist oder voraussichtlich 
erfolgen wird, bis zu einer Tiefe von … m.“ 


b) „Bei Hinterliegergrundstücken wird die tiefenmäßige Begrenzung vom Ende der Zufahrt oder des 
Zuganges aus gemessen.“ 
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§ 6 
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 


(1) Der Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung ist die mögliche Abflussfläche ge-
wichtete Grundstücksfläche. Zu ihrer Ermittlung wird die nach § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3, 6, 7 und 8 ermit-
telte Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl nach Absatz 2 oder Faktoren nach Absatz 3 ver-
vielfacht. Bei Grundstücken, die als Sportplatz, Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof genutzt wer-
den (§ 5 Abs. 2 Nr. 5), gilt als mögliche Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche die tatsächliche 
Grundstücksfläche vervielfacht mit den Faktoren nach Abs. 3. 


(2) Als Grundflächenzahl werden angesetzt: 


1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die darin festgesetzte höchstzulässige Grundflächenzahl.  


2. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan keine Grundflächenzahlen 
festgesetzt sind und die gewichtete Grundstücksfläche auch nicht aus anderen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes ermittelt werden kann, gelten die folgenden Werte als Grundflächenzahl: 


a) Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO)  0,2 


b) Wochenendhaus-, Ferienhaus- und Campingplatz- 
gebiete (§ 10 BauNVO)  0,2 


c) Gewerbe- und Industriegebiete (§§ 8 u. 9 BauNVO)  0,8 


d) Sondergebiete (§ 11 BauNVO)  0,8 


e) Kerngebiete (§ 7 BauNVO)  1,0 


f) sonstige Baugebiete und nicht einer Baugebietsart 
zurechenbare Gebiete (sog. diffus bebaute Gebiete)  0,4 


(3) Für die nachstehenden Grundstücksnutzungen wird die nach § 5 Abs. 2 ermittelte Grundstücksflä-
che mit folgenden Faktoren vervielfacht: 


1. Sportplatzanlagen (Hartplätze und Naturrasen) 


a) ohne Tribüne  0,1 


b) mit Tribüne  0,5 


2. Sportplatzanlagen (Kunstrasen) 


a) ohne Tribüne 0,7 


b) mit Tribüne  0,9 


3. Freizeitanlagen, und Festplätze 


a) mit Grünanlagencharakter  0,1 


b) mit umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen  
(z.B. Pflasterung, Asphaltierung, Rollschuhbahn 0,8 


4. Friedhöfe  0,1 


(4) Abweichend von Absatz 2 Nr. 2 wird für die nachstehenden Grundstücksnutzungen die nach § 5 
Abs. 2 ermittelte Grundstücksfläche mit folgenden Faktoren vervielfacht: 


1. Befestigte Stellplätze und Garagen 0,9 
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2. Gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen  
mit umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen  
(z.B. Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe)  0,8 


3. Gärtnereien und Baumschulen 


a) Freiflächen  0,1 


b) Gewächshausflächen  0,8 


4. Kasernen  0,6 


5. Bahnhofsgelände  0,8 


6. Kleingärten 0,1 


7. Freibäder  0,2 


8. Verkehrsflächen  0,9 


(5) Bebaute und/oder befestigte und angeschlossene Flächen außerhalb der tiefenmäßigen Begren-
zung nach § 5 Abs. 2 Ziffer 3 werden zusätzlich berücksichtigt. 


(6) Ist die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche größer als die nach den vorstehenden Absät-
zen 1 bis 5 ermittelte Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche, so wird der Faktor soweit um 
0,1 oder ein Mehrfaches davon erhöht, bis die sich dann ergebende Abflussfläche gewichtete 
Grundstücksfläche mindestens ebenso groß ist wie die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche.  


Wird auf diese Weise die mögliche Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche für die Mehrzahl 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) gelegenen Grundstücke in der näheren 
Umgebung erhöht, so gilt die Erhöhung für alle Grundstücke, insbesondere auch für unbebaute. 


(7) Ist das Einleiten von Niederschlagswasser durch den Einrichtungsträger oder mit dessen Zu-
stimmung flächenmäßig teilweise ausgeschlossen, wird die mögliche Abflussfläche gewichtete 
Grundstücksfläche entsprechend verringert. Bei einem volumenmäßigen Ausschluss wird die 
mögliche Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche entsprechend der in der Entwässerungs-
planung zugrunde gelegten Versickerungsleistung der Mulde, Rigole o.ä. verringert.  


(8) Bei angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird die tatsächlich überbau-
te und befestigte Fläche zugrunde gelegt. 


(9) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese auf 
ganze Zahlen abgerundet. 


Texthinweis: 


Alternative zu Abs. 6 Satz 1: 


„Ist die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche größer als die nach den vorstehenden Absätzen 1 
bis 5 ermittelte Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche, so wird die tatsächlich bebaute und be-
festigte Fläche als mögliche Abflussfläche gewichtete Grundstücksfläche zugrunde gelegt.“ 


§ 7 
Entstehung des Beitragsanspruches, Kostenspaltung 


(1) Der Beitragsanspruch entsteht, sobald die Einrichtung oder Anlage vom Beitragsschuldner in An-
spruch genommen werden kann. Die Vorschriften des § 3 Abs. 2 bis 5 bleiben unberührt. 


TOP 4 
Seite 16 von 16









